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Zwischen selbstbestimmter sozialer Teilhabe, fürsorglicher Aus- 
grenzung und Bevormundung – Lebenslagen und Lebensbedingungen 
von Menschen, die wir behindert nennen

Eckhard Rohrmann

1  Vorbemerkung
 

Mein Beitrag wird sich neuerlichen Sprachregelungen, bei denen die Rede ist von 
„behinderten Menschen“ oder „Menschen mit Behinderungen“, nicht anschließen. 
Nach meinem Verständnis ist Behinderung Ausdruck solcher gesellschaftlicher 
Bedingungen und Verhältnisse, die Menschen mit körperlichen, organischen, sozialen 
oder sonstigen Beeinträchtigungen bei der subjektiven Aneignung von und der 
sozialen Teilhabe an relevanten gesellschaftlichen Lebenszusammenhängen 
behindern. Wenn solcherart Behinderte als Behinderte bezeichnet werden, werden 
sie nicht dadurch diskriminiert, sondern durch die Verhältnisse, die sie behindern. 
Im Übrigen sollte die Tatsache, dass Behinderte Menschen sind, so selbst- 
verständlich sein, dass sie nicht jedes Mal betont zu werden braucht, wenn man von 
ihnen spricht. Wir reden ja schließlich auch nicht von studierenden Menschen, von 
Menschen mit einem Bundestagsmandat oder von Menschen mit einem weiblichen, 
intersexuellen oder männlichen Geschlecht.

2  Zum Wandel des gesellschaftlichen Verständnisses von Behinderung
 

Bis Ende der 1950er Jahre galt Behinderung als ontologischer, naturwüchsig-schicksal- 
hafter, biologisch-medizinischer Tatbestand. Betroffene galten in pädagogischer 
Hinsicht als eingeschränkt oder gar nicht bildungsfähig, in sozialer Hinsicht als 
„invalid“. Sie wurden zumeist in Anstalten, wie sie in Deutschland vermehrt in der 
2. Hälfte des 19. Jahrhunderts entstanden sind, asyliert, in Deutschland in den 1940er 
Jahren bekanntlich auch in eigens dazu umgebauten Tötungsanstalten massenhaft 
liquidiert. 
Nach der Befreiung Deutschlands 1945 wurde diesen Menschen zwar nicht mehr 
das Lebensrecht vorenthalten, vielen aber nach wie vor das Bildungsrecht, weil man 
sie für bildungsunfähig hielt sowie fast jegliche Teilhabe- und Persönlichkeitsrechte, 
weil man sie für anstaltsbedürftig hielt.
„Idioten und Imbezille sind nicht bildungs- und deshalb nicht einmal hilfsschulfähig. 
Es hat keinen Zweck, wie es immer noch geschieht, Schulen damit zu belasten“ 
(Villinger 1952, S. 504) so der seinerzeit als „Führer der deutschen Kinderpsychiatrie“ 
(Busemann u. Stutte 1952, S. 381) gefeierte Marburger Psychiater Werner Villinger. 
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Wie Villinger äußerte sich zwei Jahre später auch der Verband Deutscher Hilfs- 
schullehrer in einer Denkschrift, die sämtlichen Kultusministerien und Regierungs- 
präsidien der damaligen Bundesrepublik vorgelegt wurde. „Erweist sich ein Kind 
während seiner Hilfsschulzeit als bildungsunfähig, ist die Ausschulung zu veran- 
lassen“ (VDH 1955, 47).
Zum Umdenken kam es erst in den 1960er Jahren, und zwar keineswegs aufgrund 
fachlicher Einsichten der heilpädagogisch ausgewiesenen Experten, sondern 
auf Druck engagierter Eltern von Kindern, die sie selbst als „geistig behindert“ 
bezeichneten. Sie hatten sich im November 1958 zusammen mit Fachleuten, vor 
allem Medizinern aus dem Bereich der Kinder- und Jugendpsychiatrie, zu einem 
bundesweiten, in den Folgejahren rasch expandierenden Interessenverband 
„Lebenshilfe für das geistig behinderte Kind“ zusammengeschlossen und setzten 
die Bildungspolitik u.a. mit der Forderung des Rechtes auf Bildung auch für ihre 
Kinder zunehmend unter Druck. In den 1960er Jahren konnten sie ihre Vorstellungen 
auch gegen Widerstreben der Fachwelt durchsetzen und es entstanden erste 
Schulen für seither sog. geistig Behinderte. Im Zuge dieser Entwicklung gelang es 
dann auch der heilpädagogischen Disziplin, sich von der medizinischen Dominanz zu 
befreien und als eigenständige pädagogische Subdisziplin akademisch zu etablieren. 
Damit einher ging ein Wandel im Verständnis von Behinderung und auch von 
Bildung und Bildsamkeit. Für Otto Speck (1964, S. 354) „erscheint es angebracht, auf 
den mehr als fragwürdigen Begriff ‚Bildungsunfähigkeit’ völlig zu verzichten“ und 
stattdessen zwischen Graden der Bildbarkeit zu unterscheiden. Heinz Bach (1966, 
S. 17) entwickelt schließlich den Begriff von der „praktische(n) Erziehbar“- oder 
„Bildbarkeit“. Die pädagogische Wende des Faches war vielfach verbunden mit 
einer Abkehr von dem Begriff Heilpädagogik, welcher zumeist durch den Begriff 
„Sonderpädagogik“ ersetzt oder in synonymer Bedeutung ergänzt wurde.
Sonderpädagogik beschäftigt sich nach ihrem eigenen, noch bis heute verbreiteten 
Selbstverständnis, so Karl Josef Klauer (1992, S. 9), mit der „Erziehung und Bildung 
von Kindern und Jugendlichen, die im Rahmen der allgemeinen Erziehung und 
Bildung nicht hinreichend gefördert werden können und deshalb besonderer Hilfe 
 bedürfen“. Weiter schreibt er: „Regel und Ausnahme, das ist der Hintergrund, 
vor dem sich die Sonderpädagogik selbst sieht. Sie hat es mit den Ausnahmen zu 
tun, denen etwa die Regelschule nicht gerecht werden kann“ (a.a.O, S. 11). Ulrich 
Bleidick (1998, S. 7), seinerzeit einer der meistzitierten deutschsprachigen Fach- 
vertreter, spricht von dem „Gesamtgebiet all jener Veranstaltungen ..., die abseits 
vom Regelfall des ‚Normalen’ auch unter dem Namen Sonderpädagogik auftreten“. 
Sonderpädagogik hat es also nach eigenem Bekunden mit Menschen zu tun, die 
irgendwie anders, nicht normal oder besonders sind und sich folglich, wie Bleidick es 
ausdrückt, eben auch nur „abseits vom Regelfall des ‚Normalen’“ und  „nicht mit den 
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‚üblichen‘ Mitteln erziehen und unterrichten ... (lassen) und spezieller, ‚besonderer’ 
pädagogischer Verfahrensweisen ... (bedürfen)“ (a.a.O, S. 28). Für die „normalen“ 
Schülerinnen und Schüler die allgemeine, die Regelpädagogik, für die anderen, die 
Ausnahmen, nicht normalen, eben besonderen, die Sonderpädagogik. Sonder- 
pädagogik als besondere Pädagogik für besondere Schülerinnen und Schüler, die 
nur in besonderen Institutionen lernen und später auch, das sei hier nur am Rande 
erwähnt, arbeiten, wohnen und leben können.
So könnte man das auf eine Kurzformel bringen und in der Tat begründete und 
begründet zu großen Teilen bis heute die Sonderpädagogik genau so oder so 
ähnlich in aller Regel die besondere pädagogische Behandlung ihrer Schülerschaft in 
besonderen Institutionen, langsam zunehmend auch an sog. Regelschulen.
Das klingt auf den ersten Blick plausibel. Besondere Schülerinnen und Schüler 
benötigen eben auch besondere, d. h. genau auf ihre Besonderheiten abgestellte 
besondere pädagogische Förderung und Behandlung und genau in diesem Sinne 
erfolgte mit der allgemeinen Bildungsexpansion auch die Expansion des Sonder- 
schulwesens in der Bundesrepublik Ende der 60er, Anfang der 70er Jahre. 
Zusammenfassend kann also festgehalten werden, dass es in den 1960er Jahren zu 
einem Wandel des Behinderungsverständnisses
•	 weg von der Vorstellung eines ontologischen, naturwüchsig-schicksalhaften, 

unabänderlichen biologisch medizinischen Tatbestand („invalid“, „lebens- 
unwertes Leben“) mit der praktischen Konsequenz der Asylierung, Sterili- 
sierung und Liquidierung,

•	 hin zur Vorstellung eines Bildungs- und Rehabilitationstatbestandes mit der 
praktischen Konsequenz der Förderung durch pädagogische und soziale Sonder- 
behandlung1.

Der beschriebene Wandel fand auch auf internationaler Ebene statt und fand 
schließlich 1980 seinen Niederschlag in der International Classification of 
Impairments, Disabilities and Handicaps (ICIDH). Hier wurde differenziert zwischen 
•	 Impairment (Schädigung) auf der biologischen, 
•	 Disability (Leistungsminderung) auf der individuellen und 
•	 Handicap (Behinderung) auf der sozialen Ebene.

1	 An dieser Stelle möchte ich, um Missverständnisse zu vermeiden, eine kurze Anmerkung machen. Der 
	 Begriff Sonderbehandlung hat im Zuge der massenhaften Vernichtung von Behinderten, Juden und 
	 anderen Menschen in der NS-Zeit die Bedeutung von Ermorden durch Giftgas erhalten. Im Jargon der Heil- 
	 und Sonderpädagogen war dieser Begriff jedoch schon viel früher geläufig. So berichtete z. B. der damalige 
	 Hilfsschulpädagoge Arno Fuchs, der sich als Berliner Magistratsschulrat seit der Wende zum 20. Jahr- 
	 hundert maßgeblich für den Ausbau des Berliner Sonderschulwesens mit reichsweitem Modellcharakter 
	 eingesetzt hatte, in einer Abhandlung über das Berliner Sonderschulwesen: „Die Sonderbehandlung der 
	 Schwachsinnigen begann in Berlin mit der Eröffnung der Idiotenanstalt Dalldorf (heutigen Heilstätten- 
	 schule in Wittenau) im Jahre 1881“ (Fuchs 1927, S. 48).
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Allerdings wurden Behinderung und Leistungsminderung immer noch weitgehend 
kausal auf die Schädigung zurückgeführt.
In den 1960er Jahren schlossen sich in zahlreichen Ländern Behinderte zusammen, 
die erkannt hatten, dass ihre Einschränkungen nicht primär Folge ihrer Schädigungen, 
sondern behindernder gesellschaftlicher Bedingungen sind. Nach dem Vorbild der 
Bürgerrechtsbewegung der Schwarzen und der Studierendenbewegung kämpften 
sie für Gleichstellung, soziale Teilhabe und gegen paternalistische Entmündigungen 
und pädagogische Sonderbehandlung durch Experten der unterschiedlichsten 
Disziplinen und Professionen. In den USA entstand die Independend-Living- 
Bewegung, die sich schnell international ausweitete. Auch in Deutschland ent- 
standen in zahlreichen Städten Behinderteninitiativen, die, bei unterschiedlicher 
inhaltlicher und programmatischer Ausrichtung gegen die Aussonderung Behinderter 
aus regulären Lebens-, Lern-, Wohn- und Arbeitszusammenhängen kämpften und 
sich ab 1980 auch bundesweit vernetzten. Anlässlich der nationalen Eröffnungsver- 
anstaltung des UNO-Jahres der Behinderten am 24. Januar 1981 in der DO West- 
falenhalle besetzten sie die Hauptbühne, von der in wenigen Minuten der damalige 
Bundespräsident Carl Carstens hätte sprechen sollen und entrollten ein Transparent 
mit der Aufschrift „keine Reden, keine Aussonderung, keine Menschenrechts- 
verletzungen“. Knapper und präziser kann man die Idee der Inkusion, zu der sich 
leidenschaftlich zu bekennen, heute, knapp 40 Jahre später, die political correctness 
gebietet, eigentlich kaum auf den Punkt bringen. Durch die Gründung gemeinde-
naher ambulanter Assistenzdienste als Gegenentwurf zur verbreiteten stationären 
Unterbringung von Menschen mit Behinderung, die bei der Bewältigung ihres All-
tages auf Unterstützung angewiesen sind, haben manche dieser Initiativen seit Ende 
der 1970er/Anfang der 1980er Jahre, leider bislang in nur sehr wenigen Städten ihre 
Forderungen auch ganz praktisch umgesetzt.
„Gemeinsam leben, gemeinsam lernen“ war und ist das Motto zahlreicher örtlicher 
und überregionaler Elterninitiativen die in den 1970er Jahren entstanden und sich 
1985 zur Bundesarbeitsgemeinschaft „Eltern gegen Aussonderung“ zusammen- 
geschlossen hatten und forderten. Das was diese Behinderten- und Eltern- 
bewegungen wollten und forderten und was schon damals von Teilen nicht nur 
der akademischen  Behindertenpädagogik auch theoretisch begründet und z. B. 
von Kollegen wie Georg Feuser (1989) etwa mit seinem Entwurf einer allgemeinen 
integrativen Pädagogik und einer dieser entsprechenden entwicklungslogischen 
Didaktik auch schulpädagogisch und didaktisch operationalisiert wurde, war eben-
falls im Kern nichts anderes, als das was mit dem Begriff der Inklusion letztlich 
gemeint ist, auch wenn der Begriff selbst erst seit der 2. Hälfte der 1990er Jahre 
im deutschsprachigen Raum Verbreitung fand. Die Heil- und Sonderpädagogik, die 
heute zumindest als wissenschaftliche Disziplin die Idee der Inklusion weitgehend 
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adaptiert hat, manchmal auch – m. E. fälschlicherweise – die Urheberschaft dafür 
reklamiert, reagierte seinerzeit geschockt und verstört. Nachdem sie sich gerade 
erst als akademische Disziplin etablieren konnte und gerade erst das Sonderschul-
wesen qualitativ und quantitativ erheblich ausgebaut worden ist, gingen Teile 
derjenigen, denen all diese Segnungen zugedacht waren, auf die Straße und sagten, 
das alles wollen wir gar nicht. 
 „Die Heil-, Sonder- oder Behindertenpädagogik ist zur Frage geworden, grund- 
legend zur Disposition gestellt“, konstatierte etwa 1988 Otto Speck (1988, S. 11). 
„Weil sie diese Erfahrung eigentlich zum ersten Mal in ihrer Geschichte machen 
musste, fiel es ihr schwer, die Fragezeichen am Horizont zu erkennen. Zusätzlich 
wurde sie in ihrer beharrenden Position noch verstärkt durch radikale Infragestel-
lungen: Löst die Heime auf! Schafft die Sonderschulen ab! Pädagogische Spezial-
isten: Nein, danke!“  (ebd.). 
Sechzehn Jahre später spricht Speck (2004, S. 62) rückblickend von „eine()(m) heil-
samen Schock, der der Sonderpädagogik die Chance bot, einen Perspektivwechsel 
vorzunehmen, der darauf gerichtet war, der Selbstbestimmung des Einzelnen, der 
Autonomie des Lernens und Handelns, mehr Gewicht beizumessen“. Zum zweiten 
Mal in der deutschen Nachkriegsgeschichte kam es also zu einem Wandel des 
Behinderungsverständnisses
•	 weg von herkömmlichen Konzepten 
	 – behütender, 
	 – entmündigender und 
	 – infantilisierender 
Fürsorge, Förderung und Erziehung von Behinderten und Sonderbehandlung in 
speziellen Sondereinrichtungen,
•	 hin zu 
	 – emanzipatorischen, 
	 – selbstbemächtigenden 

Ansätzen, die die Schaffung von geeigneten Rahmenbedingungen nahe legen, 
unter denen sich Menschen, die wir behindert nennen, innerhalb regulärer 
Lebenszusammenhänge in fortschreitendem Maße als eigenständige 
Subjekte selbstbestimmt entscheiden und entfalten und ihrer eigenen 
Normalität entsprechend leben können.

Wiederum wurde dieser Wandel wie schon in den 1960er Jahren nicht initiiert und 
vorangetrieben durch die Disziplin und Profession der Heil- und Sonderpädagogik, 
sondern gegen den Widerstand zumindest des Mainstreams des Faches durch 
Behinderte und ihre Eltern.
Auch in der Behindertenpolitik lässt sich dieser Wandel seit den 1990er Jahren 
beobachten, und zwar relativ unabhängig von Parlamentsmehrheiten und Regierungs-



beteiligungen. 
•	 1992 wurde das überkommene noch aus dem Kaiserreich stammende Entmündi-

gungs- und Vormundschaftsrecht durch das Betreuungsgesetz abgelöst, welches 
nicht primär auf Entrechtung und Bevormundung, sondern auf Schutz und Unter-
stützung der Betroffenen abzielt, auch wenn dieses Ziel, wie in den späteren Aus-
führungen noch gezeigt wird, in der Praxis vielfach nicht erreicht wird.

•	 1994 wurde der Satz: „Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt 
werden“ als Art. 3 Abs. 3 Satz 2 in das Grundgesetz aufgenommen.

•	 2001 wurde im SGB IX das Behindertenhilferecht neu gefasst. Der Definition aus 
dem früheren Schwerbehindertengesetz „Menschen sind behindert, wenn ihre 
körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder seelische Gesundheit mit hoher 
Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate von dem für das Lebensalter typischen 
Zustand abweichen“ wurde der Halbsatz hinzugefügt „und daher ihre Teilhabe am 
Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt ist“ (SGB IX, § 2, Abs. 1). Seit 2018 lautet 
die Definition: „Menschen mit Behinderungen sind Menschen, die körperliche, 
seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wechsel- 
wirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleich- 
berechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als 
sechs Monate hindern können“. Zwar wird hier die biologische Fundierung des 
Behinderungsverständnisses nicht überwunden, doch gesellschaftliche Barrieren 
und neuerdings auch die Wechselwirkung solcher Barrieren mit biologischen Funk-
tionseinschränkungen mit in den Blick genommen.

•	 2002 wurde das Bundesgleichstellungsgesetz verabschiedet. „Ziel dieses Gesetzes 
ist es ist die Benachteiligung von behinderten Menschen zu beseitigen und zu 
verhindern sowie die gleichberechtigte Teilhabe von behinderten Menschen 
am Leben in der Gesellschaft zu gewährleisten und ihnen eine selbstbestimmte 
Lebensführung zu ermöglichen“ (§1). Um das Gesetz seinerzeit noch in der 
laufenden Legislaturperiode zu verabschieden, galt es allerding zunächst nur auf 
Bundesebene, um Verzögerungen durch die ansonsten notwendige Beteiligung 
des Bundesrates zu vermeiden.

•	 2003 fand das Europäische Jahr der Menschen mit Behinderungen. Erneut waren 
einige derer die 1981 die Bühne besetzt haben, an den nationalen Veran- 
staltungen beteiligt. Dieses Mal allerdings als geladene Gäste oder sogar als 
Verantwortliche für die Durchführung der Veranstaltungen.

•	 2006 wurde mit dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz der Dis- 
kriminierungsschutz des Bundesgleichstellungsgesetzes auf die Länder, 
Kommunen und den privaten Sektor sowie auf weitere Personengruppen 
ausgeweitet. 

8
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•	 Im Dezember 2008 wurde das Gesetz zur Ratifizierung der UN-Behinderten-
rechtsdeklaration verabschiedet, welche damit im März 2009 auch in Deutsch-
land in Kraft trat.

•	 2018 schließlich trat das Bundesteilhabegesetz in Kraft, welches allerdings in 
manchen Passagen unter den Interessenvertretungen von Behinderten umstrit-
ten ist.

3  Lebenslagen und Lebensbedingungen Behinderter in Deutschland im 
     Lichte der UNO-Behindertenrechtskonvention
 

Leider werden die zumeist durchaus richtungsweisenden Ansätze der Behinderten-
politik insbesondere in den Bereichen der Bildungs-, der Rechts- und der Sozialpolitik 
weitgehend konterkariert. Das beginnt, wie schon gezeigt, in der Sozialpolitik bereits 
mit dem dort vorherrschenden Behinderungsverständnis des SGB IX, welches heute 
zwar Behinderung nicht mehr unmittelbar auf die biologische Schädigung reduziert, 
diese aber nach wie vor als unabdingbare Voraussetzung für das Vorliegen einer 
Behinderung ansieht. Die weiteren Ausführungen werden sich mit ausgewählten 
Lebenslagen Behinderter in Deutschland auseinandersetzen und diese im Lichte 
der UN-BRK beleuchten. Dabei wird sich der Fokus nicht auf den Bildungsbereich 
und Art. 24 der UN-BRK richten, der ja zumeist im Mittelpunkt einschlägiger Fach- 
debatten steht, sondern auf die Art. 12, 14, 15 und 19, die sich auf Lebensbereiche 
richten, für die Lebensbedingungen Behinderter ebenfalls von entscheidender 
Bedeutung sind.

3.1  Zur UN-Behindertenrechtskonvention und der Überwachung ihrer 
        nationalstaatlichen Einhaltung und Umsetzung
 

Wie schon erwähnt ist die UN-BRK in Deutschland seit dem 26. März 2009 rechts-
verbindlich. Bei dieser Konvention handelt es sich nicht um eine Art „Sonder- 
menschenrechtsabkommen“ für Behinderte, als welche das Übereinkommen in der 
öffentlichen Diskussion zuweilen missverstanden wird, sondern, wie alle anderen 
Menschenrechtsabkommen der Vereinten Nationen auch (Zivilpakt, Sozialpakt, 
 Anti-Rassismus-Konvention, Frauenrechtskonvention, Anti-Folterkonvention, Kinder- 
rechtskonvention, Wanderarbeiterkonvention sowie die kurz nach der UN-BRK ver-
abschiedete Konvention gegen Verschwindenlassen) um Konkretisierungen der 
am 10. Dezember 1948 von der UN-Vollversammlung verabschiedeten Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte.
Die Umsetzung und Einhaltung all dieser internationalen Abkommen und so auch 
der UN-BRK wird durch einen internationalen, aus unabhängigen Expertinnen und 



Experten bestehenden und dem jeweiligen Abkommen zugeordneten Fachaus-
schuss oder -komitee, im Falle der UN-BRK durch das Committee on the Rights of 
Persons with Disabilities (CRPD) überwacht2 (Art. 34 UN-BRK). Alle Staaten, die 
dieses Abkommen ratifiziert haben, verpflichten sich, erstmalig zwei Jahre nach 
Inkrafttreten des Abkommens im jeweiligen Mitgliedsstaat und dann alle vier Jahre 
einen Staatenbericht vorzulegen (Art. 35, Abs. 1 und 2 UN-BRK). 
Der erste Staatenbericht für die Bundesrepublik zur UN-BRK wurde am 3. August 
2011 vom Bundeskabinett verabschiedet, anschließend veröffentlicht und dem 
Komitee über den UN-Generalsekretär zugeleitet. 
Nach der Vorlage der Staatenberichte haben Nichtregierungsorganisationen (NGO) 
Gelegenheit, zu den Berichten Stellung zu nehmen und Schatten- bzw. Parallel- 
berichte vorzulegen. Auf der Grundlage der vorliegenden Berichte unternimmt das 
Komitee in öffentlicher Sitzung eine Überprüfung des jeweiligen Staatenberichtes. 
Diese erfolgte im Falle des deutschen Berichtes zur UN-BRK am 26. und 27 März 
2015. Zum Abschluss des Verfahrens veröffentlicht das Komitee sog. Abschließende 
Bemerkungen (Concluding Observations, CO), in denen es zu den Staatenberichten 
und zur Umsetzung der Konvention Stellung nimmt. Die CO zum ersten Staaten- 
bericht der Bundesrepublik Deutschland zur UN-BRK hat das Komitee am 17. April 
2015 vorgelegt3. Sie umfassen insgesamt elf Seiten. Sechs Zeilen dieses Dokuments 
sprechen relativ allgemein positive Aspekte an, während auf zehn Seiten z. T. scharfe 
Kritiken an der bisherigen Umsetzung der Konvention in Deutschland geäußert und 
Empfehlungen zur Überwindung der identifizierten Missstände formuliert werden. 

3.2  Artikel 12: Gleiche Anerkennung vor dem Recht
 

In Art. 12 bekräftigen „die Vertragsstaaten ..., dass Menschen mit Behinderungen das 
Recht haben, überall als Rechtssubjekt anerkannt zu werden“ (Abs. 1), sie „anerken-
nen, dass Menschen mit Behinderungen in allen Lebensbereichen gleichberechtigt 
mit anderen Rechts- und Handlungsfähigkeit genießen“ (Abs. 2) und  stellen sicher, 
dass „der Wille und die Präferenzen der betreffenden Person geachtet werden“ 
(Abs. 4).
Art. 12 der UN-BRK ist eine auch bereits in Art. 16 des Zivilpaktes der UN vom 19. 
Dezember 1966 vorgenommene Konkretisierung des Art. 6 der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte der UN: „Jeder hat das Recht, überall als rechtsfähig 
anerkannt zu werden“. 

2	 Dazu veröffentlicht das Komitee erforderlichenfalls auch sog. General Comments mit Präzisierungen oder 
	 konkretisierenden Auslegungen einzelner Bestimmungen.
3	 Alle Dokumente zur UN-BRK und ihrer Umsetzung in Deutschland finden sich unter: http://www.institut- 
	 fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsinstrumente/vereinte-nationen/menschenrechtsabkommen/ 
	 behindertenrechtskonvention-crpd/
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Bereits im Mai 2014 veröffentlichte das CRPD einen General Comment (GC) zum 
Art. 12 der Konvention in dem klargestellt wird, „dass das menschenrechtsbasierte 
Modell von Behinderung den Wechsel vom Paradigma der ersetzenden Ent- 
scheidungsfindung4 zum Modell der unterstützten Entscheidungsfindung5 impliziert“ 
(CRPD 2014 I, Nr. 3; Hervorhebung ER), während in der Praxis vieler Länder bislang 
„Menschen mit Behinderungen in vielen Bereichen in diskriminierender Weise 
das Recht auf rechtliche Handlungsfähigkeit verwehrt (wird), und zwar durch das 
System der ersetzenden Entscheidungsfindung, wie beispielsweise bei einer 
Vormundschaft, rechtlicher Betreuung und bei Gesetzen zur psychischen Gesund-
heit, die eine Zwangsbehandlung zulassen. Diese Praktiken müssen abgeschafft 
werden, um sicherzustellen, dass die volle rechtliche Handlungsfähigkeit für 
Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen wiederhergestellt 
wird“ (CRDP 2014 I, Nr. 7). Ausdrücklich weist das Komitee darauf hin, „dass ‚Geistes- 
gestörtheit’ und andere diskriminierende Bezeichnungen kein legitimer Grund für 
die Versagung der rechtlichen Handlungsfähigkeit (rechtliche Rolle und Rechts- 
stellung im Verfahren) sind. Nach Artikel 12 sind wahrgenommene oder tatsächliche 
Defizite in der geistigen Fähigkeit keine Rechtfertigung für die Versagung der recht- 
lichen Handlungsfähigkeit“ (CRPD 2014 II, Nr. 13; Hervorhebung ER). Für das Komitee 
ist das verbreitete „Konzept geistige Fähigkeit ... höchst umstritten. Entgegen 
den üblichen Darstellungen handelt es sich hier nicht um ein objektives, wissen- 
schaftliches und naturgegebenes Phänomen. Geistige Fähigkeit hängt vom sozialen 
und politischen Kontext ab; dies gilt ebenso für die Fachbereiche, Berufe und 
Praktiken, die bei der Beurteilung geistiger Fähigkeit eine beherrschende Rolle 
spielen“ (CRPD 2014 II, Nr. 14, Hervorhebung ER).

Das Komitee hat „in der Mehrzahl der Berichte der Vertragsstaaten, die der Aus-
schuss bisher untersucht hat“, festgestellt, dass in unzulässiger Weise „die Begriffe 
geistige und rechtliche Fähigkeit verschmolzen (werden), sodass Personen, deren 
Fähigkeiten, Entscheidungen zu treffen, zumeist aufgrund einer kognitiven oder 
psychosozialen Behinderung vermeintlich beeinträchtigt sind, die Rechtsfähigkeit, 
eine bestimmte Entscheidung zu treffen, in der Folge entzogen wird. Dies wird ein-
fach entschieden auf Grundlage der Diagnose einer Beeinträchtigung (Status-Ansatz) 
oder wenn eine Person eine Entscheidung mit vermeintlich negativen Auswirkungen 
trifft (Ergebnis-Ansatz) oder wenn die Fähigkeiten einer Person, Entscheidungen zu 

4	 Im englischen Original: substitute decision-making.
5	 Im englischen Original: substitute decision-making.



treffen, als mangelhaft betrachtet werden (funktionaler Ansatz). Der funktionale 
Ansatz versucht, geistige Fähigkeit zu bewerten und rechtliche Handlungsfähigkeit 
dementsprechend zu versagen. Er stützt sich häufig darauf, ob die betreffende 
Person die Art und die Folgen einer Entscheidung erfassen kann beziehungsweise 
ob sie mit den entsprechenden Informationen umgehen und sie abwägen kann. 
Dieser funktionale Ansatz ist aus zweierlei Gründen mangelhaft: a) weil er in dis- 
kriminierender Weise auf Menschen mit Behinderungen angewandt wird, und b) weil 
er vorgibt, die inneren Abläufe des menschlichen Geistes genau beurteilen zu können 
und ein zentrales Menschenrecht – das Recht auf gleiche Anerkennung vor dem 
Recht – versagt, wenn jemand den Begutachtungstest nicht besteht. Bei all diesen 
Ansätzen wird die Behinderung eines Menschen und/oder seine Entscheidungs- 
fähigkeit als legitime Basis genommen, die rechtliche Handlungsfähigkeit zu 
versagen und ihren Status als Rechtssubjekt zu verringern. Artikel 12 lässt eine 
solche diskriminierende Versagung der rechtlichen Handlungsfähigkeit nicht zu, 
sondern verlangt vielmehr Unterstützung bei ihrer Ausübung“ (CRDP 2014 II, Nr. 15, 
Hervorhebung ER). Von Ausnahmen, etwa im Sinne einer ultima ratio, ist hier und 
auch an keiner anderen Stelle je die Rede.
Zwar wurde, wie schon erwähnt, mit dem 1992 in Kraft getretenen Betreuungsrecht 
die noch aus dem Kaiserreich stammenden und vor allem auf den Entzug elementarer 
Bürgerrechte ausgerichteten Entmündigungen und Vormundschaften für Volljährige 
ersetzt durch das einheitliche Rechtsinstitut der Betreuung, das, wie ebenfalls schon 
erwähnt, eigentlich primär auf den Schutz der Betroffenen statt auf deren Ent- 
rechtung abzielen sollte. In der Praxis jedoch wurde diese Intention nur unzu- 
reichend umgesetzt. Auch seit der Reform können Betreuerinnen oder Betreuer 
gegen den Willen der Betroffenen bestellt werden. Mindestens in diesen Fällen ent-
spricht die Betreuerbestellung einer faktischen Entmündigung, und die Betreuungs-
verhältnisse haben mit ihren ersetzenden Entscheidungsfindungen den gleichen 
bevormundenden Charakter wie zuvor die überkommenen Vormundschaften. 
Daran hat auch das zweite Betreuungsrechtsänderungsgesetz von 2004 nichts 
Grundlegendes geändert. Durch dieses wurde auf Initiative des Bundesrates im 
Paragraph 1896 BGB ein Abs. 1a mit folgendem Wortlaut einzufügen: „Gegen den 
freien Willen des Volljährigen darf ein Betreuer nicht bestellt werden“. Auf den 
ersten Blick könnte man meinen, dass damit der vom Committee on the Rights of 
Persons with Disabilities geforderte Wechsel vom Paradigma der ersetzenden zum 
Modell der unterstützten Entscheidungsfindung schon damals eingelöst worden 
sei. Ein Blick in die Begründung für den Entwurf dieser Gesetzesänderung macht 
jedoch deutlich, dass dies keineswegs der Fall ist. Dort wird nämlich spitzfindig 
unterschieden zwischen dem sog. freien Willen und dem natürlichen Willen und nur, 
wer über einen freien und nicht nur natürlichen Willen verfügt, sollte sich künftig 
der zwangsweisen Bestellung einer Betreuung erwehren können. Wann aber ist ein 
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Wille frei und wann nur natürlich? Die Begründung für das zweite Betreuungsrechts-
änderungsgesetz nennt als „die beiden entscheidenden Kriterien“ für das Vorliegen 
eines freien Willens „die Einsichtsfähigkeit des Betroffenen und dessen Fähigkeit, 
nach dieser Einsicht zu handeln. Fehlt es an einem dieser beiden Elemente, liegt kein 
freier, sondern ein natürlicher Wille vor“ (Bundestags-Drucksache 15/2494, S. 28) 
und gegen diesen nur natürlichen Willen kann auch weiterhin eine Betreuung ange-
ordnet werden. Mit dieser Einschränkung blieb es aber faktisch bei der bisherigen 
und vom Komitee als mit der UN-BRK sowie mit den Allgemeinen Menschenrechten 
unvereinbaren Rechtslage, die nach wie vor ersetzende Entscheidungsfindungen 
zulässt. 
Dazu kommt: Zu Recht weist, wie schon erwähnt, das Komitee in seinem General 
Comment darauf hin, dass geistige Fähigkeit ein soziales Konstrukt ist und „vom 
sozialen und politischen Kontext“ (CRPD 2014 II, Nr. 14) abhängt. Dies gilt in 
gleichem Maße auch für die dichotome Vorstellung vom freien Willen auf der einen 
und dem unfreien, nur natürlichen Willen auf der anderen Seite. Jeder menschliche 
Wille äußert sich stets unter bestimmten kulturhistorischen, sozialen, infra- 
strukturellen, institutionellen, psychischen, biologischen und anderen Bedingungen, 
welche sich teilweise sogar wechselseitig bedingen und auf jede subjektive Willens-
entscheidung mehr oder weniger Einfluss nehmen. Die Freiheits-grade jeglicher 
Willensentscheidungen variieren damit innerhalb eines Kontinuums, das sich aus-
spannt zwischen den Extremen absolut freier Wille und absolut unfreier Wille, 
wobei beide Extreme lediglich theoretische Konstrukte sind, da Menschen als bio- 
psycho-soziale Wesen tendenziell einerseits immer unter spezifischen Bedingungen 
handeln, von denen sie bestimmt werden, dabei andererseits immer auch handelnde 
Subjekte ihres Lebens sind, und zwar solange sie leben. Damit konkretisiert sich die 
oben aufgeworfene Frage, wann ein Wille frei ist. Eine sinnvolle Antwort auf diese 
Frage kann letztlich nur darauf hinauslaufen, innerhalb des skizzierten Kontinuums 
irgendeine Maßeinheit, wie auch immer die gemessen wird , festzulegen, von der an 
ein geäußerter Wille als frei oder als nicht mehr frei, sondern nur noch natürlich ange-
sehen wird und bei der Bestellung einer Betreuerin oder eines Betreuers missachtet 
werden darf. Eine solche Differenzierung bleibt letztlich willkürlich und zementiert 
weiterhin die Möglichkeit für vom Komitee als menschenrechtswidrig bezeichnete 
ersetzenden Entscheidungsfindungen, wie das Komitee in seinen Abschließenden 
Bemerkungen zum ersten Staatenbericht der Bundesrepublik Deutschland zur 
UN-BRK feststellt. Es beklagt „die Unvereinbarkeit des im deutschen Bürgerlichen 
Gesetzbuch (BGB) festgelegten und geregelten Instruments der rechtlichen 
Betreuung mit dem Übereinkommen“ und empfiehlt, „alle Formen der ersetzten 
Entscheidung abzuschaffen  und ein System der unterstützten Entscheidung an ihre 
Stelle treten zu lassen“ (CRPD 2015, Nr. 25, Hervorhebung d. Verf.). 



3.3  Artikel 14: Freiheit und Sicherheit der Person und 15: Freiheit
         von Folter
Dazu kommt: Sind Betroff ene erst einmal gegen ihren erklärten, aber als nicht frei 
klassifi zierten Willen auf dem Wege einer ersetzenden Entscheidung einer gesetz-
lichen Betreuung unterworfen worden, sind weitere ersetzende und sogar mit
Freiheitsentziehung verbundene Entscheidungen z. B. auf der Grundlage des
Paragraph 1906, Abs. 2  und 4  BGB  möglich solange sie zum Wohl des Betreuten 
erforderlich ...(sind), weil auf Grund einer psychischen Krankheit oder geistigen oder 
seelischen Behinderung des Betreuten die Gefahr besteht, dass er sich selbst tötet 
oder erheblichen gesundheitlichen Schaden zufügt ...“ (Paragraph 1906, Abs. 1 BGB)
Was dem „Wohl des Betreuten“ entspricht und was nicht, bzw. genauer: was andere
dafür halten, wird auch in diesen Fällen in der Regel ersetzend und nicht unter-
stützend entschieden, was einen weiteren Verstoß gegen Artikel 12 der UN-BRK 
darstellt, wie das Committee on the Rights of Persons with Disabilities in seinem 
General Comment unmissverständlich klarstellt: „Alle Formen der Unterstützung 
bei der Ausübung der rechtlichen Handlungsfähigkeit (einschließlich intensiverer
Formen der Unterstützung) müssen auf dem Willen und den Präferenzen der
betroff enen Person beruhen und nicht auf dem, was für ihr objektives Wohl erach-
tet wird“ (CRPD 2014, Nr. 29b; Hervorhebung ER), von wem auch immer. Wie viele 
Menschen in den letzten Jahren von freiheitsentziehenden Maßnahmen betroff en 
waren, zeigt die folgende Abbildung 1.

Abb. 1: Genehmigungen freiheitsentziehender Maßnahmen nach Paragraph 1906, Abs. 26 und 47 BGB 

  Quelle: Deinert 2017, S. 28; Bundesamt für Justiz, Sondererhebung „Verfahren nach dem Betreuungs-
                 gesetz, 1992-2015; Gestaltung: Deinert

6 „Die (freiheitsentziehende) Unterbringung ist nur mit Genehmigung des Betreuungsgerichts zulässig“.
7 Genehmigungspfl ichtige zusätzliche freiheitsentziehenden Maßnahmen „durch mechanische
  Vorrichtungen, Medikamente oder auf andere Weise über einen längeren Zeitraum oder regelmäßig“.
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Eine freiheitsentziehende Maßnahme nach § 1906, Abs. 2 BGB verstößt nicht nur 
gegen Artikel 12 der UN-BRK, sondern außerdem auch gegen Artikel 14. Der lautet:

„Die Vertragsstaaten gewährleisten,
a.	 dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen das Recht auf 

Freiheit und Sicherheit ihrer Person genießen;
b.	 dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen die Freiheit 

nicht rechts-widrig oder willkürlich entzogen wird ... und dass das Vorliegen 
einer Behinderung in keinem Fall eine Freiheitsentziehung rechtfertigt“ (Her-
vorhebung ER).

Wie zu erwarten war, hat sich das Komitee in seinen Concluding Observations auch 
hier hinsichtlich der Praxis in Deutschland besorgt gezeigt „über die verbreitete Praxis 
der Zwangsunterbringung von Menschen mit psychosozialen Behinderungen 
in Einrichtungen, den mangelnden Schutz ihrer Privatsphäre und den Mangel an 
verfügbaren Daten über ihre Situation“ (CRPD 2015, Nr. 29). Nur am Rande sei er-
wähnt, dass solche Zwangsunterbringungen nicht nur auf der Grund-lage des BGB 
möglich sind, sondern ebenso nach den Psychisch-Kranken-Gesetzen (PsychKG) 
oder vergleichbaren Gesetzen der Bundesländer, die damit ebenfalls gegen den Ar-
tikel 14 der UN-BRK verstoßen.
Hinsichtlich der Rechtslage nach § 1906, Abs. 4 BGB erscheint es angezeigt, den 
Blick auch auf die Stellungnahme des Komitees zur Lage in Deutschland im Hinblick 
auf den Artikel 15 der UN-BRK (Freiheit von Folter oder grausamer, unmenschlicher 
oder erniedrigender Behandlung oder Strafe) zu richten. Hier zeigt sich das 
Komitee 

„tief besorgt darüber, dass der Vertragsstaat (die Bundesrepublik Deutschland, d. Verf.) 
die Verwendung körperlicher und chemischer Freiheitseinschränkungen, die Absonderung 
und andere schädliche Praktiken nicht als Folterhandlungen anerkennt. Er ist fernerhin 
besorgt über die Verwendung körperlicher und chemischer Freiheitseinschränkungen, 
insbesondere bei Personen mit psychosozialen Behinderungen in Einrichtungen und 
älteren Menschen in Pflegeheimen“ (CRPD 2015, Nr. 33).

Wir können zusammenfassend festhalten: In den Augen des CRPD werden in 
Deutschland Menschen gegen ihren Willen durch ersetzen-de Entscheidungen von 
Gerichten
a.	 gegen ihren Willen unter Betreuung, das bedeutet in diesen Fällen unter 

faktische Vormundschaft ihrer Betreuerinnen und Betreuer gestellt und damit 
entrechtet,



b.	 auf Grund einer vermeintlichen psychischen Krankheit oder geistigen oder 
seelischen Behinderung freiheitsentziehenden Maßnahmen unterworfen und 
dabei teilweise

c.	 Praktiken ausgesetzt, die als Folter zu charakterisieren sind.

Vor dem Hintergrund dieses Befundes empfiehlt das Komitee – und zwar ausdrücklich 
in dieser Reihenfolge – „dem Vertragsstaat (der Bundesrepublik Deutschland, ER)
a.	 im Hinblick auf den General Comment Nr. 1 (CRPD 2014) des Ausschusses alle 

Formen der ersetzten Entscheidung abzuschaffen und ein System der unter-
stützten Entscheidung an ihre Stelle treten zu lassen;

b.	 professionelle Qualitätsnormen für Mechanismen der unterstützten Ent- 
scheidung zu entwickeln;

c.	 in enger Zusammenarbeit mit Menschen mit Behinderungen auf Bundes-, 
Länder- und Kommunalebene für alle Akteure, einschließlich öffentliche 
Bedienstete, Richter, Sozialarbeiter, Fachkräfte im Gesundheits- und Sozialbe-
reich, und für die umfassendere Gemeinschaft Schulungen zu Artikel 12 des Über-
einkommens bereitzustellen, die dem General Comment Nr. 1 entsprechen“ 
(CRPD 2015, Nr. 26, Hervorhebungen ER).

Es empfiehlt der Bundesrepublik Deutschland darüber hinaus

„alle unmittelbar notwendigen gesetzgeberischen, administrativen und gericht- 
lichen Maßnahmen zu ergreifen, um Zwangsunterbringung durch Rechtsänderungen 
zu verbieten, und mit den Übereinkommens-Artikeln 14, 19 und 22 überein- 
stimmende alternative Maßnahmen zu fördern“ (CRPD 2015, Nr. 30, 30a) sowie 
„die Verwendung körperlicher und chemischer Freiheitseinschränkungen in der 
Altenpflege und in Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen zu verbieten“ 
(ebenda, Nr. 34b; Hervorhebungen ER).
Ausdrücklich empfiehlt das Komitee in beiden Fällen ein striktes Verbot und nicht 
etwa bloß die Vermeidung, Reduzierung oder dergleichen Unverbindliches. Zudem 
wird die Bundesrepublik aufgefordert, eine Entschädigung der bisherigen Opfer 
dieser als Folter charakterisierten Praktiken in Erwägung zu ziehen (ebenda, Nr. 
34c).

16



17

3.4  Artikel 19: Selbstbestimmt Leben und Einbeziehung in die 
          Gemeinschaft
 

Es ist aber nicht immer nur unmittelbarer Zwang, der dazu führt, dass Menschen 
stationär untergebracht sind. Oftmals mangelt es auch an einer geeigneten 
Infrastruktur, die Menschen, die bestimmte Bedarfe aufweisen, damit sie ihren 
Bedürfnissen entsprechend in einer selbst gewählten Wohnform leben können. Dies 
stellt nach Ansicht des Ausschusses einen Verstoß gegen Art. 19 der UN-BRK dar. 
Dieser lautet:
„Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens anerkennen das gleiche Recht aller 
Menschen mit Behinderungen, mit gleichen Wahlmöglichkeiten wie andere 
Menschen in der Gemeinschaft zu leben, .... indem sie unter anderem gewährleisten, 
dass 
a.	 Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen die Möglichkeit 

haben, ihren Aufenthaltsort zu wählen und zu entscheiden, wo und mit wem sie 
leben, und nicht verpflichtet sind, in besonderen Wohnformen zu leben; 

b.	 Menschen mit Behinderungen Zugang zu einer Reihe von gemeindenahen 
Unterstützungsdiensten zu Hause und in Einrichtungen sowie zu sonstigen 
gemeindenahen Unterstützungsdiensten haben, einschließlich der persön- 
lichen Assistenz, die zur Unterstützung des Lebens in der Gemeinschaft und der 
Einbeziehung in die Gemeinschaft sowie zur Verhinderung von Isolation und Ab-
sonderung von der Gemeinschaft notwendig ist“.

Zwar war der Bundesregierung schon lange bekannt, dass „(…) die Zahl der Heimun-
terbringungen (…) nach verbreiteter Einschätzung zunehmend gesenkt werden 
(könnte). Von vielen Behinderten – auch schwerstbehinderten Menschen – selbst 
wird der Ausbau individueller Wohnformen gefordert; dieser Prozess setzt den 
Ausbau ambulanter Dienste voraus, die die Betroffenen weitgehend beteiligen und 
deren persönliche und soziale Kompetenz stärken.“ (Bundesregierung 1994, S. 178, 
1998, S. 85) So steht es wortgleich in ihrem dritten und – mit Ausnahme des zweiten 
Satzes – vierten Behindertenbericht der Bundesregierung. Trotzdem werden die Vo-
raussetzungen, die dafür erforderlich sind, nicht annähernd in dem erforderlichen 
Maße geschaffen. 



  Abb. 2: Empfängerinnen und Empfänger von Eingliederungshilfe für Behinderte in stationären Einricht-
                ungen

  

  Quelle: Bundesregierung 2013, S. 174

Im Gegenteil: Statt neue ambulante Dienste und behindertengerechte Wohnungen
zu schaff en, werden immer mehr Heime gebaut mit der Konsequenz, dass, wie 
die Abbildung 2 zeigt, die Anzahl der Heimunterbringungen nicht nur nicht sinkt,
sondern kontinuierlich steigt. Jedes Jahr erreicht die Anzahl der Empfängerinnen 
und Empfänger von Eingliederungshilfe für Behinderte, die in Heimen leben, neue 
Rekordhöchststände. Sie stieg ausweislich des ersten Teilhabeberichtes der Bundes-
regierung von 2013 zwischen 2006 und 2010 kontinuierlich um 16 Prozent von 172.098 
auf 202.359. 
Im zweiten Teilhabebericht wurde in der Statistik des institutionalisierten Wohnens 
unterschieden zwischen einerseits stationären Einrichtungen und andererseits dem 
ambulant betreuten Wohnen (abW). 

  Abb. 3: Empfängerinnen und Empfänger von Eingliederungshilfe für Behinderte im ambulant betreuten
               Wohnen und in stationären Einrichtungen 

  

  Quelle: Bundesregierung 2016, S. 255
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Auch hier zeigt sich ein kontinuierlicher Anstieg des stationären Bereichs, aber ebenso 
auch des abW. Dabei muss allerdings differenziert werden, denn unter der Be- 
zeichnung abW firmieren sowohl Angebote, bei denen Behinderte in ihrer eigenen 
Wohnung, die sie selbst angemietet haben, Unterstützung erhalten, als auch Wohn- 
einheiten, die institutionell zu einer stationären Einrichtung gehören, quasi 
dezentrale Heimplätze sind. Im ersten Fall sind die Betroffenen Mieter ihrer 
Wohnung, für sie gilt das Mietrecht und z. B. auch das Grundrecht auf Unverletzlich- 
keit der Wohnung nach Artikel 13 GG, im zweiten Fall bleiben die Betroffenen Heimbe-
wohner und fallen unter das Heimgesetz. Die Zahlen für das Jahr 2010 sind in beiden 
Statistiken erfasst, allerdings wird für Anzahl der 2010 stationär untergebrachten 
Behinderten 2016 eine niedrigere Zahl angegeben als 2013.  Das lässt vermuten, 
dass die Differenz zwischen den beiden Angaben von 19.961 Betroffenen der Anzahl 
solcher dezentralen Heimplätze entspricht, die 2013 noch dem stationären Bereich 
zugerechnet wurden, was eigentlich auch 2016 hätte erfolgen müssen.  
Wie zu erwarten zeigt sich folglich das Komitee in seinen Concluding Obsevations 
zu Art. 19 UN-BRK „besorgt über den hohen Grad der Institutionalisierung und den 
Mangel an alternativen Wohnformen beziehungsweise einer geeigneten Infra- 
struktur, durch den für Menschen mit Behinderungen zusätzliche finanzielle 
Barrieren entstehen. Er ist ferner besorgt darüber, dass das Recht, mit angemessenem 
Lebensstandard in der Gemeinschaft zu leben, insoweit beeinträchtigt ist, als der 
Zugang zu Leistungen und Unterstützungsdiensten einer Bedürftigkeitsprüfung 
unterliegt und [infolge] nicht alle behinderungsbedingten Aufwendungen abge-
deckt werden“ (CRPD 2015, Nr. 41). 
Die Realisierung der in Art. 19 UN-BRK formulierten Ziele ist durchaus möglich. 
Weder in quantitativer noch in qualitativer Hinsicht gibt es Bedarfe, die nicht prinzipiell 
auch in einer selbst gewählten Wohnform gedeckt werden können. Kein Mensch 
muss gegen seinen Willen aus fachlich zu rechtfertigenden Gründen stationär unter-
gebracht werden. Das zeigt nicht nur die Arbeit der seit mittlerweile teilweise fast 
40 Jahren leider bislang nur in sehr wenigen Städten existierenden, zumeist aus der 
Krüppel- und Behindertenbewegung hervorgehangenen, ambulanten Assistenz-
dienste in Deutschland, sondern auch Beispiele in anderen Ländern z. B. Schweden. 
Die Grundzüge der schwedischen Behindertenpolitik seit den 1960er Jahren hat 
Karl Grunewald (1921-2016), bis 2003 Leiter des Büros für Behindertenfragen im 
schwedischen Reichsamt für Gesundheit und Wohlfahrt, wie folgt umrissen: 
„Menschenrechte sind nur dann menschlich, wenn sie für alle gelten. Die Anstalten 
stellen heute einen letzten Rest an kollektiven und vergangenen Ideologien dar, 
welche der Gesellschaft die Macht und das Recht gaben, gewisse Menschen aus-
zusortieren und deren Freiheit, Einfluss und Lebensbedingungen zu begrenzen. Es 
hat sich erwiesen, dass keine Person mit Beeinträchtigung in einer Anstalt wohnen 



muss, wie groß die ursprüngliche Schädigung auch immer sein mag“ (Grunewald 
2003, S. 88 f.). Die Ergebnisse dieser Politik lassen sich auch in Zahlen angeben.

Abb. 4: In Heimen lebende Behinderte in Schweden

  Quelle: Schwedisches Institut 2001, S. 2

Von 1968 bis 1999 sank in Schweden die Zahl der in Heimen lebenden Behinderten 
von 14000 auf 440.  Seit dem Jahr 2000 ist die stationäre Unterbringung Behinderter 
in Schweden gesetzlich verboten. Die Konsequenzen: „Verhaltensstörungen haben 
sich verringert oder sind verschwunden in einem Ausmaß, das niemand voraus-
sehen konnte. Vorurteile sind gegenstandslos geworden, die Solidarität mit Personen
mit Lernschwierigkeiten hat sich erweitert und die humanistischen Kräfte in der
Gesellschaft wurden gestärkt. Irgendwelche Nachteile mit gemeindenahem Wohnen
haben sich nicht gezeigt. Darüber hinaus ist es auf Grund der guten Resultate auch 
ökonomisch vorteilhafter“ (Grunewald 2003, S. 89).
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„Gewalt ist der verborgene Kern von geistiger Behinderung“ (Jant-
zen) – Herausforderungen und Perspektiven für die unterstützte Teil-
habe von Menschen mit einer sogenannten geistigen Behinderung im 
Spannungsfeld von Inklusionsbemühungen und Exklusion

Erik Weber

Zwei Zitate mögen den folgenden Überlegungen vorangestellt sein:

„Möglicherweise ist die Zeit nicht mehr fern, da die Pädagogik es als peinlich 
empfinden wird, von einem defektiven Kind zu sprechen, weil das ein Hinweis da-
rauf sein könne, es handele sich um einen unüberwindbaren Mangel seiner Natur“ 
(Vygotskij 1975, 72).

„Eine relationale Sicht, die geistige Behinderung als Konstruktion und als Prozess 
der Konstruktion in sozialen Verhältnissen begreift, also als Einheit von ‚behindert 
sein‘ und ‚behindert werden‘ ist unumgänglich, denn die sogenannte Natur des 
Defekts selbst ist eine soziale Konstruktion. Menschliche Natur ist immer soziale 
Natur, das Gehirn als soziales Organ ist auf humane Weltbedingungen angewiesen, 
die es öffnen“ (Jantzen 2003a, o.S.).

In den folgenden Ausführungen wird demnach der Fokus auf eine relationale Sicht 
in Bezug auf das Phänomen, für das im Fachdiskurs immer noch kein anderer/bes-
serer Begriff als der der sog. „geistigen Behinderung“ gefunden zu sein scheint, ge-
richtet. Der Fokus auf relationale Aspekte sei, so Jantzen in dem vorangestellten 
Zitat, unumgänglich, weshalb folgend insgesamt dargelegt wird,

•	 welche Bedeutung noch aufzuzeigenden Gewaltverhältnissen in diesem 
Kontext zukommt,

•	 warum die Behauptung, „Gewalt ist der verborgenen Kern von sog. geistiger 
Behinderung“, keine übertriebene Provokation darstellt,

•	 wie „humane Weltbedingungen“ im Kontext einer weiter auszugestaltenden 
unterstützten Teilhabe von Menschen mit einer sogenannten geistigen 
Behinderung im Spannungsfeld von Inklusionsbemühungen und Exklusion 
aussehen müssten,

•	 um dem Anspruch auf inklusive Strukturen und auf eine Negation von Exklusions- 
mechanismen näher zu kommen.
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Der Beitrag ist daher wie folgt gegliedert:
Zunächst erlaubt sich der Autor eine kurze biografische Annäherung an das Thema; 
sodann wird – ebenfalls sehr knapp, aber notwendig – auf die Ambivalenz des 
Begriffes der sog. „geistigen Behinderung“ eingegangen. Es folgt ein längerer Teil, 
in dem die im Titel dieses Beitrags benannten Herausforderungen für unterstützte 
Teilhabe von Menschen mit einer sogenannten geistigen Behinderung im Span-
nungsfeld von Inklusionsbemühungen und Exklusion skizziert werden:
Hier werden zunächst der Gewaltbegriff und Gewaltverhältnisse im Kontext der sog. 
geistigen Behinderung erläutert. Es folgt eine sozialwissenschaftliche Einordnung 
des bis dahin Beschriebenen unter Heranziehung des Kapitalbegriffes von Bourdieu 
(1997).
Zum Schluss werden ausgewählte, zentrale Perspektiven für die unterstützte Teilhabe 
von Menschen mit einer sogenannten geistigen Behinderung im Spannungsfeld von 
Inklusionsbemühungen und Exklusion im Kontext des skizzierten Problemfeldes 
aufgezeigt, die der Zielperspektive eines inklusiven Gemeinwesens, einer inklusiven 
und menschenrechtsbasierten Betrachtung des Phänomens der sog. geistigen 
Behinderung und letztlich der Forderung nach einer inklusiven Gesellschaft dienlich 
sein können.

1  Biografische Annäherung
 

Ein kurzer Exkurs in die Vergangenheit des Autors: Die Erstbegegnung mit dem 
Personenkreis der Menschen, die als „geistig behindert“ bezeichnet werden, fand 
im Rahmen des Zivildienstes des Autors statt. Das Thema Gewalt war dort vom 
ersten Tag an präsent, nur verfügte der Autor damals noch nicht über die not- 
wendige Wahrnehmungs- und Reflexionsfähigkeit, dies als solche zu erkennen. 
Basaglia (1971) nannte diese Institutionen „Institutionen der Gewalt“.
Die Gewalterfahrungen in der totalen Institution Landesnervenklinik Andernach 
wurden prägend für das hier dargelegte Denken und es ist bemerkenswert, dass die 
inzwischen mit einem neuen Namen versehene Institution, aktuell auf ihrer Home-
page mit folgendem Text wirbt:
„Auf dem Gelände der Rhein-Mosel-Fachklinik leben in sechs Gebäuden aufgeteilt 
in acht Stationen 189 Menschen mit psychischer, geistiger und mehrfacher Behin-
derung“ [vgl. http://www.rhein-mosel-fachklinik-andernach.de/leistungsspektrum/
psychiatrische-und-heilpaedagogische-heime-andernach/ueberblick.html (Abruf am 
15.02.2019)].

Gewaltverhältnisse im Kontext der sog. „geistigen Behinderung“ konnte der Autor 
in den verschiedenen Praxisfeldern, in denen er arbeiten konnte, immer wieder 
beobachten: In den Institutionen der Bildung, der Arbeit und des Wohnens – 
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der Aspekt ‚Gewalt‘ ist daher als ein zentraler Aspekt zu betrachten, aber er ist 
ambivalent. Dies gilt es im Folgenden zu schärfen.

2  Ambivalenz des Begriffes der sog. geistigen Behinderung 

Nicht nur der Aspekt der Gewalt als zentraler Bezugspunkt bei der Beschreibung 
dessen, was die sog. geistige Behinderung ausmacht, ist ambivalent, sondern der 
Begriff der sog. geistigen Behinderung selbst. An dieser Stelle kann keine aus- 
führliche Begriffsdiskussion über den Terminus der sog. „geistigen Behinderung“ 
geführt werden. Es kann hier nur auf die Ambivalenz eines Begriffes hingewiesen 
werden, den bspw. die Sozialgesetzgebung und Fachdisziplin weiterhin nutzen, der 
aber von einem Teil der so Bezeichneten seit mehreren Jahrzenten vehement abge-
lehnt wird – und dies wäre bereits ein Gewaltverhältnis.
Zur Problematik von Begrifflichkeiten im Allgemeinen warnt bereits der eingangs 
zitierte Vygotskij in den 30er Jahren des vergangenen Jahrhunderts (vgl. Vygotskij 
1994, 338ff.):
Erstens verließen wissenschaftliche Begriffe allzu leicht ihr Ursprungsgebiet bzw. 
den darüber hinausgehenden Bereich, in welchem sie Erklärungswissen generieren 
könnten. Zweitens: verlasse ein Begriff dieses Gebiet, so erleide er gesetzmäßig 
ein bestimmtes Schicksal: Je mehr sich sein Umfang gegen Unendlich ausdehne, 
desto mehr ginge sein Inhalt gegen Null (vgl. ebd.). Das ist bereits sowohl mit dem 
Inklusions-Begriff geschehen, als auch mit dem Begriff der sog. geistigen  
Behinderung. Der Begriff versucht einen Personenkreis zu bezeichnen, der vor allem 
eines nicht ist: homogen. Zudem ist die öffentliche Wahrnehmung in Bezug auf den 
Personenkreis, auch verstärkt durch z.T. gut gemeinte Kampagnen großer Verbände 
und Ministerien, geprägt von einem relativ kompetenten Wesen, dessen Fähigkeiten 
nur geweckt, gefördert und gebildet werden müssten – nicht aber geprägt von 
Menschen, die bspw. schwere und/oder mehrfache Beeinträchtigungen haben und 
hohe Unterstützungsbedarfe aufweisen.
Auf diese hier eingangs nur skizzierten Ambivalenzen wird fortführend immer 
wieder Bezug genommen, wenn im Folgenden Herausforderungen für die unter-
stützte Teilhabe von Menschen mit einer sogenannten geistigen Behinderung im 
Spannungsfeld von Inklusionsbemühungen und Exklusion beschrieben werden.



25

2  Herausforderungen für unterstützte Teilhabe von Menschen mit 
    einer sogenannten geistigen Behinderung im Spannungsfeld von 
     Inklusionsbemühungen und Exklusion

Im Bemühen um Inklusion in allen Lebensbereichen und der Negation von Exklusion 
steht auch die sog. Geistigbehindertenpädagogik vor erheblichen Heraus- 
forderungen. Dies geschieht in einer Zeit, in der auch die übergeordnete Disziplin, 
die Sonderpädagogik, sich in Teilen in einer Legitimationskrise zu befinden scheint 
und sich die Frage stellt, wie unterstützte Teilhabe trotz noch aufzuzeigender 
Gewaltverhältnisse aussehen kann.
Dederich wirft die Frage auf, „welches die zentralen Ansatzpunkte und Aufgaben 
sonderpädagogischer Intervention“ (Dederich 2018, 1) seien und „ob es grundsätz-
lich primär um eine Bearbeitung und Kompensation individueller Defizite oder um 
eine Veränderung des Kontextes geht“ (ebd., 2).
Um hier etwas vorzugreifen, kann gesagt werden: Es muss um beides gehen. Denn 
die „Bearbeitung und Kompensation individueller Defizite“ (ebd.), um in Dederichs 
Sprache zu bleiben, ist nicht von der Hand zu weisen und die Heil- bzw. Sonder- 
pädagogik hat hierzu in den vergangenen Jahrzehnten mannigfaltiges Fachwissen 
entwickelt, das es kritisch zu reflektieren und weiter zu entwickeln gilt. Die  
„Veränderung des Kontextes“ (ebd.) muss ein damit einhergehender Prozess 
sein. Wie dies in Bezug auf das Phänomen der sog. geistigen Behinderung gedacht 
werden kann, soll im Folgenden noch aufgezeigt werden.
Interessant ist, dass Dederich folgende Begriffe, um die es im Kontext der Frage 
nach zentralen Ansatzpunkten und Aufgaben sonderpädagogischer Intervention 
gehe, auflistet: „Bildung, Erziehung, Förderung, Therapie und Training“ (ebd.). Im 
Kontext einer vergangenen Tagung der Theorie-AG der Sektion Sonderpädagogik 
der Deutsche Gesellschaft für Erziehungswissenschaften im Jahr 2018 ging es um 
folgende Fragen:
•	 „Welche ausdrücklichen oder latent bleibenden anthropologischen Prämissen 

liegen diesen Begriffen zugrunde?
•	 (…) [und]
•	 Welche Implikationen und Folgen haben sie für die Konzeptionierung und 

praktische Umsetzung von pädagogischen Interventionen und somit für das 
Handeln von Pädagoginnen und Pädagogen?“ (ebd., 3).

Im Kontext des hier Möglichen kann keine Analyse aller der fünf genannten Begriffe 
im Kontext der unterstützten Teilhabe von Menschen mit einer sogenannten 
geistigen Behinderung im Spannungsfeld von Inklusionsbemühungen und Exklusion 
betrieben werden. Vielmehr soll im Folgenden zunächst im Sinne einer fokussierten, 
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ausgewählten anthropologischen Prämisse, der „Kern“ der sog. geistigen 
Behinderung, also Gewalt, herausgearbeitet und exemplarisch in Bezug zu dem 
Aspekt der Gestaltung teilhabeorientierter Unterstützungsleistungen gesetzt werden.

3.1  Gewalt

Um sich dem Gewaltbegriff anzunähern, soll aus einer Veröffentlichung der Bundes-
zentale für Politische Bildung zitiert werden:
„G. bedeutet den Einsatz physischer oder psychischer Mittel, um einer anderen 
Person gegen ihren Willen a) Schaden zuzufügen, b) sie dem eigenen Willen zu unter- 
werfen (sie zu beherrschen) oder c) der solchermaßen ausgeübten G. durch Gegen-G. 
zu begegnen.“ [vgl. Bundeszentale für Politische Bildung, URL: http://www.bpb.de/
nachschlagen/lexika/17566/gewalt (Abruf am 15.02.2019).
Ein damit verwandter und im Kontext des hier Dargelegten erweiternd wichtiger 
Begriff ist der der Macht. Zitiert sei Lanwer (2008):
„Macht bezeichnet das, was ein Mensch, eine Menschengruppe oder die Mensch-
heit zu leisten vermag.
…[ist] die jemanden zustehende und/oder ausgeübte Befugnis, über etwas oder 
über andere zu bestimmen.
…[ist] die existente Staats- und Regierungsmacht wie z.B. die Macht im Staate, als 
auch der Staat als Ganzes…“ (Lanwer 2008, 99).
Zu diesem Begriffspaar Gewalt und Macht, stellt Lanwer einen weiteren Begriff hinzu, 
nämlich den der Herrschaft:
„Mit dem Begriff Herrschaft wird vor allem ein institutionalisiertes Dauerverhältnis 
der Machtausübung einer übergeordneten Person oder Personengruppe gegen-
über der ihr untergeordneten Person oder Personengruppe bezeichnet“ (ebd.).

Gewalt schließlich, so Lanwer, bezeichne den „Einsatz von Machtmitteln‚ also von 
Zwangsmethoden, bei der Interessendurchsetzung von Menschen, Klassen und 
Staaten gegen den Willen anderer“ (ebd.).
Jantzen (2003a) betont, dass es im Kontext der Lebenssituation von Menschen 
mit einer sog. geistigen Behinderung bezüglich des Phänomens der Gewalt von 
Bedeutung sei, sich von „beiden Seiten, vom Pol des Subjekts als Opfer von Gewalt 
und vom Pol gesellschaftlicher Verhältnisse als Ort der Realisierung von Gewalt“ 
(ebd., o.S.) dem Phänomen anzunähern.
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Ein Beispiel:

In einer Wohneinrichtung der Behindertenhilfe wird eine neue Konzeption vorgestellt. Die 
beteiligten Heilpädagoginnen und Heilpädagogen führen die Gäste durch die Wohngrup-
pe. Einige Bewohner_innen, darunter auch einige, deren Verhalten als herausfordernd 
gilt, sind anwesend, beispielsweise ein junger Mann, der auf dem Boden sitzt und sich 
hin und her wiegt. Ein weiterer Heilpädagoge arbeitet parallel mit einer jungen Frau mit 
Down-Syndrom an einem Bastelobjekt. Die junge Frau zeigt erkennbares Interesse an dem 
Besuch. Weder dem jungen Mann auf dem Boden, noch der jungen Frau wird der Besuch 
angekündigt, vorgestellt oder in irgendeiner Weise kommunikativ begleitet. Die Men-
schen mit Behinderung sind quasi überhaupt nicht anwesend in dem Raum, sie werden 
komplett negiert.… (eigene Beobachtung in einer Wohneinrichtung).

Vielleicht ist dieses Beispiel bereits ein Hinweis darauf, warum Gewalt als der 
„verborgenen Kern“ der sog. geistigen Behinderung bezeichnet werden kann. Das 
Beispiel beschreibt zumindest Herrschaftsverhältnisse, in denen „Machtausübung 
einer übergeordneten Person oder Personengruppe gegenüber der ihr unter- 
geordneten Person“ (vgl. Lanwer 2008, 99) beobachtet werden kann.
Jantzen schlägt daher folgende zentrale Denk- und Reflexionsfolie vor. Er betont, 
es müsse zunächst darum gehen, zu erkennen „…dass der Kern der gesamten 
Behindertenpädagogik, der Kern der Konstruktion von Behinderung direkt und in-
direkt die offene und strukturelle Gewalt“ (Jantzen; Feuser 2002, 11) sei. Formen 
struktureller Gewalt nach Galtung (1997) können z.B. in diesem Kontext sein: Das 
Ausbleiben von Wahlmöglichkeiten; wiederholtes Bevormunden; oder begrenzte 
Kontaktmöglichkeiten zu Menschen ohne Behinderung.
Jantzen betont ferner:
„Die Kernperspektive des Faches wäre,  (…), diesen Kern anzunehmen und dem 
erst einmal stand zu halten, dass das so ist und dass unsere besten Beteuerungen, 
Beziehungsarbeit o.ä. zu leisten, ständig von der Praxis ins Gegenteil verkehrt wird, 
ohne dass wir bemerken, dass das passiert“ (Jantzen; Feuser 2002, 11).

Im Folgenden werden daher vertiefend einige ausgewählte Gewaltverhältnisse 
beleuchtet, die alle Bezüge zu einer kritisch zu reflektierenden Gestaltung von teil-
habeorientierten Unterstützungsleistungen aufweisen und hilfreich sein können, 
Gewaltverhältnisse zu erkennen, zu beschreiben und ihnen zu begegnen.



3.2  Gewaltverhältnisse

Die amerikanische Psychologin Judith Herman (1994) ist durch ihre Forschungen 
zum posttraumatischen Stresssyndrom bekannt geworden. Zitiert sei aus einer 
Arbeit aus dem Jahre 1994:
„Erst wenn die Wahrheit anerkannt ist, kann die Genesung des Opfers beginnen. 
Doch sehr viel häufiger wird das Schweigen aufrechterhalten, und die Geschichte 
des traumatischen Ereignisses taucht nicht als Erzählung auf, sondern als Symptom“ 
(Herman 1994, 9).

Der Gehalt und der Kontext dieses gedanklichen Impulses von Judith Herman 
kann an dieser Stelle nur angedeutet werden. Wenn aber beispielweise eigene 
Forschungsergebnisse (vgl. Weber; Lavorano; Knöß 2015) im Kontext der Analyse 
von Lebensgeschichten ehemaliger Bewohner_innen der hessischen heil- 
pädagogischen Heime aus dem Jahr 2015 herangezogen werden, so ist zu 
bestätigen, dass traumatische Ereignisse von Heimbewohner_innen gestern und 
heute nicht im Sinne von biografischer Analyse entschlüsselt, sondern im Kontext 
der sog. geistigen Behinderung immer noch als Symptom der sog. geistigen 
Behinderung gedeutet wurden und werden.

Mit Mary R. Jackman (1994), die ein bemerkenswertes Buch zu Formen des Paternalis- 
mus vorgelegt hat, welches von Jantzen (2003b) aufgegriffen und in Bezug zum 
Thema der sog. geistigen Behinderung gesetzt wurde, lassen sich paternalistische 
Strukturen in den Institutionen der Heil- und Sonderpädagogik wie folgt beschreiben:
•	 „Der Anspruch, die wirklichen Interessen der Benachteiligten besser verstehen 

zu können, als diese selbst;
•	 der Anspruch moralischer Überlegenheit gegenüber der Gruppe der Benach-

teiligten und die damit verbundene beanspruchte letzte Entscheidungsgewalt 
über deren wirkliche Interessen;

•	 die emotionale Bekundung der Wohltäterschaft;
•	 die Nachahmung von Eltern-Kind-Beziehungen;
•	 die Kriminalisierung der Benachteiligten bei Durchbrechen der von den Über-

legenen vorgegebenen Grenzen;
•	 die Überprüfung der Würdigkeit, Leistungen oder Zuwendung zu erhalten;
•	 die sentimentale Selbstdefinition der vorgeblichen WohltäterInnen, wobei 

Sentimentalität schnell in Terror umzuschlagen vermag, sobald sich ihr Objekt 
nicht als dankbar erweist“ (Jantzen 2003b, 310).

28
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Als vorläufige Schlussfolgerung aus der Analyse der Gewaltverhältnisse kann somit 
festgehalten werden: Das, was „geistige Behinderung“ genannt wird, kann solcher-
maßen als eine soziale Konstruktion verstanden werden, deren soziale Komponente 
in besonderem Maße aus Gewaltverhältnissen besteht, aber – das vorhin 
Beschriebene aufgreifend – , dass es hier immer um eine Verkettung von Verhältnis-
sen im Kontext der Bearbeitung und Kompensation individueller Defizite und um die 
Notwendigkeit der Veränderung des Kontextes geht.
Und zwar in dem Sinne des folgenden Zitates, welches sehr schön aufzeigt, dass es 
im Kontext der sog. geistigen Behinderung nicht darum gehen kann, biologische, 
organische Komponenten zu negieren [so wie es in der Rezeption des oftmals miss-
verstandenen Zitates von Feuser „Geistigbehinderte gibt es nicht!“ (vgl. Feuser 
1996) der Fall war], sondern dass es, wie bereits erwähnt, gleichermaßen um eine 
Bearbeitung und Kompensation individueller Defizite und um eine Veränderung des 
Kontextes gehen muss:

„Geistige Behinderung als soziale Konstruktion bedeutet nicht, dass die Biologie keine Rol-
le spielen würde. Ganz im Gegenteil. Sie versetzt geistig behinderte Menschen in ein ande-
res Verhältnis zu den Menschen und zur Welt und damit zur Möglichkeit des Aufbaus von 
Sprache, Kultur und Identität. Und dieses Verhältnis dauert das ganze Leben. Allerdings 
ist es nicht mehr die Biologie, die in diesem Prozess die führenden Rolle spielt, sondern die 
Fähigkeit der jeweiligen Umgebung, ihre Ausdrucksweisen so zu normalisieren, dass jeder 
behinderte Mensch auf jedem Niveau und in jedem Lebensabschnitt besondere Möglich-
keiten der Teilhabe entwickeln kann. Geschieht dies nicht, so entwickeln sich behinderte 
Menschen in kultureller, in sprachlicher und in dialogischer Isolation“ (Jantzen 1999, 211).

Dass der Behauptung, die sog. geistige Behinderung sei bloßer Natur geschuldet, 
auch mit Wissensbeständen aus den Naturwissenschaften begegnet werden könne 
und müsse, hat Jantzen mehrfach hervorgehoben (vgl. bspw. Jantzen 2003a):
Jedes Weltereignis, so Jantzen, sei – erfahrungsbezogen (!) – unter emotionalem 
Aspekt wahrgenommen, bevor es kognitiv identifiziert werde. Realisiert werde 
dieses schnelle und flexible emotionale Wahrnehmungsgedächtnis im zentralen 
Wertbildungssystem des menschlichen Gehirns. Die physiologische und funktionelle 
Struktur dieser Systeme sei bspw. bei Depressionen, ebenso wie beim Post- 
traumatischen Stress Syndroms (PTSD) schwer verändert. Diese Schädigungen 
seien nicht irreversibel, da der Hippocampus, also der Ort, über den das biographische 
Gedächtnis aufgebaut werde, der bisher einzig bekannte Ort des erwachsenen 
Gehirns sei, wo auf der Basis von Stammzellen neue Zellen entstehen könnten. Dies 
geschehe unter den Bedingungen wiederhergestellter sicherer Bindung, obgleich 
die Erfahrungen des emotionalen Gedächtnisses letztlich unauslöschbar blieben, so 
Jantzen (vgl. 2003a, o.S.). Jantzen schlussfolgert, viel spräche dafür, dass bei allen 



Schweregraden von Behinderung und auf allen Niveaus von Behinderung Gewalt 
einen höchst wirksamen Einfluss auf die Entwicklung habe (vgl. ebd.).

3.3  Sozialwissenschaftliche Einordnung

An dieser Stelle soll eine sozialwissenschaftliche Einordung des bisher Diskutierten 
erfolgen. Dazu wird der Kapitalbegriff des französischen Soziologen Pierre Bourdieu 
herangezogen. Vor dem Hintergrund des bislang Dargelegten ist bereits erkennbar, 
 dass ein zentrales Merkmal einer Gestaltung von teilhabeorientierten Unter- 
stützungsleistungen die Gestaltung von Bedingungen wiederhergestellter sicherer 
Bindung sein muss.
Dass dies gelingen kann, aber gleichzeitig auch ein schwieriger Prozess sein kann, 
soll folgend, sehr knapp, mittels des Bourdieu’schen Kapitalbegriffs hergeleitet sein. 
Bourdieu unterscheidet zwischen sozialem, kulturellem, symbolischem und auch 
ökonomischen Kapital (vgl. bspw. Bourdieu 1997). Die Kapitalsorten entscheiden 
über die Position ihrer Inhaber_innen in der Gesellschaft und über ihre Platzierung 
im sozialen Raum. Dieser Prozess findet, so Bourdieu, in einem Kraftfeld und einem 
Feld von Kämpfen statt, „in dem die Akteure mit je nach ihrer Position in der Struktur 
des Kraftfelds unterschiedlichen Mitteln und Zwecken miteinander rivalisieren und 
auf diese Weise zu Erhalt oder Veränderung seiner Struktur beitragen“ (Bourdieu 
1998, 49f.).

Komprimiert dargestellt, ist davon auszugehen, dass es im Kontext des ‚Erwerbs‘ 
oder ‚Aufbaus‘ aller Kapitalsorten bezüglich der Lebenssituation von Menschen 
mit einer sog. geistigen Behinderung zu Ausgrenzungsprozessen, zu einem Vorent- 
halten und zu beschriebenen Prozessen der Gewalt kommt:
In Bezug auf den Aufbau sozialen Kapitals (im Sinne der Zugehörigkeit zu einer 
Gruppe) ließe sich festhalten, dass es im Kontext der Aussonderung, der Be- 
sonderung und der Verbesonderung von Menschen mit einer sog. geistigen 
Behinderung eher zu, wie Feuser es nennt, Prozessen der „Zerstörung der Vernunft“ 
(Feuser 1995, 47ff.) kommt, als zu einem nicht-behinderten Kapitalaufbau.  
Dialogische Isolation, sprachliche Isolation und kulturelle Isolation verstärken diese 
Prozesse.
In Bezug auf kulturelles Kapital könnte man, mit Feuser gesprochen, Folgendes an-
merken:
„Was wir annehmen, daß der andere nicht lernen kann, bieten wir erst gar nicht 
zu lernen an, mithin hat er auch keine Möglichkeit, sich Welt über das hinaus anzu- 
eignen, was wir vorgeben. So muß er bleiben und sein, was und wie wir meinen, 
daß er ist!“ (Feuser 1996, o.S.)
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Auch in Bezug auf den Aufbau von symbolischem Kapital (Prestige), der Prozesse 
der gesellschaftlichen Anerkennung beschreibt, muss festgehalten werden, dass es 
im Kontext der Lebenssituation von Menschen mit einer sog. geistigen Behinderung 
zu erheblichen Schwierigkeiten kommen kann. Eine Referenz wäre hier die Erkennt-
nisse der sog. Heitmeyer-Studie zur ‚gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit‘, 
die u.a. herausgestellt hat, dass Menschen mit Behinderungen in Deutschland nicht 
unerheblichen Abwertungsgedanken seitens der Mehrheitsgesellschaft ausgesetzt 
sind (vgl. Grau; Heitmeyer 2013).

Die Schwierigkeiten des Aufbaus ökonomischen Kapitals durch Menschen mit einer 
sog. geistigen Behinderung sei abschließend nur angedeutet, sind hier doch erhebliche 
Prozesse der sozialen Ungleichheit in Bezug auf das Exklusionsrisiko im Lebens- 
bereich Arbeit und Beschäftigung zu beobachten.
Als Fazit aus der Heranziehung dieses sozialwissenschaftlichen Ansatzes kann fest-
gehalten werden, dass es im Kontext der Gestaltung teilhabeorientierter Unter- 
stützungsleistungen in erste Linie um die Ermöglichung eines Mehrs an sozialem, 
kulturellem, symbolischem und auch ökonomischen Kapital durch Prozesse der 
Bildung gehen muss. Hier ist insbesondere das kulturelle Kapital von Belang, 
da Bourdieu hier den Aspekt der Bildung verortet.

Im Kontext der Ausgestaltung unterstützter Teilhabe von Menschen mit einer sog. 
geistigen Behinderung wäre es demnach die zentrale Aufgabe, die oben skizzierten 
Gewaltverhältnisse und Erschwernisse im Kontext des Kapitalaufbaus zu analysieren, 
zu reflektieren und zu verhindern. Dies im Bewusstsein, dass es in der Praxis – wie 
bereits aufgezeigt – ständig zu Situationen kommt, dass beginnende Prozesse des 
Aufbaus von sozialem, kulturellem, symbolischen und auch ökonomischen Kapital in 
ihr Gegenteil verkehrt werden können.
Warum ist das so? Dazu einige Annahmen:
•	 Weil eine „Kultivierung verantwortlicher Beziehungen zwischen dem Ich und 

dem Anderen (Levinas/Bauman)“ (Antor; Bleidick 2016, 21) im Kontext der 
Ausgestaltung unterstützter Teilhabe von Menschen mit einer sog. geistigen 
Behinderung kein einfaches Unterfangen ist.

•	 Weil das Verständnis von Behinderung mancherorts noch Resten der von Feuser 
(1987) so bezeichneten Dogmen der Heil- und Sonderpädagogik unterworfen 
ist: „Endogenität“, „Chronizität“ und „Therapieresistenz“, „Uneinfühlbarkeit“ 
und „Unverstehbarkeit“, „Lern- und Bildungsunfähigkeit“, „Irreversibilität“, 
„Krankheits- und Behinderungsspezifität“, „Normalitätserwartungen“ (vgl. 
ebd., 86ff.).

•	 Weil die organisatorischen, strukturellen oder politischen und finanziellen 



Rahmenbedingungen oftmals (noch) nicht angemessen sind.
•	 Weil es bei Inklusionsbemühungen bleibt, statt einer Gestaltung inklusiver 

Prozesse.
•	 Und weil weiterhin Prozesse der Ausschließung eine systematische Gestaltung 

von Teilhabemöglichkeiten erschweren.

4  Perspektiven

Abschließend sollen einige aufzuzeigende Perspektiven für die unterstützte Teilhabe 
von Menschen mit einer sogenannten geistigen Behinderung im Spannungsfeld von 
Inklusionsbemühungen und Exklusion benannt sein.
Eine zentrale Perspektive hieße: Kapitalaufbau ermöglichen – und dies hätte in 
bestehende Unterstützungskonzeptionen einzufließen. Um dies zu reflektieren, 
denken zu können und letztlich umzusetzen, sind für den Autor nach wie vor eine 
an den Erkenntnissen der kulturhistorischen Schule orientierte Pädagogik bzw. 
Andragogik weiter auszugestalten. Von Vygotskij wissen wir (vgl. bspw. Jantzen 
1998, 74f.): Die kulturelle Entwicklung [und hier darf ergänzt werden: der Auf-
bau kulturellen Kapitals, e.w.] erfolgt prinzipiell in der Gemeinschaft, die höheren 
psychischen Funktionen haben Gemeinschaft und Dialog zur Voraussetzung, sie 
werden durch diese hervorgebracht. Der Übergang von den niederen, natürlichen 
Funktionen entsteht durch ‚Selbstentzündung‘, also durch das Bedürfnis der 
Menschen, sich gemeinschaftlich und gesellschaftlich zu betätigen – aber dazu 
müssen eben Möglichkeiten geschaffen werden (vgl. auch Vygotskij 1993, 1994).
Jantzen (ebd.) merkt in diesem Kontext an, das menschliche Gehirn sei so be- 
schaffen, dass es Zeichen und Kultur zu produzieren versucht und unter allen 
Bedingungen auf menschliche Kooperation und Kommunikation angewiesen sei. 
Den Kern der Retardation bestimmt Vygotskij im Kontext der durch den ‚Defekt‘ 
veränderten sozialen Entwicklungssituation. Diese ist, was hier ausführlich 
beschrieben wurde, zudem durch Gewaltverhältnisse geprägt, erschwert und 
belastet. Im Kontext der Ausgestaltung unterstützter Teilhabe von Menschen 
mit einer sogenannten geistigen Behinderung im Spannungsfeld von Inklusions- 
bemühungen und Exklusion muss es demnach also darum gehen, veränderte 
soziale Entwicklungssituationen zu erkennen und zu beschreiben. Primärer Faktor 
der Rehabilitation wäre nach Vygotskij die Gemeinschaft, sekundäre Faktoren der 
Rehabilitation wären „qualifizierte Erziehungs- und Bildungsprozesse in der Zone der 
nächsten Entwicklung“ (vgl. Jantzen 1998, 79).
Qualifizierte Erziehungs-, Bildungs-, – und hier sei ergänzt – Unterstützungsprozesse 
in der Zone der nächsten Entwicklung hätten sich zu orientieren an weitgehend 
bekannten Kriterien:
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Die Ermöglichung von Dialog und Bindung, die Berücksichtigung der Erkenntnis, 
dass der Mensch am Du zum Ich wird (Buber) bzw. dass der Mensch zu dem Ich wird, 
dessen Du wir ihm sind (Feuser), gehören zentral dazu, ferner die Einbindung der 
rehistorisierenden Diagnostik (vgl. Jantzen; Lanwer 1996) im Kontext der Weiter- 
entwicklung qualifizierter Erziehungs-, Bildungs- und Unterstützungsprozesse. 
Flankiert werden müsste dies, wie Jantzen (1998) es vorschlägt, durch ent- 
sprechende „Klassifikationen von Umwelten“ (ebd., 10) [und hier sei ergänzt: 
der Analyse von sozialen Räumen], „die Schädigungen bewirken oder mindern, 
Aktivitäten fördern oder behindern sowie Teilhabe erleichtern oder ver- 
unmöglichen“ (ebd.).
Dies wäre darüber hinaus einzubetten in eine kontinuierliche Reflexion der in diesem 
Beitrag aufgezeigten Gewaltverhältnisse im Sinne einer menschenrechtsbasierten, 
immer wieder an der Erfordernissen der UN-Behindertenrechtskonvention aus- 
gerichteten Gestaltung unterstützter Teilhabe von Menschen mit einer sogenannten 
geistigen Behinderung im Spannungsfeld von Inklusionsbemühungen und Exklusion.
Letztlich wäre noch eine qualifizierte Beratung als unverzichtbarer Bestandteil 
bei der Gestaltung von qualifizierten Erziehungs-, Bildungs- und Unterstützungs- 
prozesse zu benennen und zu ermöglichen, nicht zuletzt – darauf konnte im Rahmen 
dieses Beitrags nicht direkt eingegangen werden – bei der Implementierung des 
Bundesteilhabegesetzes.
Daraus ergibt sich ein Auftrag für die Zukunft: Die (Weiter-)Entwicklung qualifizierter 
Erziehungs-, Bildungs- und Unterstützungsprozesse im Sinne einer Transformation:
„Prinzipiell ist die Entwicklungs- und Bildungsfähigkeit aller gesellschaftlichen 
Akteure unabhängig von ihren individuellen Merkmalen. Damit wird auf die Not- 
wendigkeit der Transformation pädagogischer Denk- und Erklärungsmodelle wie 
auch ihrer institutionellen Formen verwiesen, um eine humane pädagogische Praxis 
in den sozialräumlichen Feldern zu schaffen, in der die freie Entfaltung eines Akteurs 
die Bedingung der freien Entfaltung aller ist. Die für die Transformationsprozesse 
erforderlichen erziehungswissenschaftlichen Grundlegungen liegen vor (…)“ 
(Lanwer 2018, 428).
Und einige dieser Grundlegungen standen im Mittelpunkt dieses Beitrags.
Ziel muss es sein, das ‚Besondere‘ der Pädagogik/Andragogik bei sog. geistiger 
Behinderung nicht in der ‚Besonderung ihrer Akteure‘, was mit den beschriebenen 
Gewaltverhältnissen einhergeht, zu verorten, sondern „…im ‚Allgemeinen‘ der 
Grundlagen menschlicher Entwicklung und menschlichen Lernens, im ‚Allgemeinen‘ 
einer basalen, subjektorientierten Pädagogik. Dieses ‚Allgemeine‘ herauszuarbeiten, 
ist das Spezielle unserer Arbeit; es in der ‚Besonderung‘ […] zu suchen, ist ein 
Irrweg!“ (Feuser 2017, 275).



Nur so kann zum verborgenen Kern der sog. geistigen Behinderung vorgedrungen 
und dieser Kern als ein fälschlicherweise im Individuum inkorporiertes und mani- 
festiertes Gewaltverhältnis entlarvt werden. Gelingt dies, ist auch die (Weiter-) 
Entwicklung qualifizierter Erziehungs-, Bildungs- und Unterstützungsprozesse im 
Sinne der oben beschriebenen Transformation möglich.

Abgeschlossen werden soll dieser Beitrag mit einem Appell des südamerikanischen 
Befreiungsphilosophen Enrique Dussel, dessen Appell es vielleicht sogar ermöglicht, 
das hier Dargestellte in einen globalen Zusammenhang zu rücken:
„Wir müssen alle politischen Systeme, Handlungen und Institutionen als nicht zu-
kunftsfähig kritisieren und verwerfen, unter deren negativen Auswirkungen Opfer 
als Unterdrückte und als Ausgeschlossene leiden!“ (Dussel 2013, 107).
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„Damit unsere Betreuer wissen, wie die Rolle ist, wenn sie wirklich 
auf Hilfe angewiesen sind“ - biographische Erfahrungen zu Gewalt 
und Machtmissbrauch in Einrichtungen der Behindertenhilfe1

Gertraud Kremsner

1  Gewalt gegen Menschen mit Lernschwierigkeiten in Einrichtungen 
   (der Behindertenhilfe) – Einführung und Forschungsstand1
 

Der folgende Beitrag widmet sich den Erfahrungen mit Machtmissbrauch und 
Gewalt in Einrichtungen der Behindertenhilfe bzw. institutionellen Settings, wie 
sie von Menschen mit Lernschwierigkeiten2 berichtet werden. Bezuggenommen 
wird dabei in Ausschnitten auf Ergebnisse der inklusiv angelegten Studie „Vom 
Einschluss der Ausgeschlossenen zum Ausschluss der Eingeschlossenen“, die in 
Kremsner (2017) ausführlich veröffentlicht wurde. Einzelne Passagen dieser 
Publikation wurden für den hier vorliegenden Text übernommen.

Spätestens ab 2012 füllten sich die (Tages-)Medien mit Berichten zu Gewalt gegen 
Insass*innen (Goffman 1973) österreichischer Kinderheime; die Diskussion über 
die Zustände in österreichischen Kinder- und Erziehungsheimen wurde – auch ge-
stützt durch konkrete Studien (vgl. z. B. Sieder & Smioski 2012a & 2012b; Helige, John 
et al. 2013) – öffentlich sichtbar. Dass in diesen Einrichtungen oftmals auch 
Menschen mit Lernschwierigkeiten untergebracht waren, blieb der öffentlichen 
Wahrnehmung aber weitgehend verborgen. Umso bedeutsamer wird die An- 
erkennung dieser Personengruppe als Überlebende eines restriktiven und oftmals 
gewaltbesetzten Systems, wenn für viele Menschen mit Lernschwierigkeiten (im 

1	 Dieser Beitrag erscheint ab Frühjahr 2019 auch  in der Online-Publikation „Behinderung und Gesellschaft“, 
	 herausgegeben von Gottfried Biewer, Michelle Proyer, Coralie Geier und Elvira Seitinger; abrufbare Links 
	 stehen derzeit leider noch nicht zur Verfügung.
2	 „‘Menschen mit Lernschwierigkeiten’ ist ein von der Selbstvertretungs- bzw. People First-Bewegung 
	 selbstgewählter Begriff, der andere ablöst, die von betroffenen Personen als diskriminierend empfunden 
	 werden: ‚Wir meinen mit den Wörtern Menschen mit Lernschwierigkeiten alle Menschen, die früher als 
	 Menschen mit geistiger Behinderung bezeichnet wurden. Wir mögen das Wort ‘geistige Behinderung’  
	 nicht. Es ist oft ein Schimpfwort‘ (WIBS 2005, o.S.). Der Begriff ‘Menschen mit Lernschwierigkeiten’ 
	 impliziert zudem die ‚Abwendung von einer Bezugnahme ausschließlich auf medizinisch-diagnostische 
	 Kriterien‘ (Kremsner 2017, 15), die in vermeintlich objektivierbaren ‘Fakten’ wie etwa dem IQ ihren 
	 Ausdruck finden. Der Begriff nimmt die soziale Komponente des behindert-Werdens in sich auf und 
	 verweist auf die Möglichkeit, über die gesamte Lebensspanne hinweg zu lernen und sich weiterzu- 
	 entwickeln (WIBS 2005; Sigot 2015)“ (Kremsner & Proyer 2019, o.S.).
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Unterschied zu nicht*behinderten jungen Erwachsenen) das Erreichen der Voll- 
jährigkeit eben nicht den Austritt aus der Vollbetreuung bedeutet, sondern damit 
lediglich der Wechsel in andere Zuständigkeitsbereiche erfolgt (sofern dies nicht 
vorab geschehen ist).
Neben Kremsner (2017) beschäftigen sich nur wenige rezente Studien mit der 
Situation von Menschen mit Lernschwierigkeiten im institutionellen Kontext. Die 
Situation in den Jahren 1945 bis 1989 an zwei prominente Kliniken in Wien – den 
‚Steinhof‘ sowie den ‚Rosenhügel‘ – wurde von Mayrhofer et al. (2017) u.a. auch 
durch die Befragung von dort untergebrachten Überlebenden intensiv aufge- 
arbeitet. Zudem findet sich bei Kraushofer (2015) ein Forschungsbericht, der sich 
mit Erfahrungen mit Gewalt in Großeinrichtungen der Caritas der Erzdiözese Wien 
von den 1950ern bis in die 1990er-Jahre beschäftigt, ohne dabei jedoch die über- 
lebenden Personen selbst zu befragen. Die derzeit nach wie vor einzige veröffent- 
lichte umfangreiche empirische Erfassung von sexueller Gewalt gegen Frauen mit 
Behinderung in Österreich stammt von Zemp & Pircher (1996). Die Studie „Zugang 
von Frauen mit Behinderungen zu Opferschutzeinrichtungen bei Gewalt- 
erfahrungen“ (vgl. Schachner, Sprenger et al. 2014) kann hier ebenfalls angeführt 
werden, erhob jedoch deutlich weniger umfassendes Datenmaterial und fokus-
sierte auf anders gelagerte Themenschwerpunkte. Darüber hinaus ist zu betonen, 
dass in Folge eines einstimmigen Nationalratsbeschlusses das Forschungsprojekt 
„Erfahrungen und Prävention von Gewalt an Menschen mit Behinderung“ durch das 
Bundesministerium für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz (BMASK) in Auf-
trag gegeben wurde. Diese vom Institut für Rechts- und Kriminalsoziologie (IRKS), 
dem Boltzmann-Institut für Menschenrechte, queraum und HAZISSA durchgeführte 
Studie, an dem auch ich selbst in einer kleinen Rolle mitarbeite, hat sich zum Ziel 
gesetzt, Gewalt gegen Menschen mit Behinderung in Einrichtungen in der Gegen-
wart repräsentativ für ganz Österreich darzustellen. Die hier generierten Ergebnisse 
werden allerdings erst nach dem Ende der Projektlaufzeit (April 2019) veröffentlicht.

2  Macht und Gewalt in den Biographien von Menschen mit 
        Lernschwierigkeiten: theoretische Bezüge
 

Um sich auf theoretischer Ebene mit dem Machtbegriff anzunähern, referenziere ich 
insbesondere auf Gramsci (1991-2002), Spivak (2008) wie auch auf Goffman (1973): 
Sofern der Mensch als Ensemble gesellschaftlicher Verhältnisse wie auch seiner 
Lebensbedingungen (vgl. Gramsci 1991-2002, 1341) zu verstehen ist, sind alle 
Menschen unausweichlich von Machtverhältnissen durchdrungen. „Macht“ ist dem-
nach weder positiv noch negativ besetzt, sondern schlicht präsent; eine Wertung 
kann erst im Einklang mit der Frage danach, wie, durch wen und auf welche Weise 
Macht zum Einsatz kommt (und sich in weiterer Folge auf konkrete Personen 



auswirkt) vorgenommen werden. Um Machtverhältnisse auch in ihrer subtilen Aus-
formung begreifen zu können, schlägt Gramsci deshalb den Begriff „Hegemonie“ 
vor, den er – in äußerst verkürzter Form ausgedrückt – als Konsens gepanzert mit 
Zwang definiert (vgl. Gramsci 1991-2002, 783). Herrschaft (als Gewaltverhältnis) 
kann demnach nur im Zusammenspiel mit Hegemonie (als Konsens) gelingen, sofern 
sie stabil erhalten bleiben soll; zu erörtern wäre im Fall einer wissenschaftlichen 
oder sozialen Auseinandersetzung das Maß an Herrschaft in Relation zum Maß 
an Zwang (vgl. Opratko 2014, 53). Gerade weil Hegemonie insbesondere durch 
pädagogische Verhältnisse hergestellt und (dauerhaft) gesichert werden kann, 
werden die Begriffe „Bildung“ und „Erziehung“ zu grundlegenden Strukturkategorien 
politischer Hegemonie (vgl. Merkens 2004, 7) und damit zu Schlüsseldeterminanten 
bezüglich der Frage einer Wertung von Macht. Sie werden in Institutionen 
(„Hegemonialapparaten“) vermittelt, die unmittelbar vom Staat (hier verstanden 
als „Herrschaft“) eingesetzt werden, um mittels herrschaftlich motivierter 
pädagogischer Interventionen langfristig Konsens (und damit die Einheit Konsens und 
Zwang) absichern zu können (vgl. Gramsci 1991-2002). Wenn nun also aus aktueller 
Perspektive Einrichtungen der Behindertenhilfe sowie mit historischem Bezug für 
die Unterbringung von Menschen mit Lernschwierigkeiten zuständige „totale 
Institutionen“ (Goffman 1973) als Institutionen mit zumindest offiziell bekundetem 
pädagogischen Auftrag aufgefasst werden, wohnt im Sinne Gramsci’s (1991-2002) 
diesem Verständnis ein unmittelbar herrschaftssicherndes Interesse inne, welches 
sich mit konkreter Bezugnahme auf die hier ausgeführte Themenstellung nicht 
einem in den Menschen eingehenden „Maß der Freiheit“ zuwendet, sondern sich 
im Anschluss daran dem mit Zwang durchgesetzten „Maß der Unfreiheit“ widmet.
Maskos (2015) erkennt bereits im Formulieren gesetzlicher Bestimmungen ein „Maß 
der Unfreiheit“ als Ausdruck von Macht und staatlicher Gewalt, insofern dadurch 
Menschen klassifiziert werden „in zum Beispiel Mann und Frau, Inländer*in und 
Ausländer*in, minderjährig und volljährig, oder eben behindert und nicht behindert. 
Macht und Gewalt deswegen, weil die Menschen gemeinhin nicht gefragt werden, 
in welche Kategorie sie gesteckt werden wollen und weil mit der Einteilung auch 
immer eine Form von Zugriffsmacht verbunden ist“ (Maskos 2015, o. S.). Macht 
beginnt also bereits da unmittelbar auf Individuen einzuwirken, wo der Staat auf 
der Grundlage mehr oder weniger definierbarer kategorialer Zuschreibungen 
auf Menschen zugreift und diese einteilt. Daraus entstehen asymmetrische Ver-
hältnisse, durch die einzelne Personengruppen bevorzugt, andere hingegen in 
Subalternität (vgl. Gramsci 1991-2002; Spivak 2008) und damit (intersektionale) 
Unterdrückung gedrängt werden. Insbesondere Menschen mit Lernschwierigkeiten 
sind von auf staatlich bzw. gesetzlich legitimierten kategorialen Zuschreibungen ba-
sierenden Formen der Unterdrückung betroffen: Sie werden in Folge diagnostisch- 
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kategorialer Zuschreibungen institutionalisiert und mitunter ihrer bürgerlichen 
Rechte und Pflichten beraubt.
Forster (1997, 113) definiert „Macht“ als „die Fähigkeit, Regeln aufzustellen und 
diese auf Andere anzuwenden“. Mit dieser Auffassung verbreitert sich der Macht- 
begriff und bezieht sich nicht mehr nur auf „große“, z.B. staatliche Strukturen 
oder Institutionen, sondern lässt sich auch auf alltägliche Interaktionen zwischen 
einzelnen Individuen übertragen. Allerdings gilt sowohl für diese wie auch die 
bereits angeführten Interpretationen von Macht, dass Strukturen, Systeme und 
Institutionen als Inhaber*innen von Macht der Sicherung von Zwang durch Konsens 
dienen, jedoch nicht unbedingt von einzelnen Individuen und im Sinne eines be- 
wussten Aktes zum Zweck der Unterdrückung Anderer geschaffen wurden. Die 
Frage nach „Schuld“ bzw. der Übernahme von Verantwortung kann daraus 
resultierend wenn überhaupt, dann nur mittels der Entwirrung äußerst komplexer 
Zusammenhänge geklärt werden; „Schuld“ ausschließlich bei einzelnen Macht miss-
brauchenden Individuen zu suchen, wäre demzufolge deutlich verkürzend.
Menschen mit Lernschwierigkeiten werden in mehrfacher Hinsicht unterdrückt. Da-
raus ist der Schluss zu ziehen, dass sie sowohl als „Personengruppe“ (geeint aus-
schließlich durch kategorial-diagnostische Zuschreibungen) wie auch als einzelne 
Individuen aktiv über ein äußerst geringes Maß an Macht verfügen. Demgegenüber 
sind sie passiv subtiler wie auch offensichtlicher Machtausübung ausgeliefert (vgl. 
Hollomotz 2012, 489). Durch die oftmals notwendige Abhängigkeit von personaler 
und struktureller Unterstützung, aber auch die derzeitige politische Situation (Ein-
richtungen der Behindertenhilfe unterliegen weder fachlich noch menschenrecht-
lich abgesicherten einheitlichen und verbindlichen Vorgaben) haben sie kaum die 
Möglichkeit, ihre Interessen unabhängig zu formulieren und öffentlich zu machen 
(vgl. Schönwiese 2011).
Insbesondere in institutioneller Unterbringung zeigen sich Abhängigkeitsverhält- 
nisse besonders deutlich. Zunächst sind hier Beziehungen zu nennen, die Menschen 
mit Lernschwierigkeiten zum pädagogischen Betreuungspersonal aufbauen und 
auf die sie sich – oftmals in Ermangelung freundschaftlicher oder auch familiärer 
Bezugspersonen – verlassen (müssen). Allerdings gestalten sich diese Beziehungen 
zumeist asymmetrisch, wenn Pädagog*innen z.B. über eine Fülle von mitunter sehr 
privaten Informationen über Menschen mit Lernschwierigkeiten verfügen, dies im 
Umkehrschluss jedoch nicht der Fall ist. Aus der daraus resultierenden sozio-emo-
tionalen Abhängigkeit lässt sich ein enormes Machtungleichgewicht ablesen (vgl. 
Hollomotz 2012). In Ergänzung zu und gekoppelt mit emotional besetzter Abhängig-
keit ist sicherlich auch die „institutionelle Kultur“ (Flieger 2015, 146) in Einrichtungen 
der Behindertenhilfe zu nennen, die in vielen Fällen zu Fremdbestimmung und 
einem daraus entwachsenden Gefühl der Ohnmacht seitens Menschen mit Lern- 



schwierigkeiten führen kann: „Organisations-, Entscheidungs- und Gestaltungs- 
macht liegen beim meist nichtbehinderten Personal und orientieren sich an den 
Organisationsstrukturen der Einrichtung“ (ebd.). Ein Naheverhältnis zu Goffman’s 
(1973) Merkmalen totaler Institutionen wird hier offensichtlich. Pädagogisches 
Betreuungspersonal ist zudem in keiner Weise offiziell damit beauftragt, in direkter 
Absprache mit denjenigen Menschen, die auf die Dienstleistung angewiesen sind, 
Aufträge und Unterstützungsleistungen zu vereinbaren, anzunehmen oder ab- 
zulehnen, sondern ist ausschließlich dem*der Dienstgeber*in gegenüber Rechen-
schaft schuldig, woraus sich ebenfalls ein deutlich sichtbares Machtungleichgewicht 
ableiten lässt (vgl. Zemp & Pircher 1996). Dem dringend hinzuzufügen ist jedoch, 
dass zumeist weder Menschen mit Lernschwierigkeiten selbst noch Betreuungs- 
personen im institutionellen Kontext sich dieses Missbrauchs von Macht bewusst 
sind (vgl. Schönwiese 2012), sodass sich auch hier Konsens gepanzert mit Zwang 
(vgl. Gramsci 1991-2002, 783) eindrücklich nachweisen lässt.
Wenn die institutioneller Unterbringung inhärenten Formen des Missbrauchs von 
Macht in beständiger Unterdrückung von Menschen mit Lernschwierigkeiten und 
damit Subalternität resultieren, kann dies – auch im Sinne Goffmans (1973) – als 
„strukturelle Gewalt“ gewertet werden, welche wiederum oftmals sowohl in subtile 
 wie auch in direkte Formen der Gewalt mündet (vgl. auch Fitzsimons 2009). 
Dies verstärkt sich insbesondere dann, wenn diese Macht mit der Begründung 
eingesetzt wird, Menschen durch pädagogische Intervention zu „Normalität“ 
erziehen zu wollen (vgl. Goodley 2014). Allerdings ist eine Unterscheidung zwischen 
dem Missbrauch von Macht, struktureller Gewalt und subtilen wie direkten 
Formen der Gewalt zumeist kaum trennscharf möglich: „Asking whether an incident 
constitutes ‚just oppression’ or ‚violence’, suggests that one act causes less harm 
than the other and neglects to acknowledge that there is a relationship between the 
two“ (Hollomotz 2012, 489). Dementsprechend möchte ich mich Hollomotz’ (2012) 
Vorschlag, Unterdrückung und Gewalt als sich wechselseitig bedingendes und jeden-
falls verletzendes Kontinuum zu betrachten (vgl. ebd.), anschließen und habe mich 
dementsprechend bewusst gegen eine operationalisierende Trennung der Begriffe 
entschieden. Im Übrigen entspricht dies auch dem Ansatz des österreichischen 
Monitoringausschusses zur Überwachung der UN-BRK, der Gewalt als „komplexes 
Geschehen, bei dem gesellschaftliche, soziale, psychische und beziehungs- 
dynamische Faktoren zusammenwirken“ (Monitoringausschuss 2011, 2), begreift.
Diese Auffassung steht der eindeutig festgelegten Definition von Gewalt im öster-
reichischen Strafgesetzbuch deutlich entgegen: „(2) Gewalt im Sinne von Abs. 1 übt 
aus, wer eine andere Person am Körper misshandelt oder vorsätzliche mit Strafe 
bedrohte Handlungen gegen Leib und Leben oder gegen die Freiheit mit Ausnahme 
der strafbaren Handlungen nach §§ 107a, 108 und 110 begeht“ (StGB §107b, Abs. 2). 
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Gewalt im Sinne einer Straftat wird damit definiert als Aggressionshandlung gegen 
den Körper, Freiheitsentzug oder dessen Androhung. Nicht benannt werden dabei 
sozial(-politisch)e und strukturelle Faktoren, die Gewalt gegen Menschen (mit Lern-
schwierigkeiten) begünstigen bzw. überhaupt erst ermöglichen, aber auch weitere 
Formen von Gewalt, die gegen Menschen – auch jene mit Lernschwierigkeiten – 
realiter eingesetzt werden. Formen subtiler Gewalt (z.B. durch Ignorieren einer 
Bitte um Unterstützung; Hilfestellungen ausschließlich bei zuvor erfolgter Bitte 
leisten oder in einer Weise durchführen, durch die sich die betreffende Person 
schuldig oder als Last fühlt; vgl. Fitzsimons 2009) werden hier ebenfalls in keiner 
Weise benannt.
In Ergänzung dazu nennt der Monitoringausschuss zur Überwachung der UN-BRK 
in Österreich in seiner Stellungnahme zu „Gewalt und Missbrauch an Menschen mit 
Behinderung“ folgende Formen der Gewalt, die in nur kleinen Teilen oben ange- 
führter Gewaltdefinition nach österreichischem Strafrecht entsprächen 
(vgl. Monitoringausschuss 2011, 3; aber auch Fitzsimons 2009): 
Körperliche Übergriffe und Verletzungen;
	 –  Vernachlässigung;
	 –  Finanzielle Ausnützung;
	 –  Sexueller Missbrauch;
	 –  Psychischer Missbrauch
Gegen Menschen mit Lernschwierigkeiten gerichtete Gewalt muss dement- 
sprechend deutlich umfassender definiert werden. Erklärungsversuche dürfen sich 
dabei jedoch auch nicht ausschließlich auf die zweifelsfrei gegebene besondere 
individuelle Vulnerabilität von Menschen mit Lernschwierigkeiten beziehen, sondern 
müssen die sozialen Gegebenheiten berücksichtigen, die tendenziell höhere Gewalt- 
anwendung gegen diese Personengruppe überhaupt erst möglich machen: Gewalt 
gegen Menschen mit Lernschwierigkeiten ist dann als tief in gesellschaftlichen 
Vorurteilen und Annahmen verwurzelt zu betrachten, wie sich auch unter Bezug- 
nahme historischer Quellen nachweisen lässt (vgl. Hollomotz 2012). Institution- 
alisierung – hier bereits als Ausdruck eines Machtungleichgewichts zu verstehen – 
resultiert dementsprechend ebenfalls aus diesen gesellschaftlichen Vorurteilen 
und Annahmen, die in ihrer „totalen“ Ausführung (vgl. Goffman 1973) in besonders 
zynischer Weise zum Ausdruck gebracht werden, wenn durch das dort umgesetzte 
in sich geschlossene System alle denkbaren Formen des Machtmissbrauchs wie auch 
der Gewalt Anwendung finden können. Eine bloße Beschreibung dessen, wie von 
Goffman (1973) vorgenommen, stellt demnach eine äußerst bedeutsame Voraus- 
setzung dar, greift jedoch im Versuch, präventive Maßnahmen zu entwickeln, 
deutlich zu kurz und könnte dementsprechend eine mögliche Erklärung dafür 
darstellen, dass sich trotz der Reformierung ehemals „echter“ totaler Institutionen 



Gewalt und Missbrauch von Macht nach wie vor in massiver, wenn auch subtilerer 
Form nachweisen lässt.
Bezogen auf die aktuelle institutionelle Unterbringung erörtert Schönwiese (2011; 
in Anlehnung an Fitzsimons 2009) folgende Formen pflege- und behinderungs- 
spezifischen Missbrauchs, der sich insbesondere im institutionellen Kontext zeigt:
1	 Übermäßige Medikamentengabe, Zurückhalten von Medikamenten;
2	 Übernahme, Beschädigung, Zerstörung oder Wegnahme von Hilfsmitteln oder 

die Androhung, dies zu tun;
3	 Vorenthalten von Pflege- und Hilfstätigkeiten; Weigerung, die Unterstützung so 

durchzuführen, wie sie erwünscht ist;
4	 die Androhung, dass Pflegetätigkeiten nicht durchgeführt werden;
5	 Nicht-Akzeptieren von bzw. Eindringen in die Privatsphäre;
6	 Vorenthalten von Unabhängigkeit bzw. Autonomie;
7	 Schaffen von nichterwünschter oder unnötiger Kontrolle über das Leben einer 

Person;
8	 Tratsch;
9	 eine Person ihrer Behinderung beschuldigen;
10	 Kritik bzw. Wut darüber, dass eine Person nicht ausreichend dankbar ist für 

Pflege oder Unterstützung;
11	 negative Kommentare über die Behinderung

Erklärungsversuche, die diese Gewaltformen im institutionellen Kontext zu 
entschuldigen versuchen, betonen oftmals den massiven Stress, dem Betreuungs- 
personen ausgesetzt sind und durch den „Fehlleistungen“ in Form von Macht- 
missbrauch oder Gewalt entstehen können (vgl. Fitzsimons 2009). Menschen 
mit Lernschwierigkeiten sind diesen Gewaltformen jedoch mitunter dauerhaft 
ausgesetzt – „Stress“ als alleiniger Faktor mutet demnach als völlig unzu- 
reichende Begründung an, während hingegen dauerhaft etablierter „Stress“ des 
Personals z.B. durch Unterbesetzung oder massive Überforderung auf strukturelle 
und damit systematisch verankerte Gewalt verweist. Unterstrichen werden kann 
dies zudem mit der vielfach bestätigten Argumentation, dass viele der oben auf-
gelisteten Gewaltformen in anderen Kontexten als hochgradig gewaltbesetzt 
erlebt und auch öffentlich diskutiert werden würden, während dieselben im Rahmen 
institutioneller Unterbringung von Menschen mit Lernschwierigkeiten in weiten 
Teilen toleriert werden (vgl. Hollomotz 2012). Dass hier keine öffentliche Skandal- 
isierung vorgenommen wird, lässt sich einerseits durch ableistische und damit 
segregierenden Haltungen begründen (vgl. Roets, Adams & Van Hove 2006, 171); 
allerdings ist hier auch zu betonen, dass Einrichtungen der Behindertenhilfe selbst 
aus Eigeninteressen ebenso kaum zu einer öffentlichen Verantwortungsübernahme 
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beitragen. Schönwiese (2011) sieht eine Begründung dafür in der Aufrechterhaltung 
eines nach außen hin optimal vermarktbaren Bildes, das durch Abteilungen für 
Öffentlichkeitsarbeit und Fundraising abgesichert werden muss und keineswegs 
Schaden nehmen darf. Dementsprechend „ist – so meine Einschätzung aufgrund 
der bisherigen Handlungspraxis der Institutionen – eher davon auszugehen, dass sie 
unter Ausnutzung aller ihrer Einflussmöglichkeiten (Politik-, Kirchen- und Medien-
kontakte) versuchen, öffentliche Diskussionen zu diesem Thema einzuschränken.“ 
(Schönwiese 2011, o. S.) Dies führe, so Schönwiese (2011) weiter, dazu, dass Gewalt-
anwendung gegen Menschen mit Behinderung bzw. Lernschwierigkeiten nicht ernst 
genommen und vertuscht wird und jene Personen, die solcherlei Fälle aufzudecken 
versuchen, angegriffen werden.
Zusammenfassend lässt sich konstatieren, dass Gewalt gegen Menschen mit Lern-
schwierigkeiten eng mit dem Missbrauch von Macht verknüpft ist und dement-
sprechend ausschließlich als gesamtgesellschaftlich relevant und unter Einbezug 
multifaktorieller Aspekte gedacht werden muss. Risiken können vereinzelt zwar 
minimiert werden, jedoch ist die Wahrscheinlichkeit, dadurch Risiken an anderer 
Stelle zu vergrößern, äußerst hoch. Im institutionellen Kontext jedoch ist die Gefahr, 
Menschen mit Lernschwierigkeiten dem Missbrauch von Macht und Gewalt- 
anwendung auszusetzen, aufgrund segregierender Settings als am höchsten einzu-
stufen (vgl. Hollomotz 2012). Daran anknüpfend ist unmissverständlich festzuhalten, 
dass zusätzlich zu dennoch dringend einzufordernden Präventionsmaßnahmen 
insbesondere bei Menschen mit Lernschwierigkeiten aufgrund der oftmals auf 
mehreren Ebenen stattfindenden Unterdrückung „der Sinn für Verantwortung 
und für das Einfordern von Aufarbeitung von Konsequenzen über das übliche Maß 
hinaus gehen“ (Monitoringausschuss 2015, 2) muss: Gerade weil die gegen 
Menschen mit Lernschwierigkeiten gerichtete Gewalt sich in vielfältigen, zumeist 
äußerst subtilen Formen zeigt, muss die leider nach wie vor allzu oft praktizierte 
Angst, ein „Fass ohne Boden“ zu eröffnen, aufgebrochen werden, sodass Verant-
wortung ernst genommen und Täter*innen (auch strafrechtlichen!) Konsequenzen 
zugeführt werden.
Konkrete Erfahrungen mit diesem bislang lediglich theoretisch eröffneten Thema 
finden sich im Forschungsprojekt „Vom Einschluss der Ausgeschlossenen zum 
Ausschluss der Eingeschlossenen“, das nachfolgend dargestellt werden wird.



3  Erfahrungen mit Gewalt und dem Missbrauch von Macht: 
       Erzählungen von Menschen mit Lernschwierigkeiten im Projekt  
   „Vom Einschluss der Ausgeschlossenen zum Ausschluss der 
       Eingeschlossenen“ (Kremsner 2017)
 

Das Forschungsprojekt „Vom Einschluss der Ausgeschlossenen zum Ausschluss der 
Eingeschlossenen“ (Kremsner 2017) setzte sich zum Ziel, herauszufinden, auf welche 
Weise sich das Erleben bzw. Erfahren institutioneller und personaler Strukturen im 
Rahmen sich verändernder Systeme der Behindertenhilfe zeigt – und zwar aus der 
Perspektive der dort untergebrachten Personen. Die Personen, die im Verlauf des 
Projektes befragt wurden, berichten nicht nur über ihre aktuelle Lebenssituation (sie 
alle nutzen derzeit Einrichtungen der Behindertenhilfe), sondern ebenso über die 
Vergangenheit, die sie zumindest partiell in „totalen Institutionen“ (Goffman 1973) 
verbrachten. Zur Rekonstruktion dieser beiden Aspekte wurde ein biographischer 
Ansatz gewählt, welcher unter Berücksichtigung der gesamten Lebensgeschichte 
der befragten Personen – namentlich handelt es sich hier um Ossi, Mausi, Hans- 
Peter, Patricia, Prinzessin und Kathi3 – einen Zugang zu deren konkreten Lebens-
welten ermöglichen soll. Bezug genommen wird dabei auf diejenige Zeitspanne, die 
durch das Lebensalter der beteiligten Personen abgedeckt wird und sich bis zum 
Ende der Datenerhebung erstreckt; konkret handelt es sich um den Zeitraum von 
1955 bis 2016. Innerhalb dieser Zeitspanne findet sich mit dem Unterbringungs- 
gesetz (UbG) 1991 ein wesentlicher Einschnitt in die institutionellen Strukturen 
im Kontext von Menschen mit Lernschwierigkeiten: Mit dem UbG (1991) wurde 
festgelegt, dass Menschen mit Lernschwierigkeiten nicht länger aufgrund ihrer 
Behinderung in psychiatrischen Kliniken dauerhaft untergebracht werden dürfen, 
wie dies vorab nur allzu oft der Fall war. In weiterer Folge entwickelten und 
etablierten sich Trägereinrichtungen des „Systems Behindertenhilfe“, wie es auch 
gegenwärtig noch existiert. Dieser wesentliche rechtliche Einschnitt nimmt auf alle 
erhobenen Biographien Einfluss.
Methodologisch wurde die Studie als inklusive Forschung (vgl. z.B. Walmsley & 
Johnson 2003; Kremsner, Buchner & Koenig 2016) bzw. konkreter als Life History 
Research (vgl. Atkinson 1997, 2004 & 2010; Atkinson & Walmsley 1999) angelegt, 
bei der der vorab interviewten Personen auch am Prozess der Datenanalyse aktiv 
partizipierten. Zur Auswertung der Daten wurde die bei Clarke (2011 & 2012) 
grundgelegte Situationsanalyse herangezogen, die diskursanalytische Elemente mit

3	 Sämtliche verwendeten Namen der Interviewpartner*innen wurden mit deren explizitem Einverständnis 
	 anonymisiert und die Pseudonyme von den teilnehmenden Personen selbst ausgewählt.
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einem Grounded Theory-Ansatz verschränkt. Inhaltlich verortet sich die Studie 
in den Dis*Ability Studies (vgl. z.B. Goodley 2011 & 2014; Oliver & Barnes 2012; 
Shakespeare 2014), die – äußerst verkürzt ausgedrückt – davon ausgehen, dass 
Behinderung sozial und kulturell konstruiert wird.

Im Folgenden wird lediglich auf die aus den Erfahrungen mit Gewalt sowie dem Miss-
brauch von Macht im Rahmen der erhobenen Biographien generierten Ergebnisse 
zurückgegriffen; weitere Ergebnisse werden ausgespart. Diese lassen sich in 
graphischer Form – bei ausführlicher Klärung im Anschluss – wie folgt zusammen-
fassen:

 

  Abb. 1: Graphische Darstellung der Ergebnisse zu Erfahrungen mit Gewalt und dem Missbrauch von Macht 
                in den erhobenen Biographien

Bezugnehmend insbesondere auf die Erzählungen der älteren Forschungsteil- 
nehmer*innen Ossi (geb. 1955), Mausi (geb. 1960), Patricia und Hans Peter (beide 
geb. 1961) führte Gewalt in der Familie, Interventionen der Fürsorge nach sich 
ziehend, zur (Zwangs-)Einweisung bzw. Unterbringung in totalen Institutionen 
(psychiatrischen Kliniken, Krankenhäusern, Kinder- und Erziehungsheimen, Groß-
einrichtungen für Kinder und Jugendliche mit Lernschwierigkeiten, Internate 
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sowie Großeinrichtungen der Behindertenhilfe). Dies gilt aufgrund ihres jüngeren 
Lebensalters nicht für Prinzessin (geb. 1971) und Kathi (geb. 1974): Zwar erlebten 
auch sie in der Familie Gewalt (und zwar in psychischer Form), jedoch traten sie in 
Folge mangelnder Alternativen ins bereits bestehende „System Behindertenhilfe“ 
ein.
Alle am Forschungsprojekt beteiligten Frauen – namentlich Patricia, Prinzessin und 
Kathi – erlebten, im Unterschied zu den männlichen Forschungsteilnehmern, Gewalt 
aufgrund ihres Geschlechts. Sexuelle bzw. sexualisierte Gewalt erfuhren Patricia 
und Prinzessin; bei beiden ereigneten sich die geschilderten Vorfälle im außer- 
institutionellen Kontext. Von Betreuungspersonen (und im Fall von Prinzessin zudem 
von Familienmitgliedern) wurden beide Frauen zur (Zwangs-)Sterilisation gedrängt, 
um zukünftige Schwangerschaften – Patricia hatte vorab bereits mehrere Kinder 
geboren – zu verhüten. Kathi wurde zwar nicht (zwangs-)sterilisiert, allerdings verlor 
sie einen Fötus während des vierten Schwangerschaftsmonats. Die Reaktionen 
sowohl auf die Schwangerschaft wie auch den Abort aus ihrem sozialen Umfeld, 
konkret durch Betreuer*innen und die Eltern, empfand sie als psychische Gewalt 
und leidet darunter auch heute noch.
In totalen Institutionen vor dem Unterbringungsgesetz (UbG) 1991 sind die Berichte 
zu physischer und psychischer Gewalt zwar in der Überzahl, werden durch ebenfalls 
berichtete strukturelle Gewalt aber überhaupt erst möglich. Auch nach dem UbG 1991 
und den damit intendierten Veränderungen bleiben einige der genannten Formen 
physischer Gewalt (wie etwa das „Niederspritzen“ in Psychiatrien oder die Ohr- 
feigen in Großeinrichtungen der Behindertenhilfe) aufrecht oder aber wurden erst 
kürzlich illegalisiert (wie dies seit 1. Juli 2015 für die Verwendung von psychiatrischen 
Netzbetten zutrifft). Allerdings ist dem hinzuzufügen, dass sich im Zuge der Geset-
zesänderung zwar nicht die generelle Existenz dieser Formen direkter Gewalt, wohl 
aber die Frequenz individueller Erfahrungen deutlich reduziert hat. 
Ergänzend dazu nehmen im Zuge der Etablierung moderner Einrichtungen der 
Behindertenhilfe Berichte zu erlebter struktureller und psychischer Gewalt zu, 
während auch physische Gewalt (z.B. in Form von getreten Werden und medika- 
mentöser Sedierung, wie von Hans-Peter erzählt) vereinzelt nach wie vor vorkommt. 
Als strukturell-psychische Gewaltformen, in der graphischen Darstellung ge- 
kennzeichnet als subtile Gewalt, werden in diesem Bereich benannt:

–	 „Tratsch“ als unautorisierte Weitergabe von Informationen;
–	 finanzielle Ausnützung;
–	 Vorenthalten von Assistenzleistungen;
–	 Verzögerung von Assistenzleitungen aufgrund institutioneller Strukturen; 

Verweigerung, bewilligte Assistenzstunden voll auszuschöpfen;
–	 Fremdbestimmung und Bevormundung;
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–	 Abhängigkeit von der Tagesverfassung von oder der Sympathie zu 
Betreuungspersonen;

–	 Fehlende Mitbestimmungsmöglichkeiten (z.B. bei der Auswahl von  
Betreuer*innen und/oder Mitbewohner*innen);

–	 „Sprechen ÜBER“ – Informationsaustausch und Treffen von Entscheidungen 
sowie schriftliche Dokumentation über die Forschungsteilnehmer*innen 
ohne deren Beisein;

–	 verbale Attacken sowie
–	 in Beschäftigungstherapien: mangelndes Selbstwertgefühl in Folge unent-

geltlicher Beschäftigung an Stelle von sinnstiftender, entlohnter Arbeit

Strukturelle Gewalt, dies ist den Erzählungen der Forschungsteilnehmer*innen ein-
deutig zu entnehmen, blieb in allen Formen der (alternativlosen) institutionellen 
Betreuung als Konstante aufrecht und wird von den betreffenden Personen als 
Form der Gewalt sowohl wahrgenommen wie auch benannt. Sie mündet dann im 
Missbrauch von Macht, wenn institutionelle Vorgaben bzw. Rahmenbedingungen 
mit individueller Willkür gekoppelt und durch Abhängigkeitsverhältnisse verstärkt 
werden – diese Definition wurde innerhalb des inklusiven Forscher*innen-Teams 
entwickelt und angewandt. Strukturelle Gewalt bedingt damit die Möglichkeit, 
seitens der Machthaber*innen – im Fall institutioneller Betreuung sind dies v.a. 
Betreuungspersonen und (Teil-/Bereichs-)Leiter*innen – individuell und willkürlich 
andere Formen der Gewalt anzuwenden. Sofern Macht ebenso ge- wie missbraucht 
werden kann, werden ohnehin qua Behinderung bereits vorliegende Abhängigkeits- 
verhältnisse zusätzlich durch das Wohlwollen bzw. die Willkür von Betreuungs- 
personen verstärkt. Gerade weil strukturelle Gewalt als Konstante in den erhobenen 
Biographien unverändert aufrecht blieb, zeigt sich an der im Sprachgebrauch der 
Forschungsteilnehmer*innen oftmals formulierten Dichotomie „drinnen“ und 
„draußen“, dass auch gegenwärtige, moderne Einrichtungen der Behindertenhilfe 
nicht eindeutig von „echten“ totalen Institutionen im Sinne Goffmans (1973) abge-
grenzt werden können, sondern einzelne Facetten dieser nach wie vor im institut- 
ionellen Kontext wirkmächtig sind.
Die am Forschungsprojekt beteiligten Personen benennen allerdings auch Formen 
des Widerstandes, den sie anwandten, um in den skizzierten gewaltvollen Systemen 
(eingeschränkt) handlungsmächtig zu bleiben bzw. Handlungsfähigkeit zurück-
zugewinnen. Neben Gewalt gegen die eigene Person, Gewalt gegen Andere wie 
auch Gewalt gegen Gegenstände werden als Formen der Gegenwehr Flucht sowie 
provozierter Rauswurf angeführt.
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Autonomieförderung durch Autonomieverlust? – Reflexionen zum 
Einsatz von freiheitsentziehenden/-beschränkenden Maßnahmen in 
Institutionen der Behindertenhilfe1

Rita Bretschneider, Julia Heusner und Saskia Schuppener

Abstract1
 

Freiheitsentziehende bzw. -einschränkende Maßnahmen (FeM) stellen massive For-
men des Eingriffs in Grund- und Persönlichkeitsrechte eines jeden Menschen dar (vgl. 
z.B. Deutscher Ethikrat 2017, o.S.). In diesem Beitrag wird ein erster Problemaufriss 
hinsichtlich institutionell bedingten Autonomieverlusts und der Einschränkung von 
Freiheit vorgenommen.

1  „Hilfe und Gewalt geben ein Ganzes. Und das Ganze muss verändert 
  werden“2 – Autonomieverlust und Freiheitsentzug in Institutionen 
   der Behindertenhilfe: Ein Problemaufriss
 

Wirft man in Zeiten der Post-Deinstitutionalisierung einen Blick auf den Lebens- 
bereich Wohnen, so kann festgehalten werden, dass Wandlungsprozesse in Bezug 
auf Groß- und Komplexeinrichtungen zwar zu verzeichnen sind (vgl. Falk 2016, 18f.). 
Es liegt jedoch weiterhin die Existenz „besondere[r] Wohnformen“ (Rohrmann & 
Schädler 2011, 7) und damit zusammenhängend auch einer bedingten Wahlfreiheit 
des Lebens- bzw. Wohnorts vor (vgl. z.B. Römisch 2011, 34; Rohrmann & Schädler 
2011, 6f.). Oftmals unausgesprochen bleibt, dass Menschen mit einer geistigen 
Behinderung mitunter „stationäre […] Hilfebedarf[e]“ (Rohrmann & Schädler 2011, 
8) auferlegt werden. Dies zieht häufig die Zuschreibung einer „erforderliche[n] 
Betreuungsintensität“ (Rohrmann & Schädler 2011, 8) nach sich. Den Organisations- 
rahmen von stationären Wohnkontexten bildet die sogenannte Behindertenhilfe 
(vgl. Neuer-Miebach 2005, 138 zit. nach Kahle 2013, 3), welche sich selbst als ein 
Zusammenschluss unterschiedlichster Unterstützungsmöglichkeiten mit dem Ziel 
der Autonomie- und Teilhabesicherung sowie Reduktion von Diskriminierung und 

1	 Dieser Beitrag wurde 2019 unter dem Titel „ ‚Es passiert viel und niemand bekommt es mit...’ – Zur Exklusion 
	 in Institutionen der sogenannten Behindertenhilfe: Autonomieverlust und Freiheitsentzug“ in folgender 
	 Publikation veröffentlicht: Stechow, Elisabeth von; Hackstein, Philipp; Müller, Kirsten; Esefeld, Marie & 
	 Klocke, Barbara (Hrsg.). (2019). Inklusion im Spannungsfeld von Normalität und Diversität. Band 1. 
	 (S. 175-183 ). Bad Heilbrunn: Verlag Julius Klinkhardt.
2	 Brecht 1976a, 599
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Ausschluss definiert (vgl. z.B. Kahle 2013, 1). Es lassen sich jedoch starke Kontro- 
versen zwischen diesen selbstauferlegten Bestrebungen und der tatsächlichen 
Praxis in neoliberalen kapitalistischen Gesellschaftsstrukturen verzeichnen. Sowohl 
Kremsner (2017, 280ff.) als auch Römisch (2011, 26) im Rekurs auf Cloerkes und 
Felkendorf (2007) stellen heraus, dass das sogenannte Behindertenhilfesystem 
nicht ausschließlich zur Überwindung von Differenzkategorisierungen beiträgt, 
sondern vielmehr durch seine innewohnende Systemlogik die „gesellschaftliche[…] 
Konstruktion von Behinderung und [damit verbundene aktuell bestehende] […] ge-
sellschaftliche Reaktion[smechanismen]“ (Cloerkes & Felkendorf 2007, 40 zit. nach 
Römisch 2011, 26) weiter aufrechterhält.  
Stationäre Wohnkontexte werden somit als Institutionen konstruiert, in denen 
besagte Personenkreise am besten versorgt und betreut werden können (vgl. 
Römisch 2011, 27). Sie befinden sich in einem widersprüchlichen Selbstver- 
ständnis zwischen Orten der Teilhabe- bzw. Teilgabesicherung und „Agentur[en] der 
gesellschaftlichen Normalisierung“ (Crain 2013, 254) und Anpassung. Damit ein- 
hergehend können sowohl Momente der Selbst- und Mitbestimmung, aber auch 
gleichsam Momente von Fremdbestimmung, Macht und Gewalt sowie Kontrolle, 
Zwang und Freiheitsentzug verzeichnet werden (vgl. z.B. Schäper 2015, 83f.; Peters 
2016, 178; Trescher 2017, 17). 
Im deutschsprachigen Raum liegt derzeit keine einheitliche Begriffsdefinition für 
Maßnahmen vor, die Autonomie und Freiheiten einschränken, was den ohnehin 
schon sehr tabuisierten und undurchsichtigen Diskurs zusätzlich erschwert (vgl. 
Köpke u.a. 2015, 21). Vielfach wird sich auf aktuell vorliegende Legaldefinitionen 
bezogen (vgl. Art. 104 Abs. 1/2, GG; § 1906, BGB; § 1631b, BGB). 
Die juristischen Kategorien verbindet, dass sie sich primär auf den Entzug bzw. die 
Ein- oder Beschränkung von (Fort-)Bewegungsfreiheit beziehen (vgl. Köpke u.a. 
2015, 56). Es werden zudem primär personenbezogene Gründe, wie der Schutz vor 
Selbst- und Fremdgefährdung und die Sicherung des Wohlergehens für die An- 
wendung von freiheitsentziehenden Maßnahmen definiert (vgl. Köpke u.a. 2015, 58; 
§ 1631b Abs. 1, BGB; § 1906 Abs. 1, BGB). Ein personenbezogener Begründungsdiskurs, 
so wie er sich u.a. in den Legaldefinitionen findet, ist sehr einseitig und denkt die 
Beziehung zwischen den sich verhaltenden Subjekten (= Betreuende und Betreute) 
und den vorliegenden strukturellen und gesellschaftlichen Kontexten und Be- 
dingungen nicht mit. Gerade diese Kontextbedingungen besitzen jedoch einen 
nicht zu unterschätzenden Einfluss auf den Vollzug freiheitseinschränkender Maß-
nahmen (vgl. z.B. Hofinger u.a. 2007, 17). Hierbei spielen sowohl innerinstitutionelle 
Bedingungen (z.B. die vorliegenden Organisationsstrukturen, die Ausgestaltung des 
Wohnraums, Personalmangel), als auch außerinstitutionelle Einflüsse (z.B. politische 
Rahmenbedingungen, Einstellungen und Haltungen) eine Rolle und führen zu Ein-
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griffen in die Entfaltung der persönlichen Freiheit, die sich mit Blick auf die im ersten 
Abschnitt dargelegten Kontroversen vermuten lassen (vgl. z.B. Hofinger u.a. 2007, 
17; Gsenger 2009, o.S.).

Sönnichsen (2017, 1) und Rohrmann (2017, 1) problematisieren weiterhin die Recht- 
fertigung von FeM zur Ermöglichung von Wohlergehen. Für Rohrmann (2017, 1) 
und Sönnichsen (2017, 1) schließen sich Wohl bzw. Wohlergehen und Freiheits- 
beschränkung kategorisch aus, da die Anwendung besagter Maßnahmen immer 
mit Momenten des Zwangs und der „Überwindung des Willens der Betroffenen“ 
(Rohrmann 2017, 1) einhergehen. Die Entscheidung für die Anwendung einer FeM 
erfolgt dementsprechend nicht basierend auf dem primären Willen der davon 
betroffenen Person, sondern wird vielmehr im vermeintlichen Sinne für sie ent- 
schieden (vgl. Rohrmann 2017, 1f.). Im Kontext der Anwendung von FeM erfolgt 
oftmals eine fremdgesetzte intersubjektive Konstruktion von Wohl bzw. Wohl- 
ergehen (vgl. Pella & Bell 2017, 2). Durch die Verwendung einer Argumentations- 
logik, innerhalb welcher primär der Schutz des Wohlergehens postuliert wird, wird 
ein „scheinbar unhinterfragbare[r] höhere[r] Zweck“ (Pella & Bell 2017, 2) definiert. 
„Die Gefahr […] liegt gerade darin, dass […] [die Anwendung von FeM] von den 
Ausübenden weniger hinterfragt und reflektiert wird, weil der Zweck ihn zu recht-
fertigen scheint“ (Pella & Bell 2017, 2).

Aufgrund der dargelegten Problematiken des derzeit bestehenden Begriffs- 
diskurses soll neben gängig genannten rechtlichen Definitionen – wie beispiels- 
weise der Anwendung körpernaher Formen von FeM (z.B. Fixierung, Pflegeoveralls) 
und körperferner mechanischer bzw. baulicher Maßnahmen (z.B. Unterbringung in 
geschlossenen Bereichen, Time-Out-Räume) sowie medikamentöser Sedierung (vgl. 
z.B. Seidel 2013, 5) zum Zweck der Verhinderung der Fortbewegung – die Diskussion 
um weitere Einschränkungen der Autonomie, die in der Eigenlogik institu- 
tioneller Wohnkontexte für Menschen mit s.g. geistiger Behinderung vermutet 
werden können, erweitert werden. Aus Mangel an wirklichen Begriffsalternativen 
wird der Terminus freiheitseinschränkende Maßnahmen (FeM) als Sammel- bzw. 
derzeitiger Arbeitsbegriff jedoch weiterhin verwendet.

Häufig werden „Eingriff[e] in die alltäglichen Handlungs- und Autonomiespiel- 
räume“ (Clark 2018, 63) nicht als FeM verstanden, obwohl die vorliegenden 
institutionellen Bedingungen Einschränkungen der Entscheidungs-, Meinungs- und 
Handlungsfreiheit sowie der Privatsphäre nach sich ziehen können und damit auch 
als Maßnahmen der Freiheits- und Autonomie-/Teilhabeeinschränkung erlebt und 
verstanden werden können (vgl. Lederer 2005, 26; Rohrmann 2012, 110f.; Trescher 
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2017, 23). Allein die örtliche Lage einer Wohneinrichtung kann zu einer Teilhabe- 
einschränkung führen. Häufig ist zudem eine Unterbringung in stationären Wohn-
settings grundlegend mit Fremdentscheidungen verknüpft (vgl. Seifert 2006, 379). 
Mechanismen der einrichtungsorientierten Gestaltungen des Wohnraumes können 
die Nichtbeteiligung von Bewohner*innen bei der bspw. Auswahl und Anstellung 
von Mitarbeiter*innen, bei der Zusammensetzung der Wohngruppe sowie der Aus-
wahl des/der Zimmermitbewohner*in nach sich ziehen (vgl. z.B. Blandow 2012, 359; 
Trescher 2017, 23). Der Alltag ist häufig fremdbestimmt und funktioniert nach klaren 
Regeln und Abläufen, die mitunter stärker den reibungslosen Heimabläufen als den 
dort wohnenden Subjekten selbst verpflichtet sind (vgl. z.B. Rohrmann 2012, 110). 
So betrachtet, zeigt sich der Alltag von Menschen mit zugeschriebener geistiger 
Behinderung in Einrichtungen der Behindertenhilfe gezeichnet von der routine- 
mäßigen Anwendung von Autonomie- und auch Freiheitseinschränkungen. Dies (und 
gerade auch die Genehmigung und Etablierung einer freiheitsentziehenden Maß- 
nahme) führt vielfach zu deren automatisierter Anwendung und blockiert dabei oft 
die Wahrnehmung und Suche von alternativen Umgangsweisen (vgl. Timm 2013, 15).

Ebenso lassen sich Beziehungsasymmetrien und -abhängigkeiten im alltäglichen 
Miteinander aufzeigen, die zwangsläufig Strukturen der Macht und Unfreiheit 
implizieren und zum Erleben von Machtmissbrauch führen können (vgl. z.B. Kremsner 
2017, 71). Dadurch kann eine dichotome Konstruktion zwischen Betreuenden und 
zu Betreuten mit festen Rollenbildern und unterschiedlichen Handlungsspielräumen 
erfolgen. Betreuer*innen werden beispielsweise als Expert*innen für das Leben der 
Menschen mit Behinderung konstruiert und können dadurch sehr wirkmächtig den 
Alltag prägen (vgl. Doll 2016, 206). Sie besitzen häufig die Entscheidungsmacht für 
Maßnahmen, die Wohlergehen fördern sollen, sie sind für das Einhalten von Regeln 
zuständig und entscheiden, zu welchen Informationen Bewohner*innen Zugang 
erhalten. Menschen, die als geistig behindert gelten, sind daher oftmals nicht umfas-
send über ihre Rechte und Möglichkeiten aufgeklärt. Ebenso lassen sich im Alltag, 
gerade wenn es um herausfordernde Verhaltensweisen geht, beispielsweise Stufen- 
und Tokenpläne finden (vgl. Peters 2016, 176). Schwabe (2011, 9) weist auf die 
Gefahr hin, dass bei solchen regelbasierten Festlegungen, die individuellen Bedarfe 
und Entwicklungsstände der jeweiligen Subjekte nicht umfassend mitgedacht 
werden. In Ergänzung dazu merkt Doll (2016, 207) kritisch an, dass innerhalb eines 
so organisierten Wohn- und Lebensumfeldes oftmals das (implizite) „Ziel [einer] 
maximalen Anpassung des Individuums an die Umgebung“ (Doll 2016, 207) 
mitschwingt.



2  „Was gewöhnlich ist, findet unerklärlich“3 – Versuch eines Fazits
 

Die dargelegte begriffliche Auseinandersetzung hat ein breites Spektrum an FeM in 
der institutionellen Alltagsrealität im Kontext der s.g. Behindertenhilfe aufgezeigt 
– besonders, wenn man ein skizziertes weites Verständnis von FeM zugrunde legt. 
Die Einschränkung verschiedener persönlicher Freiheiten mitzudenken, erscheint 
aus unserer Sicht besonders wichtig, da die Gefahr besteht, viele Maßnahmen der 
Autonomieeinschränkung bei Menschen, die als geistig behindert adressiert 
werden, nicht als solche wahrzunehmen, einzustufen und damit in der Diskussions-, 
Reflexions- und Reduktionswürdigkeit zu negieren. Bislang besteht kaum ein offener 
Dialog über das Thema FeM, was eine zwangsläufige Tabuisierung und Verstetigung 
selbiger nach sich zieht.  
Die Anwendung von FeM ist stets mit einem Grunddilemma im Kontext päda- 
gogischen Handelns verbunden: Der Auftrag des Schutzes der Persönlichkeitsrechte 
steht dem Schutz vor körperlicher Unversehrtheit (vgl. Schlaffer 1999, 44) gegen- 
über. Es besteht eine gewachsene Paradoxie darin, dass Wohlergehensförderung 
durch Einschränkung des Wohlergehens (vgl. Schweiger & Graf 2018, 44ff.) 
legitimiert und praktiziert wird. Damit zusammenhängend liegt eine weitere Heraus- 
forderung in der Frage nach der Vereinbarkeit von Autonomieförderung und 
Fürsorge vor. „Für Menschen mit geistiger und schwerer Behinderung, für die ein 
Leben in Abhängigkeit die Lebensrealität darstellt, kann jedoch eine unreflektierte 
fürsorgende Haltung ebenso wie eine unreflektierte Überhöhung der Begriffe Selbst-
bestimmung und Autonomie, große Gefahren bergen“ (Falkenstörfer 2018, 177). 
Es drängt sich im Zuge dessen die bereits von Falkenstörfer (2018) aufgegriffene 
Frage auf, wie „die Vorstellung eines autonomen und selbstbestimmten Menschen 
mit dem eines von Fürsorge abhängigen Menschen zu vereinbaren [ist], ohne dass 
es sich dabei um eine fremdbestimmte und paternalistische Belagerung handelt?“ 
(Falkenstörfer 2018, 176). In Bezug auf die Anwendung von FeM und die Gestaltung 
zwischenmenschlicher Beziehungen bedeutet dies, dass die Dimensionen von Auto-
nomie/Selbstbestimmung sowie Angewiesenheit/Abhängigkeit/Fürsorge reflektiert 
und neu verhandelt werden müssen (vgl. Falkenstörfer 2018, 177f.).  
Die Bedeutung dieses Reflexionsanspruches stellt sich selbsterklärend für institut- 
ionalisierte Lebenskontexte von Menschen mit Behinderungserfahrungen als un-
abdingbar dar und muss einer voraussetzungslosen Orientierung an der Menschen- 
würde sowie dem Grundverständnis menschlicher Imperfektion entsprechen.  
Wichtig erscheint zudem, Möglichkeiten der Befähigung und der selbstbestimmteren 
Eingebundenheit der Hauptpersonen in den Prozess des Findens von Lösungen/ 

3	 Brecht 1967b, 822
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Alternativen im Umgang mit herausfordernden Situationen mitzudenken. Auch die 
nicht eindeutige Differenzierung zwischen (illegaler) Gewalt und (legalisiertem) 
Zwang trägt zu einer Diffusität bei, welche nicht nur theoretisch, sondern eben 
auch und besonders in der Alltagsrealität FeM-erfahrener Kinder, Jugendlicher und 
Erwachsener mit Behinderungserfahrungen zum Ausdruck kommt: FeM haben alle 
den Moment des Zwangs inne und implizieren damit auch das Risiko eines fließen-
den Übergangs zur Gewaltanwendung (vgl. Lindenberg 2015, 38).   
Eine Forschung zur Sicht von Kindern, Jugendlichen oder Erwachsenen, die als 
behindert adressiert werden, ist im deutschsprachigen Raum nach wie vor vakant 
(vgl. Timm 2013, 16). Ebenso lassen sich international nur wenige Studien finden, 
welche diese Thematik in Bezug auf Kinder und Jugendliche mit Behinderungs- 
erfahrungen aufgreifen. Der internationale Forschungsstand konzentriert sich auf 
die Befragung von erwachsenen Menschen mit s.g. geistiger Behinderung (vgl. 
Menon u.a. 2012, 62). Speziell den direkten und indirekten Erfahrungen mit der An-
wendung von FeM bei Kindern und Jugendlichen mit s.g. geistiger Behinderung 
möchte sich das mehrperspektivische Projekt „Umgang mit herausforderndem 
Verhalten im Kontext stationärer Einrichtungen der Behindertenhilfe – Freiheits-
beschränkende und freiheitsentziehende Maßnahmen (FeM) aus Sicht von Kindern & 
Jugendlichen, Eltern/Erziehungsberechtigten und Mitarbeiter*innen“ (FeM_SiKuM) an 
der Universität Leipzig unter Leitung von Saskia Schuppener widmen.  

Abschließend lässt sich bilanzieren, dass es bislang an vielfältigen Forschungs- 
erkenntnissen und auch Theoriediskursen zu den Verbindungslinien von Freiheit, 
Freiheitsentzug, Autonomie, Selbstbestimmung, Partizipation, Wohltätigkeit, Wohl-
befinden und Fürsorge mangelt, um die nach wie vor bestehende institutionalisierte 
Praxis der s.g. Behindertenhilfe sensibel auf Risiken der Freiheitseinschränkung und 
ihrer zumeist nicht sichtbaren, aber u.U. traumatischen Konsequenzen aufmerksam 
zu machen.
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Veränderungen von Machtstrukturen – 
Was kann die Versorgungspsychiatrie tun?

Knut Hoffmann

Historisch ist die Psychiatrie durch sehr kustodiale Strukturen geprägt, welche sich 
in vielen historischen Dokumenten finden und wo sich eigentlich, zumindest hin-
sichtlich der theoretischen Konzepte, gegenüber einigen antiken Kulturen ab dem 
Mittelalter ein zunehmend repressiver Umgang mit jedweder Form von Anders-
artigkeit etabliert hat. Vielfach fanden eher Konzepte wie Besessenheit u. Ä.  
Anwendungen. Der erste historisch wichtige Schritt in der Veränderung dieser 
Strukturen war 1793 die „Befreiung von den Ketten“ durch den französischen 
Psychiater Philippe Pinel (20.04.1745 – 25.10.1826). Pinel war leitender Arzt des 
Hôspital Salpêtrière, dem zur damaligen Zeit wahrscheinlich bekanntesten  
„psychiatrischen Krankenhaus“ Europas. Das Krankenhaus war letztendlich eine 
Gründung Ludwigs IVX. und war zeitweise mit bis zu 8.000 Patienten belegt. Hier 
hat u. a. dann später auch Jean-Martin Charcot seine Theorien über die Genese der 
Hysterie gelehrt. Der entscheidende Einfluss Pinels auf die psychiatrische Kultur in 
Europa und letztendlich dann auch weltweit war, dass er nach langer Vergessenheit 
psychische Beeinträchtigungen, und dies meint nicht nur psychische Erkrankungen 
im engeren Sinne  sondern auch Verhaltensstörungen, welche mit Intelligenz- 
minderungen verbunden sein können, als Krankheiten definiert hat und die davon 
betroffenen Menschen als Kranke behandelt hat und nicht mehr sich dafür in der 
Verantwortung sah, die Gesellschaft vor diesen zu schützen und die quasi analog 
zu einem Zuchthaus unterzubringen. Pinel und sein Schüler Esquirol gelten als die 
Begründer der französischen Psychiatrietraditionen und Erfinder der sog. 
moralischen Behandlung (Traitment moral), welches eigentlich seinen Ursprung in 
Großbritannien bei William Tuke hat. Das Traitment moral stellte erstmals einen Zu-
sammenhang zwischen Lebensbedingungen und psychischer Gesundheit dar und 
sah sich in der Verantwortung, für die Menschen adäquatere Lebensbedingungen 
zu schaffen, glaubte aber irriger Weise auch an die Wirksamkeit von Erziehung 
und menschlicher Güte als wichtigen kurativen Aspekt bei psychischen Störungen. 
Angemerkt an dieser Stelle sei noch, dass sich die sog. Monomanielehre (z. B. Pyro-
manie, Kleptomanie usw.), welche zumindest mit Einschränkungen auch noch heute 
gebräuchlich ist, auf die Untersuchungen insb. Esquirols beruht.
Als besonders fortschrittlich wurde auch der sog. „Narrenturm“ der Universität Alt-
Wien als eines der ersten psychiatrischen Krankenhäuser, die extra für diesen Zweck 
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gebaut worden waren, angesehen (bei der Salpêtrière handelt es sich um eine ehe-
malige Munitionsfabrik, in der auch Salpeter zur Sprengstoffherstellung benutzt 
wurde). Aus heutiger Sicht gleicht dieses Gebäude jedoch mehr einem Hochsicher-
heitstrakt in einer Justizvollzugsanstalt.

Die Auswirkung der Aufklärung auf die Betrachtung menschlicher Eigenschaften 
lässt sich zumindest im Bezug auf die kognitiven Fähigkeiten sehr gut mit einem Satz 
von Thomas Hobbes beschreiben: 

„… und was die geistigen Fähigkeiten betrifft, so finde ich, dass die Gleichheit unter den 
Menschen noch größer ist als bei der Körperstärke … was die Gleichheit vielleicht unglaub-
würdig erscheinen lässt, ist nur eine selbstgefällige Eingenommenheit von der eigenen 
Weisheit, von der fast alle Menschen annehmen, sie besäßen sie in einem höheren 
Maße als das gewöhnliche Volk.“

Zeitsprung:

Mit  dem Unterzeichnen der UN-Behindertenrechtskonvention durch die Bundes-
republik Deutschland im Dezember 2008 hat sich die Bundesrepublik Deutschland 
verpflichtet, für Menschen mit Behinderung, und dieses bezieht sich nicht nur auf 
Menschen mit geistigen Behinderungen, adäquate und einschränkungsgerechte 
gesundheitliche Versorgung sicherzustellen (Artikel 25). Eines der strukturellen 
Mittel bei der Umsetzung der der UN- Behindertenrechtskonvention sind die sog. 
Staatenberichte, die regelmäßig bei der entsprechenden Kommission der WHO in 
Genf vorgelegt werden müssen. Eigentlich müssen diese Berichte jährlich vorge-
legt werden. Der erste Staatenbericht der Bundesrepublik Deutschland stammt 
aus dem August 2011. In diesem finden Menschen mit geistiger Behinderung keine 
explizite Erwähnung. Primäres Thema dieses Berichts ist Barrierefreiheit.  

Grundsätzlich ist es hilfreich zu wissen, dass in der Ausbildung von Medizinern 
 lediglich ein klassisches medizinisches Modell von Behinderung vermittelt wird, wel-
ches Behinderung als ein individuelles Problem, direkt verursacht durch Krankheit, 
Trauma oder andere gesundheitsbezogene Zustände, definiert. Ein integratives 
Modell von Behinderung, wie es im ICF propagiert wird, ist nicht Teil der 
medizinischen Ausbildung und auch in der Facharztweiterbildung Psychiatrie und 
Psychotherapie ist dieses kein Thema. Ein weiteres Problem in diesem Zusammen-
hang ist das zersplitterte Sozialrechtssystem der Bundesrepublik Deutschland. 
Der medizinische Bereich bewegt sich fast ausschließlich im Bereich des SGB V, 
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rehabilitative Aspekte im Sinne des SGB IX sind den meisten Medizinern nur wenig 
bis gar nicht geläufig.

Unter dem Schirm des SGB V werden auch die medizinischen Leistungen definiert, 
welche im System der gesetzlichen Krankenkasse erstattungsfähig sind. Diese 
Entscheidungen werden letztendlich durch den gemeinsamen Bundesausschuss 
getroffen, einem paritätisch besetzten Organ der Selbstverwaltung, welches 
politisch unabhängig agiert und sowohl mit Fachleuten als auch mit Personen von 
Kostenträgerseite besetzt ist. Die ärztliche Selbstverwaltung ist in der Bundes- 
ärztekammer und 17 Landesärztekammern organisiert, diese kümmern sich vor 
allen Dingen um politische und standesrechtliche Aspekte des Arztberufes. Die 
Repräsentation der „Psychofächer“ in diesen Gremien ist als nicht besonders hoch 
einzuschätzen. Auf der Leistungsseite ist die kassenärztliche Vereinigung für die Ver-
teilung der Vergütungen in den 17 landeskassenärztlichen Vereinigungen zuständig. 
In diesen sind ca. 120.000 Ärzte aller Disziplinen organisiert. Die kassen- 
ärztlichen Vereinigungen sind aktuell auch zuständig für die Liquidation der psycho- 
therapeutischen Leistungen, welche von psychologischen Psychotherapeuten 
erbracht werden (35.095*). Diese sind wiederum in der Bundespsycho- 
therapeutenkammer und in 17 Landespsychotherapeutenkammern organisiert.

 Abb. 1: Übersichtsdarstellung, *Stand: 2018
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Mit der Anführung des Psychotherapeutengesetztes 1998 haben sich wesentliche 
Veränderungen in der psychiatrischen Versorgungslandschaft ergeben. Zuvor war 
es lediglich möglich, dass psychologische Psychotherapeuten im sog. Delegations-
verfahren auf ärztliche Überweisung psychotherapeutisch tätig werden konnten. 
Durch das Gesetz wurde es möglich, dass eigene Kassentherapeutensitze geschaf-
fen wurden, welche dann direkt mit der kassenärztlichen Vereinigung abgerechnet 
wurden. In einer Erhebung von Melchinger (2006) wurde gut dargestellt, wie diese 
Veränderungen dazu geführt haben, dass im psychiatrischen Regelversorgungs-
system dadurch eklatante Einsparungen notwendig geworden sind. In einer Un-
tersuchung von 2007 anhand von Daten der kassenärztlichen Versorgung Bayern 
konnte nachgewiesen werden, dass die psychiatrisch-psychotherapeutischen Aus-
gaben in diesem Kammerbezirk zu 74% in die psychotherapeutische Versorgung 
geflossen sind und nur zu 26% in die psychiatrische/nervenärztliche einschl. kinder- 
und jugendpsychiatrische Versorgung. In diesem Bereich wurden aber 72% aller 
Fälle versorgt, 19% von psychologischen Psychotherapeuten und 9% von ärztlichen 
Psychotherapeuten. Dies hat zwangsläufig erhebliche Auswirkungen auf die Ver-
sorgungsqualität im kernpsychiatrischen Bereich gehabt. Es ist davon auszugehen, 
dass sich dieses Verhältnis in Zukunft auch noch verschärfen wird, letztendlich auch 
mit bedingt dadurch, dass es inzwischen schwierig geworden ist, freigewordene 
kassenärztliche Sitze für Neurologen und Psychiater, welche in der Vergangenheit 
oft auch als Doppelfacharztsitze betrieben worden sind, neu zu besetzten. Hierbei 
ist es wichtig zu wissen, dass zuvor doppelt besetzte Kassenarztsitze, die dann nur 
von einem einfachen Facharzt, was heutzutage die Regel ist, übernommen werden 
dann dauerhaft auch nur noch als einfacher Kassenarztsitz (also Arzt für Neurologie 
oder Arzt für Psychiatrie und Psychotherapie) weitergeführt werden und die an-
dere Hälfte des Fachgebietes dauerhaft geschlossen wird. Weitere Änderungen 
werden sich aus der kompletten Neuordnung der Psychotherapeutenausbildung 
ergeben, für die Bas Bundesgesundheitsministerium vor kurzen einen Referenten-
entwurf vorgelegt hat. Dieser sieht u. a einen komplett autonomen Abrechnungs- 
mechanismus ohne die kassenärztlichen Vereinigungen vor.  

Ein weiterer Punkt in der Versorgung von Menschen mit Intelligenzminderung 
ist die Facharztausbildung in Deutschland. Vor ca. 15 Jahren ist es gelungen, den 
Begriff geistige Behinderung im Zusammenhang mit psychischen Erkrankungen in 
das Facharzt-Curriculum für angehende Fachärzte für Psychiatrie und Psychotherapie 
aufzunehmen. Dieses stellt sich aber als ein einiger Satz in einer mehrere Seiten 
langen Anforderungsliste dar. Faktisch besteht die Ausbildung darin, dass dreimal 
jährlich ein sog. Facharzt-Intensivkurs, üblicher Weise in Berlin, angeboten wird, in 
dem die angehenden Fachärzte kurz vor ihrer Prüfung in einer Woche noch einmal 



konzentriert das gesamte Gebiet der Psychiatrie durchgehen. Hier ist lediglich ein 
Timeslot von 90 Minuten für das Thema psychische Störungen bei Menschen mit 
geistiger Behinderung vorgesehen. Verglichen mit anderen europäischen Ländern 
ist dieses als ausgesprochen mangelhaft zu bewerten. Vergleicht man damit z. B. 
die Situation in Großbritannien mit einem sog. common Trunk und eine darauf auf-
bauende Spezialisierung, muss festgestellt werden, dass dort die Spezialisierung 
Psychiatry in Learning Disability eine dreijährige Ausbildung umfasst. In der Folge 
ist auch in Großbritannien eine Vielzahl von entsprechend qualifizierten Ärzten 
vorhanden. In Deutschland entsteht eine solche Spezialisierung eher durch Zufälle 
in der der Berufsbiographie. Es gibt in Deutschland lediglich zwischen 20 und 25 
spezialisierten, meist sehr kleinen Behandlungsbereichen an psychiatrischen Fach-
krankenhäusern, die entsprechende Behandlungsstrukturen und auch fachliche 
Kompetenz vorhalten. In diesen Bereichen ist dann meistens auch noch ein ent-
sprechendes ambulantes Angebot vorhanden. Von einer Flächendeckung kann hier 
also in keinster Weise die Rede sein.

Strukturell sind für die psychiatrische Versorgung insbesondere zwei Gremien 
von Bedeutung, zum einen ist dieses die sog. Bundesdirektorenkonferenz, ein 
Zusammenschluss der ärztlichen Direktoren der psychiatrischen Fachkrankenhäu-
ser Deutschlands. Diese Gruppe enthält verschiedene Arbeitskreise, u. a. einen 
Arbeitskreis geistige Behinderung. Desweiteren ist hier die Deutsche Gesellschaft 
für Psychiatrie, Psychotherapie, Psychosomatik und Nervenheilkunde (DGPPN) zu 
erwähnen, welche ein Referat geistige Behinderung unterhält. Insgesamt muss der 
strukturelle Einfluss der darin vertretenden Fachleute als relativ gering eingeschätzt 
werden. Verkompliziert wird das Ganze auch noch dadurch, dass sich aktuell die 
Vergütungssysteme in der Psychiatrie erheblich verändern und es kein System von 
tagesgleichen Vergütungen mehr gibt sondern Einzelleistungen vergütet werden. 
Dieses, dem DRG-System in der Somatik verwandte System, ist ein sog. lernendes 
System, was dafür sorgen soll, dass möglichst nur sinnvolle und notwendige 
Leistungen entsprechend vergütet werden. Es ist zu erwarten, dass dadurch die 
Aufenthaltsdauern in psychiatrischen Krankenhäusern noch einmal erheblich sinken 
werden und dass letztendlich die Versorgungsstrukturen sich nicht zwangsläufig 
verbessern werden. Im Zusammenhang mit Menschen mit Intelligenzminderung 
ergeben sich hier besondere Probleme, da die Diagnostikphase oft deutlich lang-
wieriger und intensiver ist als das in der normalen psychiatrischen Versorgung der 
Fall ist und eine solche abwartende, beobachtende Position normalerweise durch 
die die Behandlungsdauern überprüfenden medizinische Dienste der Kranken- 
kassen (MDK) nicht als adäquate Krankenhausleistungen und Rechtfertigung für 
einen stationären Krankenhausaufenthalt angesehen werden dürften.
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Letztendlich ist es also von Seiten der Versorgungspsychiatrie ausgesprochen 
schwierig, hier einen konkreten Einfluss auf die gestellte Eingangsfrage, nämlich die 
Veränderung von Machtstrukturen in der Versorgung von Menschen mit Intelligenz- 
minderung, zu nehmen. Hierfür ist es unabdingbar, dass sich die strukturellen 
Bedingungen der Behandlung verbessern oder zumindest gehalten werden 
können. Eine solche Verbesserung ist nur unter politischer Einflussnahme zu erwarten.

Ganz konkret kann der Referent berichten, dass er seit nunmehr acht Jahren 
versucht, mit der Politik einen solchen spezialisierten Behandlungsbereich zu ver-
einbaren, aber in diesem Unterfangen bisher kläglich gescheitert ist. Es ist davon 
auszugehen, dass sich die versorgungspsychiatrie nur dann in adäquater Weise den 
in der Überschrift geäußerten Problem stellt, wenn sie über genügend Ressourcen 
verfügt und eine explizitere Erwähnung im Versorgungsauftrag formuliert wird.

Ganz allgemein kann man aber sagen, dass, zumindest bezogen auf strukturelle 
Aspekte von Macht wie Freiheitsentziehungen und Zwangsmaßnahmen ein erheb-
licher Wandel im Selbstverständnis der Psychiatrie stattgefunden hat, wenngleich 
dieser initial auch dem Veränderungsdruck durch eine Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts bedurft hat.
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Sexueller Missbrauch an Kindern und Jugendlichen mit geistiger 
Behinderung – Ergebnisse einer Präventionsfortbildung für pädagogisch 
Arbeitende in der Behindertenhilfe

Karla Verlinden, Lucas Scheliga & Pia Bienstein

Zusammenfassung:
 

Menschen mit sog. geistiger Behinderung weisen ein erhöhtes Risiko auf, Opfer 
sexuellen Missbrauchs zu werden. Die Gründe für die erhöhte Prävalenz liegen so-
wohl in institutionellen Risikofaktoren, dem unzureichenden (Handlungs-)Wissen 
des (pädagogischen) Personals und der spezifischen Vulnerabilität der Menschen 
mit geistiger Behinderung. 
Um sexuellen Missbrauch sinnvoll begegnen zu können, sind verschiedene Maß- 
nahmen notwendig. Die wohl wichtigste Säule in der Prävention sexuellen Miss-
brauchs an Kindern und Jugendlichen besteht aus der Fort- und Weiterbildung von 
Bezugspersonen, Betreuer*innen und sonstigem pädagogischen Personal, welches 
die hoch vulnerable Gruppe begleitet.
Die Autorinnen stellen eine von ihnen entwickelte Fortbildung für pädagogisches 
Personal in Einrichtungen der Behindertenhilfe vor.  Im Anschluss erfolgt die Darstel-
lung der gemessenen Effekte und die Diskussion der Befunde. 
 
1  Hintergrund: Häufigkeit und Risikofaktoren
 

Die Häufigkeit sexuellen Missbrauchs an Menschen mit geistiger Behinderung ist 
laut (inter-)nationaler Schätzungen im Vergleich zu Menschen ohne Behinderung 
um das 2-4 fache erhöht (Basile et al., 2016; Bienstein et al., i. Vorb.; Euser et al., 
2015; Horner-Johnson & Drum, 2006; Hassouneh-Phillips & Curry, 2002; Kvam et al., 
2000; Martin et al., 2006; Schröttle et al., 2012; Sobsey & Mansell, 1994; Spencer et 
al., 2005; Sullivan & Knutson, 2000; Zemp, 1997; Verlinden, 2018). 
Aktuelle Häufigkeitsangaben zu von sexuellem Missbrauch betroffener Schüler*innen 
aus Förderschulen aus dem deutschen Raum liefert die vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung geförderte Studie „Vorbeugen und Handeln – Sexueller 
Missbrauch an Kindern und Jugendlichen mit Behinderung“ (SeMB). In diesem 
Zusammenhang berichteten 54 % der Schulleitungen sowie 38 % der Lehrer*innen 
an Förderschulen von mindestens einem Verdachtsfall innerhalb der letzten zwölf 
Monate. Die Spanne an Verdachtsfällen schwankte zwischen einem*r bis zwölf 
Schüler*innen. 32% der Schulleitungen und 21% der Lehrer*innen berichteten von 
mindestens einem gesicherten Fall sexuellen Missbrauchs im gleichen Zeitraum. Die 
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Spanne schwankte hier zwischen einem*r bis acht Schüler*innen (Bienstein et al., 
2018). 
Als Grund für die hohe Betroffenenzahl von Heranwachsenden mit Behinderung 
muss eine Kombination bestimmter personenbezogener und institutioneller 
Risikofaktoren als multifaktorielles Entstehungsmoment diskutiert werden (vgl. 
Bienstein & Verlinden, 2018; Mattke, 2015). Im Vergleich zu Menschen ohne geistige 
Behinderung sind Menschen mit geistiger Behinderung i.d.R. von einer größeren An-
zahl an anderen Personen abhängig, unter deren Betreuung, Pflege und Kontrolle 
sie stehen, was die Wahrscheinlichkeit eines Übergriffes alleine durch die große 
Anzahl an Kontaktpersonen erhöht. Darüber hinaus können folgende institutio- 
nelle Risikofaktoren, welche sexuellen Missbrauch an Menschen mit geistiger 
Behinderung in Institutionen begünstigen, benannt werden: 1) Das Fehlen von 
konkreten Handlungsleitlinien, bspw. im Hinblick auf Pflege- und Betreuungs- 
situationen (Zemp 1997 sowie Zemp et al. 1997) und den Umgang mit Verdachts- 
fällen (Furey & Keharhahn 2000) sowie dem Machtgefälle zwischen Pflege- 
kräften und Klient*innen (Darmann 2000). 2)  Die eingeschränkte bzw. der nur ge-
ringe Schutz der Privat- und Intimsphäre (Zemp, 2002). 3) Mangelnde Kooperation 
mit Beratungsstellen (Zemp 1997 sowie Zemp et al. 1997). 4) Geringer Einbezug 
der Eltern und Sorgeberechtigten der Kinder und Jugendlichen (Noack & Schmid 
1996; Zemp 1997 sowie Zemp et al. 1997). 5) Fehlende sexualpädagogische (Weiter- 
bildungs-)Angebote für die Betreuenden und Zubetreuenden (Pohling, 2015; 
Ortland, 2008; Wienholz et al., 2013). Dazu kommt 6) der Einfluss räumlicher Ge- 
gebenheiten (Doppelzimmer, geringe Rückzugsmöglichkeiten) auf das ausgeprägte 
Vorherrschen von Gewalt und Aggressionen in Institutionen (Michalek 2000).
Es kann davon ausgegangen werden, dass sowohl die Macht- und Abhängigkeitsver-
hältnisse als auch die Fremdbestimmung, die in Einrichtungen der Behindertenhilfe 
(insbesondere im Bereich Wohnen) vorherrschen, geradezu ein täterfreundliches 
Umfeld für sexuelle Gewalt darstellen (Zemp 2002). 
Als personenbezogene Risikofaktoren lässt sich zum 1) das Geschlecht herausstellen. 
Wie auch bei Menschen ohne Beeinträchtigung werden Mädchen und Frauen mit 
einer geistigen Beeinträchtigung deutlich häufiger Opfer sexueller Gewalt als 
Jungen und Männer. Geschlechtsspezifische Angaben weisen jedoch darauf 
hin, dass in der Gruppe von Menschen mit geistiger Behinderung das männliche 
Geschlecht deutlich überrepräsentiert ist im Vergleich zu Jungen und Männern ohne 
geistige Behinderung (Bienstein et al., in. Vorb.;  Mitra et al. 2016; Sobsey et al. 1997; 
Sullivan & Knutson 2000). 
Zum anderen lässt sich als personenbezogene Risikofaktoren 2) die Kombination 
einer körperlichen und geistigen Behinderung konstatieren (Hassouneh-Philips & 



Curry 2002; Sullivan & Knutson 2000) sowie 3) eine erhöhte soziale Isolation bzw. 
ein geringer sozialer Austausch und Kontakt zu anderen Menschen (mit und ohne 
geistiger Behinderung) (Hickson 2013).
Ein zudem wichtiger Risikofaktor für die Personengruppe der Menschen mit geistiger 
Behinderung bezieht sich auf 4) die oftmals fehlende Aufklärung zum Themen-
feld (sexuelle) Gewalt sowie Schulung zum Thema Sexualität im Allgemeinen 
(Furey & Keharhan 2000; McCabe et al. 1994; Noack & Schmid 1996; Turk & Brown 
1993; Zemp 1997 sowie Zemp et al. 1997) und dem allgemein verschlossenen, 
tabuisierten Umgang mit Sexualität in Einrichtungen der Behindertenhilfe (Zemp 
1997 sowie Zemp et al. 1997). Dies führt bspw. bei den Mitarbeitenden häufig zu Hilf-
losigkeit, Unsicherheit, unprofessionellem Handeln und Betroffenheit (ebd.). 
Dieser Mangel an Grundlagen- und Handlungswissen ist eine Leerstelle sowohl in 
der Aus- und Weiterbildung von (Sonder)Pädagog*innen und pädagogischem 
Personal als auch aufgrund des Tabus eine Lücke im Denken und Wissen der Eltern 
und Bezugspersonen.
Zudem bedarf es einer gesellschaftlichen Auseinandersetzung mit dem Tabu im 
Tabu – den Missbrauch von Menschen mit Behinderung – sodass ein breiter Diskurs 
hierzu stattfinden kann und die Verantwortlichkeiten, Machtverhältnisse und damit 
dann auch Konsequenzen nicht  nur „im stillen Kämmerlein“ diskutiert werden.

2  Fortbildungen für pädagogisches Personal als sinnvolles 
          Präventionsinstrument: Vorstellung der SeMB-Fortbildung
 

Es zeigte sich, dass Grundlagenkenntnisse zum Themenkomplex von essentieller 
Bedeutung sind, um die genannten Risikofaktoren für sexuellen Missbrauch zu 
erkennen, diesen präventiv zu begegnen und bei Verdacht sowie nachweislichem 
Missbrauch professionell handeln zu können. Im Rahmen des o.g. Forschungs- 
projektes entwickelten die Autorinnen hierzu sowohl ein Fortbildungsangebot 
für (angehende) Sonderpädagog*innen und Fachkräfte  als auch ein Präventions- 
training für Kinder und Jugendliche mit verschiedenen Förderbedarfen. 
Hintergrund der entstandenen Fortbildung für Mitarbeiter*innen der Behinderten- 
hilfe waren u.a. Studien, die darauf hinwiesen, dass im Vergleich zu anderen Berufs- 
gruppen die größten Wissenslücken zum Thema sexueller Missbrauch bei 
Mitarbeiter*innen der Behindertenhilfe vorkamen (vgl. auch Bange, 2012; Beck, 
2012; Bowman, 2010; Hames, 1996; Reiniger et al., 1995; Röhrig, 1993). Beispiels- 
weise mangelt es an Kenntnissen, wie sie auf eine Missbrauchsvermutung bzw. auf 
einen Missbrauchsverdacht adäquat reagieren können (vgl. Abrahams, 1992; Grey-
tak, 2009; Kenny, 2001; Bienstein et al., in Vorbereitung).   
Studien konnten zeigen, dass bereits ein vierstündiger Workshop für 
Mitarbeiter*innen der Behindertenhilfe zu leichten Veränderungen in Bezug auf den 
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Kenntnisstand zum sexuellen Missbrauch führte (Bowman et al., 2010). Mit dem 
Forschungsprojekt  „Vorbeugen und Handeln. Sexueller Missbrauch an Kindern und 
Jugendlichen mit Behinderung“ (SeMB) wurde an diese Ergebnisse angeknüpft und 
ein entsprechendes Fortbildungskonzept entwickelt.
Die SeMB-Fortbildung wurde für pädagogische Fachkräfte in Einrichtungen der 
Behindertenhilfe, Studierende der Sonderpädagogik und Lehrkräfte an Schulen mit 
dem Förderschwerpunkt Hören und Kommunikation (HK), geistige Entwicklung (GE) 
sowie körperliche-motorisch Entwicklung (KmE) entwickelt. Neben allgemeinen 
Grundlagen zur Prävention sexuellen Missbrauchs, wurden die Inhalte durch aktuelle 
Forschungserkenntnisse zum sexuellen Missbrauch an Kinder und Jugendliche mit 
Behinderung erweitert. Die im ersten Turnus durchlaufene Evaluation der Fort- 
bildung an 391 Studierenden der Sonderpädagogik an der Universität zeigten positive 
Effekte und den Gewinn einer solchen Fortbildung im frühen Stadium der Profession- 
alisierung (vgl. Verlinden et al., 2016).  
Die Basis-Fortbildung besteht aus zwei Lerneinheiten à 4 Stunden, die an auf- 
einander folgenden Tagen durchgeführt werden. Die erste Lerneinheit umfasst die 
Vermittlung von „Grundlagenwissen“ und die zweite „Handlungswissen“. Insgesamt 
umfasst die Fortbildung elf Bausteine, die jeweils verschiedene Lernziele verfolgen 
(siehe Tabelle 1). Die Bausteine zeichnen sich neben dem Fachinput durch den 
Wechsel von unterschiedlichen, didaktischen Methoden aus, um den 
Teilnehmer*innen mittels Übungen, Videos und Diskussionsrunden verschiedene 
Lernzugänge zu ermöglichen. 

  Tab. 1: Bausteine und Lernziele

Baustein Auswahl der Lernziele

1.  Definition und
Häufigkeit von sex-
uellem Missbrauch

Die Teilnehmer lernen sexuellen Missbrauchstaten in „Hands-off“ und „Hands-
on“ zu unterscheiden und erkennen, dass auch Taten, die nicht mit Körper- 
kontakt zwischen Täter und Opfer einhergehen als sexueller Missbrauch gelten 
können.
Die Teilnehmer lernen, dass Menschen mit Behinderung drei- bis viermal häufiger 
von sexuellem Missbrauch betroffen sind als Personen ohne Behinderung.

2. Sexuelle Rechte
und       Sexualent-
wicklung      von
Kindern        und 
Jugendlichen  mit
Behinderung

Die Teilnehmer erkennen, dass Kinder und Jugendliche mit Behinderung das 
selbstverständliche Recht haben, ihre sexuellen Bedürfnisse zu erleben, aus-
zuhandeln und zu erfahren. Sie wissen, dass Kinder und Jugendliche dabei 
begleitet werden sollen, Sexualität im geschützten Rahmen zu leben und dass 
interaktionelle Sexualität immer nur im Einvernehmen des anderen Beteiligten 
geschehen darf.
Die Teilnehmer lernen, dass sowohl die sozial-emotionale als auch körperliche 
Sexualentwicklung von Kindern und Jugendlichen mit Behinderung kein ein-
heitliches Phänomen ist und der Umgang damit stets individuell und situations-
spezifisch ausgerichtet sein sollte.



3. Risikofaktoren
von Kindern und
Jugendlichen mit
Behinderung

Die Teilnehmer wissen, wie vulnerabel Kinder und Jugendliche aufgrund ihrer 
Behinderung sind. Sie wissen über die Vielfältigkeit der Risiken Bescheid und 
können diese Aspekte benennen.

4.  Institutionell-
strukturelle
Risikofaktoren

Die Teilnehmer kennen mögliche institutionell-strukturelle Aus-lösebeding- 
ungen für die Entstehung von sexuellem Missbrauch an Kindern und Jugend- 
lichen mit Behinderung.
Die Teilnehmer leiten adäquate Lösungsvorschläge als Schutzmaßnahmen ab.

5. Täter und
Täterinnen

Die Teilnehmer wissen, dass es unterschiedliche Formen von Täter-schaft gibt.
Die Teilnehmer wissen, dass sich Täter eines Systems bedienen können und den 
Missbrauch von langer Hand planen und sich die Übergriffe mit der Zeit ent- 
wickeln.

6. Verhaltens-
veränderungen
und –auffällig-
keiten als 
mögliche Folge
von sexuellem 
Missbrauch

Die Teilnehmer lernen, dass Kinder und Jugendliche  Verhaltensveränderungen 
aufweisen können, wenn sie sexuell missbraucht werden bzw. sexuell miss-
braucht wurden. 
Sie können einschätzen, dass sich diese Veränderungen beim Kind und Jugend- 
lichen nur in seltensten Fällen kausal mit einem sexuellen Missbrauch in Ver-
bindung bringen lassen. Sie wissen, dass Verhaltensveränderungen, die als 
Missbrauchsanzeichen diskutiert werden, auch immer aufgrund anderer 
Begebenheiten entstehen können. Die Teilnehmer lernen daher zum einen 
das breite Spektrum von möglichen Anzeichen kennen und wissen zum ande-
ren, dass es nur wenige eindeutige Studienbelege für „wahre“ Anzeichen gibt. 
Die Teilnehmer lernen, für plötzliche Verhaltensveränderungen aufmerksam zu 
sein.

7. Aspekte von
Disclosure

Die Teilnehmer wissen, dass es verschiedene Arten der Disclosure gibt und sind 
sich bewusst, dass Kinder und Jugendliche zumeist erst abwägen, ob, wann und 
wem sie den sexuellen Missbrauch berichten. 
Die Teilnehmer erfahren, dass es zumeist die Angst vor den 
Konsequenzen und Reaktionen des Umfeldes ist, die es sexuell missbrauchten 
Kindern und Jugendlichen erschwert, sich zu offenbaren. 
Die Teilnehmer kennen Missbrauchs-, Täter-, Umgebungs-, 
behinderungsspezifische und Kindsfaktoren, die beeinflussen, ob sich ein Kind/
Jugendlicher offenbart oder nicht.

8. Gesprächsführ-
ung in Disclosure-
Gespräche

Die Teilnehmer wissen, welche Handlungen sie in einem Disclosure-Gespräch 
unterlassen sollten und welche Aspekte das Gespräch auf jeden Fall beinhalten 
sollte.
Die Teilnehmer wissen über behinderungsspezifische Besonderheiten in der 
Gesprächsführung Bescheid.
Die Teilnehmer wissen, wie sie in ihrer Einrichtung und den Kindern 
und Jugendlichen gegenüber ein offenes Klima schaffen, das es ihnen erleichtert 
(sexuelle) Missbräuche zu melden.

9. Konkretes Vor-
gehen bei Ver-
mutung und 
Verdacht

Die Teilnehmer lernen, dass die wichtigste Regel im Umgang mit einer Vermu-
tung lautet, dass sie sich professionelle Hilfe holen. Sie wissen, dass sie einen 
rechtlichen Anspruch auf die professionelle und neutrale Beratung durch eine
Insoweit Erfahrene Fachkraft (Kinderschutzfachkraft) haben. 
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Die Teilnehmer lernen, dass es notwendig ist, dass ihre Einrichtung einen 
standardisierten Handlungsplan entwirft, und kennen dessen wichtige Inhalte.

10. Institutionelle
Prävention

Die Teilnehmer kennen die Mindeststandards der Präventionsmöglichkeiten 
 einer Einrichtung, die der Runde Tisch als Empfehlung ausgesprochen hat.
Die Teilnehmer wissen, wie sie Aspekte aus diesen Mindeststandards in der 
Institution, in der sie arbeiten, im Anschluss an diese Fortbildung umsetzen 
bzw. initiieren können.

11. Prävention mit
Kindern und Jugend-
lichen aktiv und 
sinnvoll gestalten

Die Teilnehmer wissen, dass gelungene Präventionsarbeit ein Schutz vor 
sexuellem Missbrauch darstellt.
Die Teilnehmer wissen, auf welche Faktoren es bei einer behinderungs- 
spezifischen Präventionsarbeit mit Kindern und Jugendlichen ankommt.

3  Evaluation der SeMB-Fortbildung in Wohneinrichtungen der 
        Behindertenhilfe
 

3.1 Design
Die Überprüfung der längerfristigen Wirksamkeit der Fortbildung erfolgte im Ex-
perimental- Wartekontrollgruppendesigns zu zwei bzw. drei Messzeitpunkten. Teil-
nehmende Personen füllten direkt vor der Fortbildung (Prä-Messung), direkt nach 
der Fortbildung (Post-Messung) sowie sechs Wochen später einen Fragebogen aus. 
Für die Wartekontrollgruppe wurden Daten zu zwei Messzeitpunkten erhoben: Die 
Prä-Messung sowie sechs Wochen später zur Follow-up-Messung. Die Stichproben-
rekrutierung erfolgte durch gezielte Werbemaßnahmen in den Einrichtungen des 
Verbundpartners (bethel.regional). Die Teilnahme war für die Mitarbeiter*innen 
weitgehend verpflichtend. Insgesamt wurden 9 Fortbildungen mit jeweils 6-16 
Teilnehmer*innen durchgeführt, 5 Durchgänge für die Experimental (EG)- und 4 
für die Wartekontrollgruppe (WKG). Für die Wartekontrollgruppe wurde die Fort- 
bildung unmittelbar nach der zweiten Datenerhebung angeboten. 
Die Experimentalgruppe (EG) bestand dabei final aus n = 65 Personen und die Warte- 
listenkontrollgruppe (WKG) aus n = 52 Personen. Damit konnten zur Prä-Messung 
(T0) insgesamt N = 117 Datensätze einbezogen werden. Die Mehrzahl der teil- 
nehmenden Personen berichtete vor der Fortbildung, über nur sehr geringe bzw. 
geringe praktische sowie theoretische Kenntnisse zu dem Thema zu verfügen. Das 
Interesse am Thema wurde jedoch von der Mehrzahl der teilnehmenden Personen 
als groß oder sehr groß bewertet. Zwischen der Experimental- und Kontrollgruppe 
konnten keine signifikanten Unterschiede im Alter und berufspraktischer Erfahrung 
festgestellt werden. Auch das Vorwissen zum Thema sowie das Interesse unter-
schieden sich nicht zwischen den Gruppen. 



Das Erhebungsinstrument bestand aus verschiedenen Aspekten: Zum einen aus 
einem Fragebogen zur Erfassung des deklarativen Wissens (FWD), einem Fragen- 
bogen zur Einstellung zur Prävention, zu hemmenden Gefühlen und zur Handlungs-
sicherheit im Umgang mit Verdachtsfällen sowie einem Fragebogen zur Erfassung 
von Mythen zum sexuellen Kindesmissbrauch (gCSAM) sowie zum anderen aus 
Fragen zur Zufriedenheit mit der Fortbildung (FzZ).
Der FDW wurde im Rahmen des Forschungsprojektes entwickelt und diente der 
Erhebung von deklarativem Faktenwissen zum sexuellen Missbrauch. In Freitext-
feldern wurden Inhalte des Fortbildungskonzeptes abgefragt, die Antworten im 
Rahmen der Auswertung anhand eines Lösungsblattes als richtig (=1) oder falsch 
(=0) kodiert (z.B. „Listen Sie bitte drei Beispiele für sexuelle Missbrauchstaten ohne 
Körperkontakt auf“; „Listen Sie bitte drei Strategien von Täter*innen auf“). Der 
Summenwert auf dieser Skala setzt sich aus der gesamt Anzahl richtiger Antworten 
zusammen und nahm einen Wert von 0 bis 22 an. Der Fragebogen wurde im Rahmen 
einer Piloterhebung an N=132 Studierenden (BA Sonderpädagogik) überprüft und 
in Abhängigkeit von Ergebnissen der sich anschließenden Itemanalyse modifiziert. 
Die interne Konsistenz des FDWs ist mit einem Cronbach`s Alpha von .855 als gut zu 
werten (Cortina, 1993).

Der Fragebogen zur Erfassung von Einstellungen gegenüber Prävention umfasst ins-
gesamt 14 Items. Diese erfassen Einstellungen, Gedanken und Gefühle in Bezug auf 
einrichtungsinterne Prävention und Intervention bei sexuellen Übergriffen (z.B. „Als 
betreuende Person kann ich einem Kind/Jugendlichen, der/die von sexuellen Über-
griffen betroffen ist, kaum helfen.“, „Ich fühle mich gut informiert und handlungs-
sicher im Umgang mit sexuellen Übergriffen.“). Die Aussagen wurden anhand einer 
sechsstufigen Likert-Skala bewertet (1=„trifft überhaupt nicht zu“ bis 6=„trifft völlig 
zu“). Hohe Werte operationalisieren hier eine wünschenswerte Einstellung gegen-
über Prävention. Der Originalfragebogen von Glammeier und Vogelsang (unveröf-
fentlichtes Manuskript) wurde in einer Piloterhebung mit N=90 Personen getestet. 
Dieser Datensatz wurde im Rahmen der vorliegenden Studie durch Anwendung 
einer Itemanalyse hinsichtlich Trennschärfe und Homogenität untersucht. Es wurden 
lediglich Items mit einer akzeptablen Trennschärfe ab .300 ausgewählt. Im Rahmen 
der Piloterhebung konnte eine interne Konsistenz der Originalitems von Cronbach’s 
α=.843 festgestellt werden, was als gut zu bewerten ist.

Weiter wurde ein Fragebogen zur Erfassung von hemmenden Gefühlen oder 
Gedanken bei Verdachtsfällen auf einrichtungsinterne oder -externe sexuelle Über-
griffe in Anlehnung an Glammeier und Vogelsang (unveröffentlichtes Manuskript) in 
die Datenerhebung implementiert und den teilnehmenden Personen vor der Fort-
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bildung sowie sechs Wochen später vorgelegt (z.B. „Befürchtung, jemanden zu Un-
recht zu beschuldigen.“, „Ich will anderen nicht in den Rücken fallen, sonst fallen 
sie mir vielleicht auch irgendwann einmal in den Rücken.“). Anhand von 13 Items 
wurden Gefühle im Zusammenhang mit Verdachtsfällen anhand einer sechsstufigen 
Likert-Skala erfragt (1=„überhaupt nicht“ bis 6=„sehr stark“). Hohe Werte operation- 
alisieren hier eine hohe Ausprägung von hemmenden Gefühlen oder Gedanken. 
Auch hier wurde mit den Originalitems von Glammeier und Vogelsang (im Rahmen 
der vorliegenden Analyse) eine Itemanalyse durchgeführt und Items mit einer Trenn-
schärfe kleiner als .300 ausgeschlossen. Die interne Konsistenz ist mit Cronbach’s 
α= .843 als gut zu bewerten.

Die subjektiv berichtete Handlungssicherheit wurde anhand von drei Fallbeispielen 
erhoben. Es  erfolgte die Bewertung der Handlungssicherheit von 1=ich bin sehr un-
sicher was jetzt zu tun ist bis 6= ich bin sehr sicher was jetzt zu tun ist. Je höher 
der Wert, desto höher erwies sich die subjektiv berichtete Handlungssicherheit. 
Die interne Konsistenz der Skala subjektive Handlungssicherheit erwies sich mit 
Cronbach`s Alpha = .942 als exzellent zu bewerten.

Zur Erfassung von dysfunktionalen Stereotypien und Einstellungen zum Thema 
wurde die Child Sexual Abuse Myth Scale (CSAM, Collings, 1997) in deutscher Über-
setzung eingesetzt. Der Fragebogen umfasst 15 Items (z.B. „Kindesmissbrauch wird 
durch soziale Probleme wie Arbeitslosigkeit, Armut und Alkoholismus verursacht.“; 
„Jugendliche Mädchen, die sich freizügig kleiden, bitten darum, sexuell missbraucht zu 
werden.“) auf einer 5-stufigen Likert-Skala (1=“Ich stimme gar nicht zu“ bis 5=“Ich stim-
me voll zu“). Ein hoher Wert operationalisiert eine hohe Mythenakzeptanz. Die interne 
Konsistenz konnte in einer Pilottestung mit N=472 Studierenden überprüft werden. Die 
Gesamtskala „Mythenakzeptanz“ (gCSAM) der deutschen Version ist mit Cronbach`s Al-
pha= .732 als gut zu werten (Cortina, 1993) und mit der englischen Version vergleichbar.
Der Fragebogen zur Erfassung der allgemeinen Zufriedenheit wurde bei der Experi-
mentalgruppe im Rahmen der Post-up-Erhebung (unmittelbar nach Abschluss der 
Fortbildung) eingesetzt. Die insgesamt 20 Items (z.B. „Die Inhalte der einzelnen Bau-
steine waren gut strukturiert und verständlich.“, „Die Trainerin ging mit Beiträgen der 
Teilnehmer*innen kompetent um.“) wurden anhand einer 5stufigen Likert-Skala be-
wertet (1=“Ich stimme gar nicht zu“ bis 5=“Ich stimme voll zu“), wobei die Formulie-
rungen einzelner Items an die Inhalte der Präventionsfortbildung angepasst wurden. 
Auch dieser Fragebogen wurde in einer Piloterhebung mit N=132 Studierenden geprüft 
und in Abhängigkeit von Ergebnissen der sich anschließenden Itemanalyse modifiziert. 
Die interne Konsistenz dieses Fragebogens ist mit einem Cronbachs Alpha von .936 als 
exzellent zu werten (Cortina, 1993). 



3.2 Hypothesen
Es wurden folgende Forschungshypothesen untersucht:

A. Fachkräfte, die an der Fortbildung teilgenommen haben, wissen sechs Wochen 
nach der Fortbildung (T2) signifikant mehr als Fachkräfte, die nicht an der Fort- 
bildung teilgenommen haben (Effekt der Fortbildung auf deklaratives Wissen).

B. Fachkräfte, die an der Fortbildung teilgenommen haben, geben sechs Wochen 
nach der Fortbildung eine signifikant wünschenswertere Einstellung gegenüber 
Prävention an als Fachkräfte, die nicht an der Fortbildung teilgenommen haben 
(Effekt der Fortbildung auf Einstellungen gegenüber Prävention).

C. Fachkräfte, die an der Fortbildung teilgenommen haben, geben sechs Wochen 
nach der Fortbildung eine signifikant höhere subjektiv berichtete Handlungssicher-
heit an als Fachkräfte, die nicht an der Fortbildung teilgenommen haben (Effekt der 
Fortbildung auf subjektive Handlungssicherheit).

D. Fachkräfte, die an der Fortbildung teilgenommen haben, geben sechs Wochen 
nach der Fortbildung signifikant geringere hemmende Gefühle an als Fachkräfte, 
die nicht an der Fortbildung teilgenommen haben (Effekt der Fortbildung auf hem- 
mende Gefühle).

E. Fachkräfte, die an der Fortbildung teilgenommen haben, geben sechs Wochen 
nach der Fortbildung eine signifikant geringere Mythenakzeptanz an als Fachkräfte, 
die nicht an der Fortbildung teilgenommen haben (Effekt der Fortbildung auf 
Mythenakzeptanz).

F. Fachkräfte, die an der Fortbildung teilgenommen haben, waren mit der Ver- 
anstaltung überwiegend zufrieden.

3.3 Auswertung und Stichprobenbeschreibung
Die Daten wurden unter Verwendung von Stata IC in der Version 14.1 analysiert  
(StataCorp 2016). Es wurden Post-Hoc-Einzelvergleiche vorgenommen, bei denen 
zur Vermeidung einer Inflation des alpha-Fehlers eine Korrektur nach Bonferroni 
erfolgte. Im Weiteren werden die Ergebnisse zwischen der Experimental- und Warte-
kontrollgruppe differenziert für die einzelnen Bereiche dargestellt. 
Zur konkreten Prüfung der Hypothesen wird für jede Hypothese eine 2 x 2 ANOVA 
mit Messwiederholung berechnet und die Signifikanz des Interaktionsterms aus 
Gruppe x Messzeitpunkt (T0, T2) geprüft. 
Die teilnehmenden Personen der Gesamtstichprobe waren im Mittel 44.12 Jahre 
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(SD=11.030, Spanne: 25 – 63) alt und zu 20.87% männlich und zu 79.13% weiblich. Die 
mittlere berufspraktische Erfahrung lag bei M=17.95 (SD=11.033, Spanne: 1-45) Jahren. 
Wesentliche Unterschiede zwischen den prozentualen Besetzungen der
beiden Gruppen zeigen sich bei Pädagog*innen, Heilerziehungspfl eger*innen, 
Sozialarbeiter*innen und Erzieher*innen. So weist die WKG einen deutlich höheren 
Anteil an Pädagog*innen und Heilerziehungspfl eger*innen auf und die EG einen
höheren Anteil an Sozialarbeiter*innen und Erzieher*innen.

4  Ergebnisse
Im Weiteren werden die zentralen Ergebnisse anhand der zuvor aufgestellten Hypo-
thesen berichtet.

A. Eff ekt der Fortbildung auf deklaratives Wissen:
Die 2x2 ANOVA mit Messwiederholung auf dem Faktor Messzeitpunkt (MZP) wird 
für N = 117 Fälle zur Prä-Messung (T0) berechnet und weist ein korrigiertes R2 von 
rund 77% auf. Das gesamte Modell ist mit einem p von 0.0000 höchst signifi kant. Der 
Haupteff ekt der Gruppe ist mit einem p-Wert < 0.01 sehr signifi kant. Der Haupteff ekt 
des MZP ist mit p = 0.021 < 0.05 signifi kant. Entscheidend ist, dass die Interaktion aus 
Gruppe und MZP mit p < 0.001 höchst signifi kant ist (vgl. Abbildung 1).

  Abb. 1: 2x2 ANOVA mit Messwiederholung auf einem Faktor.



Zur qualitativen Beschreibung der Interaktion kann das Interaktionsdiagramm ver-
wendet werden. Es wird ersichtlich, dass in der EG von T0 zu T2 eine Zunahme des 
durchschnittlichen deklarativen Wissens eintritt, während das mittlere deklarative 
Wissen in der WKG leicht abnimmt (vgl. Abbildung 2). Dies bestätigt die Hypothesen, 
dass die Fortbildung unter Berücksichtigung der Entwicklung der WKG einen 
positiven Effekt auf das Ausmaß deklarativen Wissens ausübt.

 Abb. 2: Interaktionsdiagramm für Gruppe * MZP.

B. Effekt der Fortbildung auf Einstellungen gegenüber Prävention:
Erneut wird die 2x2 ANOVA mit Messwiederholung auf dem Faktor des MZP für 
N = 117 Fälle zur Prä-Messung (T0) bestimmt und weist nun ein korrigiertes R2 von 
rund 14% auf. Das gesamte Modell ist mit p >> 0.05 nicht signifikant, ebenso sind die 
Haupteffekte für Gruppe und MZP nicht signifikant (vgl. Abbildung 3).
Allerdings ist die inhaltlich relevante Interaktion aus Gruppe und MZP mit p < 0.01 
sehr signifikant und wird daher grafisch genauer exploriert.
Es ist zu beobachten, dass die beiden Haupteffekte sich aufgrund der wechsel- 
seitigen Überkreuzung aufheben, daher ergibt sich im formalen Modell auch keine 
Signifikanz. Weiterhin steigt die mittlere Einstellung gegenüber Prävention in der EG 
an, während sie in der WKG absinkt. Dies bestätigt die Hypothese, dass die Fort- 
bildung unter Berücksichtigung der WKG einen positiven Effekt auf Einstellungen zu 
Prävention ausübt (vgl. Abbildung 4).
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  Abb. 3: 2x2 ANOVA mit Messwiederholung auf einem Faktor.

 Abb. 4: Interaktionsdiagramm für Gruppe*MZP.



C. Eff ekt der Fortbildung auf subjektive Handlungssicherheit:
Die 2x2 ANOVA mit Messwiederholung auf MZP wird für N = 115 Fälle zur Prä-
Messung (T0) berechnet und weist ein korrigiertes R2 von rund 51% auf. Das gesamte
Modell ist mit p < 0.01 sehr signifi kant. Der Haupteff ekt des MZP ist mit p > 0.05 
knapp nicht signifi kant. Allerdings ist die Interaktion aus Gruppe und MZP mit
p < 0.01 sehr signifi kant (vgl. Abbildung 5).
Zur Exploration wird erneut auf ein Diagramm zurückgegriff en. Die mittlere Hand-
lungssicherheit steigt in der EG von T0 zu T2 deutlich an, während sie in der WKG 
leicht abfällt, wobei beide Gruppen eine praktisch identische Baseline (T0) aufweisen 
(vgl. Abbildung 6). Damit wird die Hypothese bestätigt, dass die Fortbildung einen 
positiven Eff ekt auf die Handlungssicherheit ausübt, wobei die Entwicklung in der 
WKG kontrolliert wird.

  Abb. 5: 2x2 ANOVA mit Messwiederholung auf einem Faktor.
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Abb. 6: Interaktionsdiagramm für Gruppe*MZP.

D. Effekt der Fortbildung auf hemmende Gefühle:
Die 2x2 ANOVA mit Messwiederholung auf MZP wird für N = 116 Fälle zur Prä- 
Messung (T0) berechnet und weist ein korrigiertes R2 von rund 51% auf. Das gesamte 
Modell ist mit p < 0.001 höchst signifikant. Der Haupteffekt der Gruppe ist mit  
p >> 0.05 nicht signifikant. Der Haupteffekt des Messzeitpunktes ist allerdings mit 
p < 0.01 sehr signifikant (vgl. Abbildung 7). 

Die Interaktion aus Gruppe und MZP ist ebenfalls mit einem p >> 0.05 nicht 
signifikant (vgl. Abbildung 8). Zur Exploration wird ein Interaktionsdiagramm ver-
wendet. In beiden Gruppen fällt das mittlere Ausmaß hemmender Gefühle von 
T0 zu T2 ab, wobei die Abnahme hypothesenkonform in der EG stärker ausfällt als in 
der WKG. 
Allerdings ist dieses Muster der Interaktion nicht signifikant, sodass kein negativer 
Effekt der Fortbildung auf das Ausmaß hemmender Gefühle unter Kontrolle der 
WKG nachgewiesen werden kann (vgl. Abbildung 8).
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  Abb. 7: 2x2 ANOVA mit Messwiederholung auf einem Faktor.

 Abb. 8: Interaktionsdiagramm für Gruppe*MZP.
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E. Eff ekt der Fortbildung auf Mythenakzeptanz:
Die 2x2 ANOVA mit Messwiederholung auf MZP wird für N = 113 Fälle zur Prä-
Messung (T0) berechnet und weist ein korrigiertes R2 von rund 44% auf. Das gesamte
Modell ist mit p < 0.01 sehr signifi kant. Der Haupteff ekt der Gruppe ist mit p >> 0.05 
nicht signifi kant. Der Haupteff ekt des Messzeitpunktes fallt mit p < 0.01 allerdings 
sehr signifi kant aus. Der Interaktionsterm aus Gruppe und MZP ist mit p >> 0.05 
insignifi kant (vgl. Abbildung 9).
Es wird erneut ein Diagramm zur Exploration der Interaktion eingesetzt. In beiden 
Gruppen lässt sich eine Abnahme der mittleren Mythenakzeptanz feststellen, diese 
passiert aber praktisch für beide Gruppen auf gleichem Niveau. Diese praktische 
Parallelität beider Verläufe deutet neben der Insignifi kanz des Interaktionsterms 
daraufh in, dass kein negativer Eff ekt der Fortbildung vorliegt, der über den Zeit-
eff ekt in der WKG hinausgeht (vgl. Abbildung 10). Damit lässt sich die Forschungs-
hypothese nicht bestätigen. 

  Abb. 9: 2x2 ANOVA mit Messwiederholung auf einem Faktor.
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 Abb. 10: Interaktionsdiagramm für Gruppe*MZP.

Zusammenfassung
 

Der hohen Betroffenheit bezüglich sexuellen Missbrauch an Menschen mit geistiger 
Behinderung muss Rechnung getragen werden. Und so sollte u.a. der Bedarf nach 
Missbrauchspräventions-Fortbildungen sowie der gesellschaftlichen Verantwortung 
zum Schutze von Menschen u.a. mit geistiger Behinderung vor (sexuellen) Über-
griffen in Zukunft flächendeckender und selbstverständlicher ein Angebot gemacht 
werden. Dieser Aufsatz stellte eine Fortbildung für Mitarbeiter*innen in Wohnein-
richtungen der Behindertenhilfe vor (SeMB-Fortbildung) und diskutierte deren 
Effekte bezüglich Wissenszuwachs, Mythenabbau, subjektiver Handlungssicher- 
heit, Fortbildungszufriedenheit und Einstellungen gegenüber Präventionsarbeit 
expliziert. 
Zusammenfassend kann konstatiert werden, dass die ersten drei Forschungs- 
hypothesen durch die vorliegenden Daten bestätigt werden: Die SeMB Fortbildung 
hat einen positiven Effekt auf das mittlere deklarative Wissen, die mittlere Einstellung 
gegenüber Prävention und die mittlere subjektiv wahrgenommene Handlungs- 
sicherheit der Fachkräfte aus Einrichtungen der Behindertenhilfe. 
Rein deskriptiv wird auch der vermutete negative Effekt der Fortbildung auf hem-
mende Gefühle bestätigt, allerdings erreicht das Muster nicht die Signifikanz- 
schwelle. Der negative Effekt der Fortbildung auf die Mythenakzeptanz lässt sich 
allerdings weder deskriptiv noch inferenzstatistisch bestätigen. Demnach reicht 
diese Fortbildung nicht dazu aus, um etwaige Überzeugungen im Kontext von 
Mythen zum sexuellen Missbrauch im Sinne einer statistischen Bedeutsamkeit zu 
reduzieren.  
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Jahrestagung
15.-16. November 2018

Universität Leipzig
Campus Augustusplatz – Leipzig-Zentrum

Institutionalisierte Macht & Gewalt – Reflexionen und 
Herausforderungen im Kontext der Behindertenhilfe

Donnerstag, 15. November 2018
15:00 - 15:15	 Begrüßung und Einführung (Vorstand DIFGB)
15:15 – 16:15	 Prof. Dr. Eckhard Rohrmann (Philips-Universität Marburg): Zwischen selbstbestimmter 
 		  sozialer Teilhabe, fürsorglicher Ausgrenzung und Bevormundung – Lebenslagen 
		  und Lebensbedingungen von Menschen, die wir behindert nennen
16:15 – 16:45	 Pause
16:45 – 17:45	 Prof. Dr. Erik Weber (Evangelische Hochschule Darmstadt): „Gewalt ist der verborgene 
		  Kern von geistiger Behinderung“ (Jantzen) – Herausforderungen und Perspektiven 
		  für die unterstütze Teilhabe von Menschen mit einer so genannten geistigen 
		  Behinderung im Spannungsfeld von Inklusionsbemühungen und Exklusion
17:45 – 18:45	 Dr.in Gertraud Kremsner (Universität Wien): „Damit unsere Betreuer wissen, wie die 
		  Rolle ist, wenn sie wirklich auf Hilfe angewiesen sind“ - biographische Erfahrungen  
		  zu Gewalt und Machtmissbrauch in Einrichtungen der Behindertenhilfe
ab 19:30		  Gemeinsames Abendessen im Auerbachs Keller

Freitag, 16. November 2018
09:00 – 09:15	 Verleihung des Forschungsförderpreises 2018
09:15 – 10:00	 Lothar Selke (Rechtsanwalt in Hamburg): Feststellung und Durchsetzung des individuellen
		  Hilfebedarfes von Menschen mit Behinderung in der Rechtspraxis
10:00 – 10:45	 Prof.in Dr.in Saskia Schuppener, Julia Heusner & Rita Bretschneider (Universität Leipzig):  
		  Autonomieförderung durch Autonomieverlust? – Reflexionen zum Einsatz von frei- 
		  heitsentziehenden/-beschränkenden Maßnahmen in Institutionen der Behindertenhilfe
10:45 – 11:15 	 Pause
11:15 – 12:00	 Dr. Knut Hoffmann (Stellv. Ärztlicher Direktor des LWL-Universitätsklinikums der Ruhr- 
		  Universität Bochum für Psychiatrie, Psychotherapie und Präventivmedizin): Veränderung
		  von Machtstrukturen – was kann die Versorgungspsychiatrie tun?
12:00 – 12.45	 Dr.in Karla Verlinden (Hochschule Düsseldorf): Vorbeugen und Handeln – Sexueller 
		  Missbrauch an Kindern & Jugendlichen mit Behinderung
12.45 – 13:30	 Mittagsimbiss
ab 13:30		  DIFGB-Mitglieder-Versammlung / Vorstandswahlen
im Anschluss	 Treffen des Doktorand*innen-Netzwerkes 

Kostenbeitrag für Mitglieder 95 Euro; für Nichtmitglieder 130 Euro (für Doktorand*innen 80 Euro) – 
im Tagungsbeitrag ist eine komplette kulinarische Verpflegung während der Tagung 

und ein Abendessen in Auerbachs Keller enthalten!

Anmeldungen online über: http://difgb.de/fachtagungen.html

Deutsche Interdisziplinäre Gesellschaft zur Förderung der 
Forschung für Menschen mit geistiger Behinderung e.V. 

Homepage: http://difgb.de 
E-Mail: info@difgb.de
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Deutsche Interdisziplinäre Gesellschaft zur Förderung der Forschung für 

Menschen mit geistiger Behinderung e.V.

Ziele der DIFGB
Die Deutsche Interdisziplinäre Gesellschaft zur Förderung der Forschung für Menschen mit geistiger  
Behinderung e. V. (DIFGB) stellt sich die Aufgabe, interdisziplinäre Forschung zum Wohle von Menschen zu 
fördern, die als geistig behindert adressiert werden. Sie ist dabei wissenschaftlichen Standards, forschungs-
ethischen Reflexionsansprüchen und der Wahrung der Menschenwürde verpflichtet.
Die DIFGB bemüht sich, Forschungsaktivitäten für den Personenkreis Menschen mit einer so genannten 
geistigen Behinderung zu intensivieren und zu unterstützen. Die Forschungsergebnisse sollen für die Wissen-
schaft und das Zusammenleben in einer diversen Gesellschaft nutzbar gemacht werden.

Vorrangige Aufgaben der DIFGB
•	 Institutionelle Verankerung der Forschung für Menschen mit so genannter geistiger Behinderung, 

dies insbesondere im Hochschulbereich
•	 Durchsetzung der Anliegen der Gesellschaft in Forschungspolitik und Forschungsförderung
•	 Initiierung, Koordinierung und Unterstützung von Forschungsvorhaben
•	 Förderung interdisziplinärer Kooperation
•	 Erarbeitung und Verbreitung von Positionen zu ethischen Fragen
•	 Verbreitung von Forschungsergebnissen in alltägliche Lebensbereiche, Gesellschaft und Politik
•	 Zusammenarbeit mit Verbänden und Organisationen sowie Institutionen der Aus-, Weiter- und  
	 Fortbildung
•	 Förderung der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Forschung für Menschen mit 

zugeschriebener geistiger Behinderung
•	 Ausrichtung wissenschaftlicher Veranstaltungen
•	 Förderung von Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftlern


